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Der Rathauskater räsoniert 
über den 75. Geburtstag un-
seres Grundgesetzes und be-
mängelt mangelnde Qualität 
und Phantasie, die man in die 
Würdigung der freiheitlichs-
ten, beständigsten und wehr-
haftesten Verfassung inves-
tierte, die unser Staat je hatte.
� Seite 13

DStGB-Ausschuss  
für Finanzen und Kommunalwirtschaft:

Gmehlings Notsignale
Die zunehmende Schieflage der Kommunalfinanzen sowie 
die kommunale Wärmeplanung standen im Zentrum der 
jüngsten Sitzung des DStGB-Ausschusses für Finanzen und 
Kommunalwirtschaft in Wismar. „Die Handlungs- und In-
vestitionsfähigkeit der Kommunen ist akut gefährdet“, be-
tonte Oberbürgermeister Dr. Bernhard Gmehling (Neu-
burg an der Donau) als Vorsitzender des Gremiums.

Gmehling zufolge schlossen 
die Kommunen das vergangene 
Haushaltsjahr mit einem Finan-
zierungsdefizit in Höhe von mi-
nus 6,2 Mrd. Euro ab. Während 
die Ausgaben infolge von Infla-
tion, Tarifabschluss sowie stei-
genden Kosten für soziale Leis-
tungen weiter dynamisch an-
wachsen, sei bei den Steuerein-
nahmen nur mit einem leichten 

Wachstum zu rechnen. Folge sei 
eine dauerhafte strukturelle Un-
terfinanzierung der Städte und 
Gemeinden, die die Handlungs- 
und Investitionsfähigkeit massiv 
einschränkt. 

Kommunen brauchen 
Handlungsfähigkeit

„Diese Entwicklung ist fatal. 
Die Kommunen als Fundament 
unserer Demokratie und Poli-
tikvermittlung vor Ort müssen 
handlungsfähig bleiben. Bund 
und Länder stehen in der Ver-
antwortung, ihren Beitrag für 
eine aufgabengerechte Finanz-
ausstattung der Städte und Ge-
meinden zu leisten“, unterstrich 
der Ausschussvorsitzende. Die 
Zukunftsfähigkeit Deutschlands 
stehe auf dem Spiel, wenn die 
Kommunen finanziell nicht in 
die Lage versetzt werden, in ih-
re Infrastruktur zu investieren. 

„Das heißt, der massive be-

stehende Investitionsrückstand, 
insbesondere bei Schulen und 
der Verkehrsinfrastruktur, muss 
reduziert, sowie dringend not-
wendige Zukunftsinvestitionen, 
unter anderem in den Bereichen 
Energie und Klima sowie Digita-
lisierung, getätigt werden.“ 

Mit Blick auf die kommunale 
Wärmeplanung, die maßgebli-
che Grundlage für die Steuerung 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Scholz, Söder, Herrmann, Faeser und Glauber danken Einsatzkräften
Es regnet und regnet im Freistaat; längst sind zahlreiche Gewässer über die Ufer getreten und in 
vielen Kommunen herrscht Katastrophenalarm. Dämme bersten, Einwohner sind eingeschlossen 
und können sich selbst nicht mehr befreien und leider verlor auch ein Feuerwehrmann sein Leben. 
Tausende Hilfskräfte – beruflich ebenso wie ehrenamtlich – sind rund um die Uhr im Einsatz. Bun-
deskanzler Olaf Scholz, Bayerns Ministerpräsident Dr. Markus Söder, Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser, Bayerns Innenminister Joachim Herrmann und Umweltminister Thorsten Glauber besuchten 
am Montag markante Krisengebiete. „Alle notwendigen Vorbereitungen werden getroffen“, betonten 
Söder und Herrmann. Ihr großer Dank gilt allen Einsatzkräften von Feuerwehr, THW und Hilfsorgani-
sationen, die die Bürgerinnen und Bürger vor dem Hochwasser schützen.�Bild: Polizeipräsidium Oberbayern Nord

Bayerischer Landkreistag in Wunsiedel:

Plädoyer für  
energiegeladene Landkreise

Schwerpunkt der diesjährigen Landkreisversammlung des 
Bayerischen Landkreistags in Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
war die Energie- und Verkehrswende. Zudem beherrsch-
ten kommunale Dauerthemen wie Kommunalfinanzen, 
Sozialausgaben, Aufgabenkritik und die Lage der Kranken-
häuser die zweitägige Konferenz.

„Wir wollen gemeinsam mit 
den Gemeinden bei der Ener-
gieversorgung vorankommen. 
Der notwendige Ausbau der Er-
neuerbaren ist nur gemeinsam 
zu schaffen. Zusammen wollen 
wir vor Ort für Akzeptanz, Wert-
schöpfung und Versorgungssi-
cherheit sorgen“, unterstrich 
der Präsident des Bayerischen 
Landkreistags, Landrat Thomas 
Karmasin (Fürstenfeldbruck).  

Nur im Einvernehmen  
mit den Gemeinden

Um eine kommunal getrage-
ne und akzeptanzorientierte 
Energiewende zu stärken, müs-
se den bayerischen Landkrei-
sen die Energieerzeugung und 
-vermarktung im Einverneh-

tung und den Zusammenschluss 
überörtlicher und damit wettbe-
werbsfähiger kommunaler Ener-
gieunternehmen freiwillig ge-
stalten, würden die gesellschaft-
liche Akzeptanz, der Erhalt des 
Wirtschaftsstandorts und das 
strukturelle Gelingen der Ener-
giewende in ihrer Gesamtheit in 
den Mittelpunkt gestellt. 

Keine unnötigen  
bürokratischen Hürden

Im Gegenzug sollten keine un-
nötigen bürokratischen Hürden 
aufgebaut werden. Die Grund-
lagen für eine umfassende ener-
giewirtschaftliche Betätigung 
der Landkreise seien nun mit der 
Änderung des Bayerischen Kli-
maschutzgesetzes gelegt wor- 

den und müssten nun auch ge-
lebt werden.

Die bayerischen Landkrei-
se fordern einen technologieof-
fenen und mengenbezogenen 
Aus- und Umbau der regenerati-
ven Energien. Statt scharfer Flä-
chenvorgaben, Überbetonung 
einzelner Erzeugungsarten und 
einem ungesteuerten Ausbau 
müssten die Maßnahmen vor 
Ort an den unterschiedlichen re-
gionalen Stärken und Bedürfnis-
sen orientiert werden dürfen. 

Wichtige Grundlastfähigkeit

Die Nutzung grundlastfähiger 
regenerativer Energien, wie der 
Wasserkraft, von Biomasse oder 
der Geothermie, dürfe in einem 
Gesamtkonzept keine nur nach-
geordnete Rolle spielen. Die De-
finition ableitbarer regionaler 
Zielmarken sei dabei nicht nur 
Voraussetzung für einen kom-
munal gesteuerten Ausbau re-
generativer Energien, sondern 
auch Grundlage einer bedarfs-
gerechten und vorausschauen-
den Netzinfrastrukturplanung. 
Gesetzesänderungen zugunsten 
von Privilegierungstatbestän-
den, wie zuletzt im Bereich der 
Photovoltaik, wirkten dem not-
wendigen gesteuerten Umbau 
des Energiesystems hingegen 
diametral entgegen.

Statt Nord-Süd-Debatten über 
Strompreiszonen zu führen, ver-
langen die bayerischen Land-
kreise eine gerechte Verteilung 
der Lasten und Nutzen des Um- 
baus des Energiesystems. Bei-
spielsweise müsse der Aus-
bau der Photovoltaik gleicher-
maßen in Stadt und Land erfol-
gen, vor allem seien bereits ver- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

V.l.: Landrat Thomas Karmasin, Präsident des Bayerischen Land-
kreistags und Ministerpräsident Dr. Markus Söder.� r

men mit ihren Gemeinden um-
fassend möglich sein. Ihre direkt 
und überörtlich gewählten Re-
präsentanten stünden für den 
gesellschaftlichen Willen vor 
Ort, gäben der Energiewende 
ein Gesicht und schafften in be-
sonderer Weise die notwendige 
Identität. Dort, wo sie die Errich-

Krankenhausreform:

Lauterbachs verpasste Chancen
Die Meinungsverschiedenheiten zwischen Bund und Län-
dern zu der von Bundesgesundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) vorgelegten Krankenhausreform sind auch bei 
einem Treffen mit den Ministerinnen und Ministern der 
Länder nicht ausgeräumt worden. „Wir brauchen eine pra-
xistaugliche Reform. Diese haben wir bisher nicht“, stell-
te die Vorsitzende der Gesundheitsministerkonferenz der 
Länder, Schleswig-Holsteins Ressortchefin Kerstin von der 
Decken klar. Das Bundeskabinett hatte den Entwurf des 
Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetzes (KHVVG) 
knapp zwei Wochen zuvor beschlossen, obwohl das Bun-
desjustizministerium seine rechtliche Prüfung noch nicht 
endgültig abgeschlossen hatte.

Bayerns Gesundheitsminis-
terin Judith Gerlach hatte Bun- 
desgesundheitsminister Karl 
Lauterbach im Vorfeld aufgefor-
dert, bei dem Bund-Länder-Ge-
spräch über die Krankenhausre-
form die Bereitschaft zu deutli-
chen Nachbesserungen an sei-
nem Gesetzentwurf zu zeigen: 
„Deutschland braucht dringend 
eine sinnvolle Krankenhausre-
form. Deshalb sollte Lauterbach 
seine starre Haltung aufgeben 
und im nun anstehenden par-

lamentarischen Verfahren die 
wichtigen Vorschläge der Län-
der unterstützen!“

Entwurf mit gravierenden  
inhaltlichen Schwächen

Aus Gerlachs Sicht hat der bis-
herige Gesetzentwurf gravieren-
de inhaltliche Schwächen. Leider 
sei Lauterbach aber nicht auf die 
vielen konstruktiven Vorschlä-
ge der Länder eingegangen. „Wir 
Länder werden im Rahmen des 

anstehenden parlamentarischen 
Verfahrens alle Möglichkeiten 
ausschöpfen, um doch noch Ge-
hör für notwendige Korrekturen 
zu finden“, stellte die Ministerin 
klar. Es sei ein starkes Signal, dass 
alle Länder geschlossen und über 
Parteigrenzen hinweg ein ge-
meinsames Papier erarbeitet ha-
ben, das alle wesentlichen Forde-
rungen enthält, die nunmehr im 
Bundesratsverfahren diskutiert 
werden. Die Einigkeit aller Länder 
mache deutlich, dass Lauterbach 
mit seinem Reformpaket kaum 
Unterstützer hat und Nachbesse-
rungen unerlässlich sind.

Keine unkontrollierten 
Standortschließungen

Gerlach warnte: „Wenn es am 
Entwurf keine Korrekturen ge-
ben sollte, drohen noch schwie-
rigere Zeiten für viele Kranken-
häuser. Die Folge wäre eine 
schlechtere Versorgung der Pa-
tientinnen und Patienten in

� (Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir gratulieren
ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Beimler 

Markt Waldthurn  
am 19.06.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerhard Weber 

Gemeinde Auerbach  
am 10.06.

Bürgermeister Mirco Ketz  
Markt Pöttmes  

am 14.06.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Markus Bader  

Gemeinde Rottenbuch  
am 14.06.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Daniel Graßl 

Markt Teisnach  
am 10.06.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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FW-Landesversammlung in Bamberg:

Pro Europa der Bürger und Regionen
„Die EU muss sich auf Kernthemen wie die Migrations- und Si-
cherheitspolitik oder die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit, 
die immer mehr verloren geht, konzentrieren. Für die Politik vor 
Ort braucht es aber individuelle Lösungen“, machte der Landes- 
und Bundesvorsitzende der Freien Wähler Bayern, Hubert Ai-
wanger, bei der FW-Landesversammlung in Bamberg deutlich. Im 
Vorfeld der Europawahl plädierte Aiwanger für „ein Europa der 
Bürger und Regionen, nicht der Bürokraten und Zentralisten“.

Aiwanger zufolge geht es dar-
um, sich um die Bedürfnisse der 
Menschen zu kümmern, statt 
ideologische Klientelpolitik zu 
betreiben. „Europa ist gut, wenn 
es vernünftig gesteuert wird. 
Berlin und Brüssel müssen auf-
wachen und handeln, wir befin-
den uns bereits in der Deindus-
trialisierung – ganze Industrie-
zweige drohen abzuwandern.“ 

Ideologisches Verbrenner-Aus

Als „größten industriepoli-
tischen Fehler der vergange-
nen Jahre unter EU-Kommis- 
sionspräsidentin Ursula von der 
Leyen“ bezeichnete der Partei-
chef „das ideologische Verbren-
ner-Aus im Jahr 2035“. Dieses 
müsse sofort gestoppt werden. 
Die ‚Evaluation‘ habe jetzt und 
nicht erst 2026 zu erfolgen. Be-
triebe und Kunden benötigten 
Planungssicherheit.

Prekär ist aus Sicht der Freien 
Wähler auch die Situation in der 
Gesundheitsversorgung. Bun-
desweit seien derzeit 70 Pro-
zent der Kliniken ernsthaft be-
sorgt um ihre Existenz und auch 
im Freistaat sei die Lage drama-
tisch. Insolvenzbedingte Schlie-
ßungen seien die Folge der ver-
fehlten Bundespolitik.

Verfehlte Krankenhauspolitik

Wie Generalsekretärin Susann 
Enders ausführte, „ist es of-
fensichtlich, dass die Kranken-
hausreform des Bundesgesund-
heitsministers Karl Lauterbach 
zu spät kommt. Bis zur Umset-
zung werden viele Krankenhäu-
ser bankrott sein. Der Bundes-

gesundheitsminister ignoriert 
zudem, dass die Krankenhäu-
ser in ländlichen Regionen mitt-
lerweile vielfach für die ärztli-
che Grundversorgung sorgen. 
Es kann nicht sein, dass die länd-
liche Bevölkerung die Zeche für 
die Sparpolitik der Bundesregie-
rung zahlt.“

Konkret brauche es die Er-
arbeitung eines breit angeleg-
ten Klinikkonzepts, an dem die 
kommunalen Spitzenverbän-
de beteiligt werden, sowie al-
le betroffenen Pflege- und Ge-
sundheitsverbände genauso wie 
die Rettungsdienste - inklusi-
ve der Sicherung von Haus- und 
Zahnärzten sowie der Facharzt-
dichte und der Förderung von 
Vor-Ort-Apotheken als erste An-
sprechpartner.

Gute medizinische Versorgung 
für alle Bürger im Freistaat

Für die Freien Wähler ist 
klar: Die ambulante und sta-
tionäre Versorgung, ebenso 
wie die physikalische Therapie 
und die Reha- und Heilbehand-
lung, müssten für alle Bürger 
im Freistaat gleichermaßen ge-
sichert werden. Genauso brau-
che es ein Konzept, damit Ret-
tungsdienste auch auf dem Land 
schnell vor Ort sind. Zudem sol-
le das Gesundheitsministerium 
in Bayern künftig einen jährli-
chen Bericht zur Situation der 
Krankenhäuser vorlegen, um bei 
Fehlentwicklungen rasch gegen-
steuern zu können.

„Das Schengener Abkommen 
ist gescheitert! Die verfehlte 
Migrationspolitik gefährdet De-
mokratien, Wohlstand und den 

gesellschaftlichen Zusammen-
halt. Wir Freie Wähler sagen 
klar: Wir müssen die unkontrol-
lierte Zuwanderung in unsere 
Sozialsysteme stoppen“, hob Ai-
wanger mit Blick auf die europä-
ische Migrationspolitik hervor. 
Es brauche einen funktionie-
renden Außengrenzen-Schutz, 
„so dass wir innerhalb der EU 
die Grenzen offenhalten kön-
nen“. Immer mehr Migran-
ten mit sehr geringer Anerken-
nungsquote, vor allem auch aus 
den Maghreb-Staaten, kämen 
unkontrolliert und unregistriert 
an den deutschen Grenzen an, 
weil sie vorher an keiner euro-
päischen Grenze gestoppt wor-
den seien. 

Gesellschaftsjahr für alle

Die FW wollen den Milliar-
denausgaben der EU einen Rie-
gel vorschieben und fordern 
deshalb in ihrem Europawahl-
programm, die völkerrechtliche 
Möglichkeit von Rückführungen 
auch gegen den Willen des be-
troffenen Staates zu prüfen. 

Wie die Wehrpflicht früher, so 
bedarf es nach Auffassung der 
FW auch heute eines identitäts-
stiftenden Einsatzes für die Ge-
sellschaft. Andernfalls drohe die 
Gesellschaft in lose Gruppen von 
Individualisten zu zerfallen. Ver-
änderte Sicherheits- und Bedro- 
hungslagen erforderten zudem 
die Anpassung der militärischen 
Strukturen, womit sich der Bedarf 
an qualifiziertem Nachwuchs er-
höhe. Die Freien Wähler fordern 
deshalb „ein Gesellschaftsjahr 
für Frauen und Männer zwischen 
dem 18. und 30. Lebensjahr“. Da-
bei soll es eine Wahlfreiheit zwi-
schen dem Dienst in der Bundes-
wehr, im Katastrophenschutz, 
bei der Feuerwehr und weiteren 
Blaulichtorganisationen sowie 
im sozialen Bereich geben, heißt 
es in einer der verabschiedeten 
Resolutionen. � DK

Rasanter Anstieg seit zwei Jahren
2022 wurde der Notarzt im Bayern fast 403.000 Mal zu Kassenpatienten gerufen

Sie kommen, hat sich eine Katastrophe ereignet. Ein Zugunglück. 
Eine Massenkarambolage. Sie kommen bei ausgeprägter Atem-
not. Bei Herzstillstand. Und starken Schmerzen. Notärzte sind ein 
elementarer Teil des Gesundheitswesens. Allein im bodengebun-
denen Notarztdienst, also ohne Rettungshubschrauber, kam es 
bei Kassenpatienten letztes Jahr bayernweit zu fast 385.000 Not-
arzteinsätzen. 2022 lag die Zahl sogar noch deutlich darüber.

Fast 403.000 Mal wurde der 
bodengebundene Notarzt 2022 
zu Kassenpatienten gerufen. 
Damit waren Notärzte, land-
auf, landab, vor zwei Jahren je-
den Tag mehr als 1.100 Mal im 
Freistaat im Einsatz. Die Einsatz-
zahl bedeutet einen erstaun-
lichen Ausreißer. Im Vergleich 
zum Vorkrisenjahr stieg sie um 
mehr als sieben Prozent: 2019 
wurden erst knapp 376.000 Ein-
sätze registriert. Zu Beginn der 
Coronakrise, 2020, kam es nach-
vollziehbarerweise zu einem 
Einbruch. 358.000 Mal fuhr der 
Notarzt vor vier Jahren mit Ta-
tütata los. Die Menschen waren 
nicht mehr viel unterwegs. Dar-
um sanken zum Beispiel die Un-
fallzahlen deutlich.

Jährlicher Zuwachs

Die Frage, warum es 2022 
mit einem Mal zu einem großen 
Sprung kam, bleibt rätselhaft. 
„Ich habe dafür keine Erklärung“, 
sagt etwa Günther Griesche, 
Vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft der Zweckverbände für 
Rettungsdienst und Feuerwehr-
alarmierung in Bayern (Arge ZRF 
Bayern). Günther Griesche selbst 
leitet den Zweckverband für die 
Region Ingolstadt. Auch hier gab 
es 2022 einen Ausreißer. 67.300 
Rettungseinsätze sind für dieses 
Jahr registriert. 2023 sanken die 
Zahlen wieder auf 65.600 Ein-
sätze. Das sind immer noch rund 
1.000 mehr als 2019. Im Ver-
gleich zum letzten Jahr vor Aus-
bruch der Corona-Krise wuchs 
die Einsatzzahl 2022 in Ingolstadt 
um 4,5 Prozent.

Beim Bayerischen Roten 
Kreuz war die Gesamteinsatz-
zahl 2022 ebenfalls deutlich hö-
her als in den Jahren davor und 
danach. Mit über 1.300 Einsatz-
fahrzeugen und mehr als 6.200 
angestellten Einsatzkräften wur-
den 2022 mehr als zwei Millio-
nen Rettungsdiensteinsätze ab-
solviert. Der Sprung von 2019 
auf 2022 lag, ähnlich wie bei 
den Zahlen der Kassenärztlichen 
Vereinigung in Bayern, bei rund 
sieben Prozent.

Grundsätzlich ist eine Steige-
rung der Einsatzzahlen von Jahr 
zu Jahr zu beobachten. 2014 
zum Beispiel leisteten die Ret-
tungsdienstler des BRK nur gut 
1,7 Millionen Einsätze ab. Der 

Zuwachs zum Folgejahr 2015 be-
trug damals schon 6,55 Prozent.

Zu berücksichtigen sind bei 
der Analyse der Zahlen aller-
dings die zahlreichen Fehl- und 
nicht verrrechnungsfähigen Ein-
sätze. Rechnet man die heraus, 
liegt die Einsatzzahl des Baye-
rischen Roten Kreuzes für das 
Jahr 2022 bei knapp 1,35 Milli-
onen. Im Jahr 2019 waren gut 
1,33 Millionen Einsätze not-
wendig und wurden verrech-
net. Werden die Fehleinsät-
ze und nicht verrechnungsfähi-
gen Einsätze berücksichtigt, be-
trägt der Zuwachs im gesamten 
Rettungsdienst des BRK in Bay-
ern zwischen 2019 und 2022 nur 
noch ein Prozent.

Nicht nur Bagatellen

Doch so einfach ist die Welt 
nicht. Denn es fragt sich, was 
hinter der Formel „nicht ver-
rechnungsfähige Einsätze“ 
steckt. Darüber klärt BRK-Pres-
sesprecher Sohrab Taheri-Sohi 
auf. Verrechnet werden können 
Rettungsdiensteinsätze nach 
seinen Worten nur dann, wenn 
ein Patient transportiert wur-
de. Was im Übrigen nicht be-
deutet, dass der Rettungsdienst 
in solchen Fällen leer ausgin-
ge: „Wir sind vorhaltefinanziert, 
das heißt, wir erhalten eine pau-
schale Vergütung für unseren Si-
cherstellungsauftrag.“

Einsätze mit Patiententrans-
port werden allerdings am Ende 
höher vergütet. Wichtig bleibt, 
zu wissen, dass auch nicht ver-
rechnungsfähige Einsätze Notfäl-
le sein können. „Wenn wir also 
beispielsweise nur vor Ort eine 
Versorgung durchgeführt haben, 
der Patient dann aber Zuhause 
geblieben ist, so ist dieser Ein-
satz für uns nicht verrechnungs-
fähig”, führt Sohrab Taheri-Sohi 
aus. Falsch wäre es nach seinen 
Worten, „Fehleinsätze“ sowie 
„nicht-verrechnungsfähige“ Ein-
sätze ausschließlich als Bagatel-
len, Lappalien oder „nicht not-
wendig“ zu deklarieren.

Dass es im Jahr 2022 zu er-
staunlich vielen Notfalleinsät-
zen im Rettungsdienst kam, zeigt 
laut Bayerischem Innenministe-
rium der „Rettungsdienstbericht 
Bayern 2023“. „Mit 1.225.890 
Ereignissen wies das Jahr 2022 
ein 14 Prozent höheres Aufkom-
men der Notfallereignisse als 
das Jahr 2019 auf“, heißt es dar- 
in dick hervorgehoben. Eben-
falls erstaunlich: Während die 
Zahl der Rettungsdienstereig-
nisse kontinuierlich von Jahr zu 
Jahr wächst, abgesehen vom 
Ausnahmejahr 2020, gehen die 
Zahlen von 2022 auf 2023 plötz-
lich zurück. Letztes Jahr wurden 
bayernweit 1.187.201 Notfall- 
ereignisse registriert. Das ist ein 
Rückgang von über drei Prozent.

Weshalb der Notarzt vor allem 
gerufen wird, kann das Innenmi-
nisterium nicht sagen. Auch die 
Frage, warum es ausgerechnet 
2022 zu extrem vielen Notfall- 
ereignissen kam, vermag das 
Ministerium nicht zu beantwor-
ten. Es verweist auf den prinzipi-

ell kontinuierlichen Anstieg der 
Anzahl der Notfallereignisse von 
Jahr zu Jahr. „Anzunehmende 
Gründe hierfür sind unter ande-
rem Veränderungen bei der am-
bulanten Versorgung, der de-
mographische Wandel und die 
Inanspruchnahme des Rettungs-
dienstes bei minderschweren 
Erkrankungs- und Verletzungs-
bildern“, heißt es.

Kein Problem?

Nach den Recherchen unserer 
Zeitung wird der plötzliche An-
stieg der Notfallereignisse 2022 
nirgends in der „Szene“ proble-
matisiert. Obwohl es ja um Tau-
sende von Menschen geht, die 
sozusagen „zusätzlich“ zum Not-
fallereignis wurden. Eine Analy-
se wäre von daher interessant. 
Grund dafür, dass sie ausbleibt, 
mag sein, dass Rettungsdienst-
ler genug andere Sorgen haben.

„Wie in allen medizinischen 
Bereichen ist auch der Rettungs-
dienst von sehr knappen per-
sonellen Ressourcen geprägt“, 
sagt Claire Banzer von der Pres-
sestelle des BRK. Notärzte sind 
darum im Dauerstress. Und 
müssten dringend entlastet wer-
den. Das Bayerische Rote Kreuz 
schlägt eine stärkere Einbindung 
von Notfallsanitätern in der Ver-
sorgung von Notfallpatienten 
vor. Sie seien so gut ausgebildet, 
dass sie vor Ort eigenverant-
wortlich zahlreiche lebensret-
tende Maßnahmen durchführen 
könnten. Die weitere ärztliche 
Versorgung könnte dann zum 
Beispiel durch einen Telenotarzt 
übernommen werden.

Dass es zu wenige Notärzte 
ergibt, liegt laut Gökhan Kati-
poglu, Leiter des Bereichs „Not-
dienste“ bei der Kassenärztli-
chen Vereinigung Bayerns (KVB) 
nicht zuletzt an schwieriger ge-

wordenen Rahmenbedingun-
gen. „Die fachlichen Zugangsvor- 
aussetzungen wurden erhöht“, 
erklärt er. Kurze Arbeitsverträ-
ge an Kliniken ließen die Bereit-
schaft sinken, sich zum Notfall-
mediziner weiterzubilden: „Und 
niedergelassene Ärzte müs-
sen sich zwischen der Versor-
gung ihrer Patienten in der Pra-
xis und dem Notarztdienst ent-
scheiden.“ Hinzu komme, dass 
für die Notfallversorgung rele-
vante Klinikstationen geschlos-
sen wurden.

Nicht immer besetzt

„Unterm Strich stagniert die 
Zahl der am Notarztdienst teil-
nehmenden Ärztinnen und Ärz-
te bei zirka 3.700, während 
gleichzeitig die Anzahl der vom 
einzelnen Arzt übernommenen 
Dienste sinkt“, so Gökhan Kati-
poglu. Aus diesem Grund sind 
die Notarztstandorte in der Re-
gel nicht zu 100 Prozent besetzt. 
Im vergangenen Jahr gab es bay-
ernweit eine Besetzungsquote 
von 93,1 Prozent.

Negativer Spitzenreiter war 
der Notarztstandort Bad Königs-
hofen mit einer Besetzungsquo-
te von lediglich rund 44 Prozent 
im Jahr 2023: „Im bisherigen 
Verlauf des Jahres 2024 sehen 
wir aber wieder eine Verbesse-

rung der bayernweiten Beset-
zung.“ Sofern Dienstschichten 
an einem Notarztstandort nicht 
besetzt werden können oder 
wenn ein Notarzt kurzfristig aus-
fällt, ist die Versorgung laut Gök-
han Katipoglu weiterhin durch 
die benachbarten Notarztstand-
orte sichergestellt. „Zu einem 
Notarzteinsatz ist, unabhängig 
von der jeweiligen Besetzung 
der einzelnen Notarztstandor-
te, grundsätzlich immer das am 
schnellsten verfügbare geeig-
nete Rettungsmittel zu alarmie-
ren“, so der Notdienste-Leiter.

Problematisch für Rettungs-
dienstler ist laut Günther Gries-
che, Vorsitzender der Arge ZRF 
Bayern, auch, dass Rettungs-
dienstfahrzeuge relativ häufig 
kaputt sind. „Das liegt daran, 
dass in den letzten Jahren die 
Lebensdauer und die Kilometer-
leistung in die Höhe gesetzt wur-
den“, erklärt er. Ein gewaltiges 
Problem stellten darüber hin- 
aus Krankenhausschließungen 
dar: „Deswegen kann man den 
Patienten manchmal nirgendwo 
hinbringen.“ Um mehr Notärzte 
zu gewinnen, plädiert Günther 
Griesche für eine bessere Ho-
norierung: „Der Bereitschafts-
dienst der KVB wird besser be-
zahlt.“ Letztlich müsste das Ge-
sundheitswesen als Ganzes re-
formiert werden. � Pat Christ

Deutscher Landkreistag:

Mehr Handhabe  
für die Jobcenter

In seinem Positionspapier „Mehr Handhabe für die Jobcenter – 
Forderungen zur Verbesserung der Arbeitsmarktintegration“ hat 
der Deutsche Landkreistag Forderungen zur Weiterentwicklung 
des Bürgergeldes veröffentlicht. Damit soll die Balance zwischen 
existenzsichernder Hilfeleistung und berechtigten Interessen der 
Steuerzahler verbessert werden.

Um die Integration in den Ar-
beitsmarkt seitens der Jobcenter 
konsequent befördern zu kön-
nen, bedarf es nach Überzeu-
gung des Deutschen Landkreis-
tags nach wie vor einer starken 
Komponente des „Forderns“, 
„nicht hingegen der Freistellung 
größerer Vermögen und jed-
weder Wohnungen und Häuser 
während der ersten eineinhalb 
Jahre des Leistungsbezugs“. Dies 
gebiete auch die gesellschaftli-
che Akzeptanz bei denjenigen, 
die die SGB II-Leistungen mit ih-
ren Steuermitteln finanzieren.   

Betreuungsintensität erhöhen

Vor diesem Hintergrund schlägt 
der Kommunalverband in punk-
to Bürgergeld vor, die Jobcenter 
durch ausreichende Verwaltungs- 
und Eingliederungsmittel in die 
Lage zu versetzen, die Betreu-
ungsintensität zu erhöhen. Auch 
sollten die Mitwirkungspflich-
ten bei der Integration in Arbeit 
intensiviert werden. Die Rege-
lung zur Vollsanktionierung müs-
se im Hinblick auf Tatbestand und 
Rechtsfolgen geschärft werden, 
damit ihr ein sinnvoller Anwen-
dungsbereich zukommt und den 
Jobcentern ein notwendiges In-
strument bei Totalverweigerung 
an die Hand gegeben wird. „Wer 
ohne wichtigen Grund nicht zur 
Annahme zumutbarer und exis-
tenzsichernder Arbeit bereit ist, 
sollte keinen Leistungsanspruch 
haben“, heißt es in dem Papier. 
Auch sollte das Nichterscheinen 
zur ersten Gesprächseinladung 
ohne wichtigen Grund mit einer 
Leistungsminderung belegt wer-
den können.

Gestrichen werden sollte nach 
Auffassung des Landkreistags 
dagegen die Vorgabe eines zu-
sätzlichen Schlichtungsverfah-
rens im Falle von Meinungsver-
schiedenheiten bei der Erstel-
lung oder Fortschreibung eines 
Kooperationsplans. Gleiches gel-
te für die „Karenzzeit Wohnen: 
Im ersten Jahr des Leistungsbe-
zugs auf eine „Prüfung der An-
gemessenheit der Miete“ zu ver-
zichten, führe zu Fehlanreizen. 
Darüber hinaus seien negati-

ve Auswirkungen auf den Woh-
nungsmarkt zu befürchten, da 
die Mieten erfahrungsgemäß 
schnell nachziehen. Dies laufe 
dem Ziel der Schaffung bezahl-
baren Wohnraums zuwider. Bei 
Streichung der Karenzzeit blei-
be es immer noch bei einem 
Zeitraum von sechs Monaten, 
in dem die Miete geschont wird. 
Grundsätzlich sollte das Wohnen 
„in erheblich überdurchschnitt-
lich teuren Wohnungen“ gesetz-
lich ausgeschlossen werden. 

Karenzzeit Vermögen

Ebenfalls zu streichen ist laut 
Deutschem Landkreistag die 
„Karenzzeit Vermögen“: Die der-
zeitige Regelung – im ersten Jahr 
Schutz aller nicht erheblichen 
Vermögen bis zu 40.000 Euro 
pro Person - lasse sich mit Sinn 
und Zweck einer steuerfinan-
zierten Sicherung des Existenz-
minimums nicht vereinbaren. 

Reduziert werden sollte der 
Grundfreibetrag für Vermögen 
in Höhe von 15.000 Euro pro 
Person. Über die genaue Höhe 
wäre zu diskutieren. Eingeführt 
worden sei eine Gesamtver-
mögensfreigrenze je Bedarfs-
gemeinschaft, so dass die Frei-
beträge der gesamten Bedarfs-
gemeinschaft genutzt werden 
können, wenn das Vermögen 
der Einzelpersonen die Freigren-
ze übersteigt. „Damit entfernt 
sich das Bürgergeld immer wei-
ter vom Grundsatz des Nach-
rangs der Existenzsicherung“, so 
der Landkreistag.  

Gesamtverantwortung  
der Jobcenter erhalten

Die zum 1. Januar 2025 anste-
hende Zuständigkeitsverlage-
rung für die berufliche Weiterbil-
dung von Bürgergeld-Beziehern 
von den Jobcentern zu den Agen-
turen für Arbeit dürfe den Inte- 
grationsprozess nicht beein-
trächtigen, wird abschließend ge-
fordert. Um Brüche für die Bür-
gergeld-Bezieher zu vermeiden, 
müsse die Gesamtverantwor-
tung der Jobcenter so weit wie 
möglich erhalten bleiben. � DK
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die Kommunen stehen vor 
einer Vielzahl an Herausfor-
derungen, die sich stetig er-
weitern. Die Aufgaben reichen 
vom Bau und Betrieb von Kin-
dergärten über die Unterbrin-
gung von Flüchtlingen bis hin 
zur Erstellung kommunaler 
Wärmepläne und der Orga-
nisation von Kommunalwah-
len. Die Personalressourcen in 
den Verwaltungen wachsen 
jedoch nicht im gleichen Maße 
wie die Anforderungen, was zu 
einer erheblichen Überlastung führt.

Insbesondere der Bau und Betrieb von Kinder-
gärten ist eine dringliche Aufgabe, um den Be-
darf an Betreuungsplätzen für Kinder zu decken. 
Dies ist entscheidend für die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowie für die frühkindliche  
Bildung.

Die Unterbringung von Flüchtlingen ist eine 
weitere dringende Aufgabe, die erhebliche orga-
nisatorische und soziale Herausforderungen mit 
sich bringt. Hier müssen geeignete Unterkünf-
te geschaffen und gleichzeitig Integrationsmaß-
nahmen angeboten werden.

Ebenso laufen in den Kommunen bereits die 
Vorbereitungen für die Kommunalwahlen 2026. 
Auch hier ist eine sorgfältige Planung und Durch-
führung erforderlich, um einen reibungslosen 
Ablauf zu gewährleisten und die demokratische 

Partizipation sicherzustellen.
Jetzt kommt noch die Ver-

pflichtung zur Erstellung kom-
munaler Wärmepläne hinzu. 
Diese Pläne sind wohl notwen-
dig, um die Energiewende vor- 
anzutreiben und den Klima-
schutz auf lokaler Ebene zu 
stärken. Sie erfordern jedoch 
detaillierte Analysen und um-
fangreiche Planungsarbeiten. 
Die kommunale Wärmepla-
nung liegt noch längst nicht 
überall auf dem Tisch und 
stellt vor allem mittlere und 
kleinere Gemeinden vor eine 
große Aufgabe. Viele Kommu-

nen werden die Aufgabe mit eigenem Personal 
nicht stemmen können und in vielen Rathäusern 
fehlt einfach auch das Know-how.

Die zunehmenden Aufgaben werden nicht 
durch eine entsprechende Erhöhung des Perso-
nals in den Verwaltungen begleitet. Dies führt 
dazu, dass immer mehr externe Büros beauf-
tragt werden müssen, um die vielfältigen Auf-
gaben zu bewältigen. Dies wiederum verursacht 
ständig steigende Kosten für die Kommunen, 
was deren finanzielle Belastung weiter erhöht.

Insgesamt stehen die Kommunen vor der Her- 
ausforderung, wie sie mit den stetig wachsen-
den Anforderungen umgehen sollen, ohne dass 
ihnen entsprechend mehr personelle und finan-
zielle Ressourcen zur Verfügung stehen.

Durch Kombination verschiedener Ansätze 
können die Kommunen ihre wachsenden Aufga-
ben eventuell besser bewältigen, auch wenn die 
personellen Ressourcen begrenzt bleiben. Lang-
fristig sind jedoch auch politische Lösungen not-
wendig, um die strukturellen Herausforderun-
gen im öffentlichen Dienst zu adressieren und ei-
ne nachhaltige Finanzierung sicherzustellen.

GZ KOLUMNE
Carmen Pepiuk

Wärmeplanung  
setzt Kommunen  

unter Druck

Liebe Leserinnen
und Leser,

6. Juni 2024

Ihre Carmen Pepiuk
Stv. Landesvorsitzende der KPV Bayern
Erste Bürgermeisterin der Gemeinde Trabitz

Sudetendeutscher Tag und Heimattag der Siebenbürger Sachsen:

Zukunft braucht Herkunft
Unter dem Motto „Schicksalsgemeinschaft Europa“ fand am 
Pfingstwochenende in der Donau-Arena Regensburg das traditi-
onelle Treffen der Sudetendeutschen statt. Zeitgleich führten die 
Siebenbürger Sachsen in Dinkelsbühl ihren Heimattag durch. Das 
Motto: „75 Jahre Gemeinschaft – Mach mit!“ 

Bernd Posselt, Sprecher der 
Sudetendeutschen Volksgrup-
pe, ging in seiner Rede auf das 
jahrhundertelange Zusammen-
leben von Deutschen und Tsche-
chen in Europa ein. Bereits in 
der Österreichisch-Ungarischen 
Monarchie habe der Grundsatz 
„Alle Volksstämme sind gleich-
berechtigt“ gegolten. 

Mit Richard Graf Coudenho-
ve-Kalergi aus Ronsperg in Böh-
men sei es ein Sudetendeut-
scher gewesen, der 1922 die 
Paneuropa-Bewegung begrün-
dete. Zu Recht könne die euro-
päische Einigung daher als eine 
sudetendeutsche Erfindung be-
zeichnet werden.

Europäischer Karls-Preis  
für Jean-Claude Juncker

Die Verleihung des Europäi-
schen Karls-Preises der Lands-
mannschaft an den früheren 
luxemburgischen Ministerprä-
sidenten und EU-Kommissions-
präsidenten Jean-Claude Jun-
cker Posselt nutzte Posselt, um 
scharfe Kritik „an jenen nationa-
len Politikern zu üben, die Jun-
ckers europäisches Aufbauwerk 
wieder in Frage stellen“. Die Eu-
ropawahl am 9. Juni müsse be-
weisen, „dass es nicht ausein-
anderdriftende tschechische 
und deutsche Nationalinteres-
sen gibt, sondern eine Gemein-
samkeit im Herzen Europas, auf 
die vor allem die Sudetendeut-
schen besonderen Wert legen. 
Je besser das deutsch-tschechi-
sche Verhältnis ist, desto bes-
ser für unsere völkerverbinden-
de Volksgruppe.“

Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder würdigte in seiner Festre-
de die Leistungen und den Ver-
söhnungswillen der Sudeten-
deutschen. Die Völkerverstän-
digung zwischen Deutschen 
und Tschechen sei auch ein Ver-
dienst der damaligen Vertriebe-
nen. „Unsere sudetendeutschen 
Landsleute sind unser vierter 

bayerischer Stamm. Sie haben 
mit Mut und Kraft unsere ge-
meinsame Heimat wieder auf-
gebaut und Bayern so stark ge-

Generation weiter und bringen es 
einer breiten Öffentlichkeit nahe.“ 

Herrmann würdigte zudem 
den großen Beitrag der Vertrie-
benen und Aussiedler in ihrer 
neuen bayerischen Heimat: „Zu-
sammenhalt, gegenseitige Hilfe, 
Fleiß und Leistungswille sind bei 
Ihnen lebendige Werte. Der Wil-
le mitzugestalten und anzupa-
cken sowie das vielfältige ehren-
amtliche Engagement machen 
die Siebenbürger Sachsen zu ei-
nem großen Gewinn für unsere 
Gesellschaft. Wir in Bayern kön-
nen uns wirklich glücklich schät-
zen, dass Sie bei uns Ihre Heimat 
gefunden haben“, hob der Mi-
nister hervor.

Bereicherung  
für den Freistaat Bayern

Bayern hat nach Herrmanns 
Worten bei der Entwicklung zu 
einem modernen Industriestaat 
besonders von der Leistung der 
Aussiedler profitiert. „Als gut 
ausgebildete Handwerker, In-
dustriearbeiter, Lehrer und Wis-
senschaftler haben die Sieben-
bürger Sachsen mit ihrer zupa-
ckenden Art viel zur Entwicklung 
des Wirtschaftsstandorts Bay-
ern beigetragen. Seit Jahrzehn-
ten gestalten sie unser Land mit 
und bereichern es auch mit ih-
rer Kultur. Die alte Heimat tra-
gen Sie nach wie vor fest im 
Herzen.“ Hiervon zeugten eine 
Vielzahl von Trachtengruppen, 
Chören, Blaskapellen und Thea-
tergruppen. 

Die Siebenbürger Sachsen sei-
en echte Brückenbauer zwischen 
ihrer alten Heimat in Rumänien 
und ihrer neuen in Bayern: „Sie 
leben uns hier in Bayern auf vor-
bildliche Weise vor, wie die Be-
wahrung von lebendiger Kultur 
und Tradition funktioniert. Und 
genau damit prägen Sie auch 
unsere Zukunft – denn Zukunft 
braucht Herkunft!“, unterstrich 
der Innenminister und bekräftig-
te abschließend auch das klare 
Bekenntnis des Freistaats zu den 
Vertriebenen und ihrem Schick-
sal: „Sie haben die volle Wert-
schätzung des Freistaats Bayern 
und unsere Unterstützung.“ � DK

Bayerns Innenminister Joachim Herrmann begrüßet das in Abu Dhabi unterzeichnete Memoran- 
dum of Understanding zwischen der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) und 
dem Manara Regional Center for Coexistence. „Ziel der Absichtserklärung ist, gemeinsam an Initia-
tiven für einen intensiveren interreligiösen und interkulturellen Dialog zu arbeiten. Im Mittelpunkt 
stehen mehr Verständnis und Toleranz füreinander für ein friedlicheres Zusammenleben“, so Herr-
mann. Unser Bild zeigt (v.l.): Houssam Maarouf, Vizepräsident der Deutsch-Arabischen Freundschafts-
gesellschaft, Prof. Dr. Mathias Rohe, Direktor des Zentrums für Islam und Recht in Europa an der FAU, 
Bakhita Al Roumeithi, Direktorin des Manara Regional Center for Coexistence, Innenminister Joachim 
Herrmann, Dr. Otto Wiesheu, Präsident der Deutsch-Arabischen Freundschaftsgesellschaft. � Bild StMI

Joachim Herrmann in Abu Dhabi: 

Austausch und Strategien  
gegen Extremismus und Terrorismus

Im Mittelpunkt eines dreitägigen Informationsbesuchs von Bay-
erns Innenminister Joachim Herrmann in den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten (VAE) standen angesichts der weltweiten Sicher-
heitslage aktuelle Fragen der Inneren Sicherheit, insbesondere 
zum Kampf gegen Extremismus und Terrorismus. 

Nach Gesprächen mit dem 
stellvertretenden Premiermi-
nister und Innenminister der 
VAE, dem Vorsitzenden des Aus-
schusses für Verteidigung, Inne-
re und Auswärtige Angelegen-
heiten im Parlament der VAE 
sowie mit dem Präsidenten des 

Auslandsgeheimdienstes in Abu 
Dhabi sagte Herrmann: „Wir ha-
ben uns intensiv über die ak-
tuellen politischen und gesell-
schaftlichen Entwicklungen im 
Nahen und Mittleren Osten aus-
getauscht, die unmittelbar Aus-
wirkungen auf die Sicherheits-

lage in Europa und Deutschland 
haben.“

Weltweite Gefahren 
durch Islamismus

Einigkeit bestand in der Ein-
schätzung, dass die von Islamis-
ten ausgehenden Gefahren welt-
weit zugenommen haben. „Um-
so wichtiger ist ein intensiver und 
regelmäßiger Austausch mit den 
VAE“, erklärte Herrmann. „Des-

halb werden wir die polizeiliche 
Zusammenarbeit intensivieren.“

Als vorbildhaft bezeichne-
te Herrmann das Hedayah Cen-
ter in Abu Dhabi, ein internatio-
nales Zentrum im Kampf gegen 
Extremismus und Gewalt. „Das 
Zentrum leistet weltweit durch 
innovative Programme, strate-
gische Kommunikation und For-
schung vor Ort einen wichti-
gen Beitrag, um das Radikalisie-
rungsrisiko zu reduzieren sowie 
Toleranz, Stabilität und Sicher-
heit zu gewährleisten.“

Christliche Kirche, islamische 
Moschee, jüdische Synagoge

Beeindruckt zeigte sich Herr-
mann auch vom Besuch des Ab-
rahamic Family House in Abu 
Dhabi, ein richtungsweisendes 
Projekt zum friedlichen Zusam-
menleben der drei abrahamiti-
schen Weltreligionen. Auf einem 
gemeinsamen Areal sind dort in 
moderner Architektur drei neue 
Gotteshäuser errichtet worden, 
eine christliche Kirche, daneben 
eine islamische Moschee und ei-
ne jüdische Synagoge. „Ein star-
kes Zeichen! Die VAE nehmen 
eine Vorreiterstellung beim in-
terreligiösen Dialog ein. Dieser 
muss auch in Deutschland noch 
deutlich ausgebaut werden“, be-
tonte Herrmann.

Vertiefung des Dialogs

Ein wichtiger Beitrag zur Ver-
tiefung des Dialogs zwischen 
den Kulturen und Religionen 
sei daher auch die Unterzeich-
nung des Memorandum of Un-
derstanding zwischen dem Zen-
trum für Islam und Recht in Eu-
ropa an der Erlanger Universi-
tät und dem Manara Regional 
Center for Coexistence. In die-
se Kooperation einbezogen wer-
de auch die vom bayerischen In-
nenministerium geförderte For-
schungsstelle für religiöse Viel-
falt. „Ich danke dem Direktor 
des Zentrums, Prof. Dr. Mathias 
Rohe, für sein großartiges En-
gagement. Wir brauchen für 
ein friedliches Zusammenleben 
mehr Verständnis und Toleranz 
füreinander.“ � r

Bayerns Sozialministerin Ulrike Scharf: 

„Das Bürgergeld  
verfehlt sein Ziel!“

Arbeitsministerin fordert weiterhin dringend notwendige 
Reform des Bürgergelds

Das IAB (Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung) hat 
jüngst die kurzfristigen Auswirkungen der Bürgergeldreform zum 
1. Januar 2023 auf die Arbeitsaufnahmen analysiert. Die Untersu-
chung kommt zu dem Ergebnis, dass diese um fast 6 Prozent im 
ersten Jahr nach der Reform gesunken ist. Das IAB empfiehlt da-
her eine Anpassung der Regelungen, u. a. eine Verlängerung der 
Sanktionsdauer und eine Verbesserung der Personalausstattung 
in den Jobcentern.

Bayerns Arbeitsministerin Ul-
rike Scharf sieht sich durch die 
Untersuchung des IAB in ihrer 
Kritik an der Bürgergeldreform 
bestätigt: „Das Bürgergeld der 
Bundesregierung hat das Le-
ben mit Grundsicherung für Ar-
beitsuchende bequemer und ei-
ne Arbeitsaufnahme weniger in-
teressant gemacht. Das Bürger-
geld in seiner jetzigen Form ist 
ein verheerendes Signal an alle, 
die tagtäglich zur Arbeit gehen. 
Die Balance zwischen existenz-
sichernder Hilfeleistung und be-
rechtigten Interessen von Steu-
erzahlenden muss dringend 
wieder verbessert werden. Ich 
fordere konkrete Änderungen 
am Bürgergeld, um die Men-
schen schneller wieder in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren.“

Arbeitsministerin Scharf er-
klärt weiter: „Das Bürgergeld 
verfehlt das Ziel, die Menschen 
möglichst rasch in Arbeit zu 
bringen. Mehr Geld ist leichter 
zugänglich verfügbar. Gleich-
zeitig sind die Jobcenter unter-
finanziert. Das wirkt sich nega-
tiv auf die Betreuung und die Ar-
beitsmarktintegration aus. Das 
muss sich wieder ändern!“
Ministerin Scharf fordert eine 
konkrete Änderung des Bürger-
gelds in folgenden Punkten:
•	 Fördern und Fordern stär-
ken: Das Eingliederungs- und 
Verwaltungsbudget der Jobcen-
ter muss dauerhaft erhöht wer-
den, um die Arbeitsuchenden 
besser betreuen zu können. Au-
ßerdem müssen die Sanktionen 
verschärft werden, da auch die 

aktuelle Neuregelung der Bun-
desregierung weiterhin unzurei-
chend und untauglich ist.
•	 Nach Leistung differenzieren: 
Nur Personen mit entsprechen-
der Lebensleistung dürfen in den 
Genuss von Karenzzeiten und be-
sonderen Freibeträgen kommen.
•	 Erhöhung des Regelbedarfs 
zum 1. Januar 2024 aussetzen: 
Der Mechanismus der jährlichen 
Anpassung muss angepasst und 
die Erhöhung des Bürgergelds 
zum 1.1.24 ausgesetzt werden.
•	 Kostenbremse bei den Kosten 
der Unterkunft und Heizung: 
Die Karenzzeit soll auf sechs 
Monate und auf Personen mit 
entsprechender Lebensleistung 
beschränkt werden. Die Kosten 
für teure Wohnungen werden 
auch während einer Karenzzeit 
nicht mehr übernommen und 
die Karenzzeit sollte im Falle ei-
nes Umzuges sofort enden.
•	 Vermögensanrechnung wie-
der verschärfen: Die derzeitige 
Karenzzeit für Vermögen bis zu 
40.000 Euro pro Person im ers-
ten Jahr muss ersatzlos gestri-
chen werden. Nach Ablauf der 
Karenzzeit soll der Grundfreibe-
trag in Höhe von 15.000 Euro je 
leistungsberechtigter Person auf 
sechs Monate verkürzt und auf 
Personen mit entsprechender Le-
bensleistung beschränkt werden.
•	 Leistungsausschlüsse für Aus-
länder erweitern: Leistungen 
dürfen nach fünfjährigem un-
rechtmäßigen Aufenthalt nicht 
automatisch gewährt werden. 
Auch hier müssen Leistungsaus-
schlüsse möglich sein. � r

V.l.: Jean-Claude Juncker und 
Bernd Posselt. � r

macht, wie es heute ist. Zugleich 
haben sie die Türen geöffnet für 
die Freundschaft mit unseren 
tschechischen Nachbarn.“

Damit so Söder, seien die Su-
detendeutschen „Vorbilder und 
Wegbereiter für die europäische 
Idee von Frieden, Freiheit und 
Wohlstand, denn es ist die Liebe 
zur Heimat, die immer Kraft gibt, 
sich für andere einzubringen. 
Daher gilt gerade jetzt in diesen 
bewegten Zeiten Dank und An-
erkennung für solche Botschaf-
ter des Friedens und der Versöh-
nung, wie es unsere sudeten-
deutschen Landsleute sind.“

75-jähriges Verbandsjubiläum

Zum 75-jährigen Bestehen 
des Verbandes der Siebenbür-
ger Sachsen hat Bayerns Innen-
minister Joachim Herrmann der 
Vertriebenenorganisation für ih-
re Arbeit gedankt. „Ich gratu-
liere Ihnen von Herzen zu die-
sem großartigen Jubiläum. Seit 
75 Jahren halten Sie das sieben-
bürgisch-sächsische Bewusstsein 
wach, geben es an die nächste 
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siegelte und überbaute Flächen 
stärker zu nutzen. Dort, wo die 
notwendige Energie am Ort des 
Verbrauchs erzeugt wird, könn-
ten Infrastrukturkosten wesent-
lich reduziert werden. Es gel-
te, Hemmnisse im Denkmal-
schutz sowie im gemeindlichen 
Satzungsrecht zu überwin-
den. Nicht zuletzt müssten aus-
schließlich den ländlichen Raum 
treffende Lasten des Ausbaus 
regenerativer Energien sowie 
von überörtlichen Infrastruk-
turmaßnahmen in Form einer 
dauerhaften und verpflichten-
den kommunalen Strukturabga-
be ausgeglichen werden. Akzep-
tanzfördernde Direktzahlungen 
von Investoren sollten rechtssi-
cher ermöglicht werden.

Karmasin an Habeck:  
Weniger Vorschriften,  
mehr Geld und ein  
stärkeres Mitspracherecht 

Im digitalen Austausch mit Dr. 
Robert Habeck, Bundesminister 
für Wirtschaft und Klimaschutz, 
machte Karmasin deutlich: „Wir 
brauchen weniger Vorschrif-
ten, mehr Geld und ein stärke-
res Mitspracherecht zur Frage, 
was vor Ort Sinn macht. Eine 
Umfrage im Vorgriff auf unsere 
Landkreisversammlung unter al-
len 71 Landkreisen zeigt, dass 90 
Prozent der bayerischen Land-
kreise der Auffassung sind, dass 
der Gesetzgeber nicht immer die 
richtigen Weichen für die Ener-
giewende gestellt hat. Als dieje-
nigen, die die Gesetze vollziehen 
sollen, wissen wir oft nicht mehr, 
was gilt. Aufgrund wechselnder 
Vorgaben herrscht ein investiti-
onsfeindliches Klima. Das kann 
so nicht weitergehen!“ 

Laut Habeck ist die Unterstüt-
zung der Kommunen zentral für 
den Erfolg der Energiewende. 
Sie seien etwa bei Planungs- und 
Genehmigungsverfahren für Er-
neuerbare Energien-Anlagen, 
beim Netzausbau oder der Wär-
mewende unverzichtbare Part-
ner. Die damit verbundene Bü-
rokratie müsse auf ein notwen-
diges Maß reduziert werden.

Der Bundesminister appellier-
te an die bayerischen Regionen, 
den Ausbau erneuerbarer Ener-
gieanlagen nicht zu verschlep-
pen, da dies mit negativen wirt-
schaftlichen Folgen behaftet sei. 
Insbesondere bei Windkraftan-
lagen habe der Freistaat Auf-
holbedarf. Er warb in diesem Zu-
sammenhang dafür, die Bevöl-
kerung beispielsweise über Bür-
gerwindparks stärker auch an 
den Renditen zu beteiligen. Zu-
dem wies Habeck darauf hin, 
dass der Bund plane, für das 
nächste Jahr Änderungen an der 
Verteilung der Netzentgelte vor-
zunehmen. Demnach sollen vor 
allem Kommunen im ländlichen 
Raum, die sich intensiv am Aus-
bau der erneuerbaren Energien 
beteiligen, entlastet werden. 

Auch bei der Verkehrswen-
de ging es um politische Ziele, 
die sich am realistisch Machba-
ren orientieren. „Mobilität ist 
trotz immer sparsamerer Fahr-
zeuge einer der größten Verur-
sacher von Treibhausgasen in 
Deutschland. Da die Einspar-
ziele in den letzten Jahren ver-
fehlt wurden, versuchen EU und 
Bund, den CO2-Ausstoß durch 
die verpflichtende Umstellung 
auf alternative Antriebe einzu-
dämmen. Die Umsetzung trifft 
die Landkreise insbesondere im 
ÖPNV unmittelbar. Egal ob Fahr-
zeuge selbst beschafft oder an 
Busunternehmen Verkehrsver-
träge vergeben werden, sind 
die Vorgaben zu erfüllen“, stell-
te Landrat Franz Löffler (Cham), 
Vorsitzender des Ausschusses 
für Wirtschaft und Verkehr beim 
Bayerischen Landkreistag, fest. 

Teure Alternativbusse

Busse mit alternativem An-
trieb seien doppelt so teuer wie 
Dieselbusse und deren Reich-
weite sei wesentlich gerin-
ger, weshalb zusätzliche Busse 
und mehr Fahrer wegen kürze-
rer Umlaufstrecken notwendig 
sind, so Löffler. Bei unveränder-
ten Rahmenbedingungen werde 
es mangels finanzieller und per-
soneller Ressourcen zu einem 
Angebotsabbau im ÖPNV kom-

men. „Wir benötigen zusätzli-
che staatliche Mittel, um die An-
triebswende und den Angebote-
ausbau möglich zu machen“, er-
klärte der Landrat. 

ÖPNV-Unterstützung  
durch den Freistaat

Nach den Worten von Bayerns 
Verkehrsminister Christian Bern-
reiter unterstützt der Freistaat 
die Kommunen beim Ausbau des 
öffentlichen Nahverkehrs: „Die 
bayerischen Kommunen sind auf 
einem guten Weg. Viele haben 
mit Unterstützung des Freistaats 
flexible Bedienformen wie Ruf-
busse eingerichtet, wir greifen 
bei der Umstellung auf nachhal-
tigere Klimabusse unter die Arme 
und haben die ÖPNV-Zuweisun-
gen im Vergleich zu 2017 nahe-
zu verdoppelt. Allerdings laufen 
die Kosten gerade in allen Berei-
chen davon, deshalb brauchen 
wir auch ausreichend Finanzmit-
tel durch den Bund, der sich gera-
de bei den Regionalisierungsmit-
teln und auch bei der Förderung 
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und Ausgestaltung der Wärme-
wende auf kommunaler Ebene, 
forderte der OB einen vollstän-
digen Ausgleich der Planungs-
kosten. Die Kommunen erwar-
teten vom Bund, dass alle An-
träge auf Bundesförderung über 
die Kommunalrichtlinie, die 
fristgerecht eingereicht worden 
sind und die weiteren Voraus-
setzungen erfüllen, eine Förder-
zusage erhalten.

Die Möglichkeiten der Kom-
munen, den lokalen Transfor-
mationsprozess zu gestalten, 
hängen nach Angaben des Vor-
sitzenden entscheidend von 
den überörtlichen Rahmenbe-
dingungen ab. Seit Anfang des 
Jahres liege die Umsetzung des 
Wärmeplanungsgesetzes bei 
den Ländern. Sie entschieden 
über die Ausgestaltung bezüg-
lich der Möglichkeit zur inter-
kommunalen Wärmeplanung 
und zur verkürzten Wärmepla-
nung. Auch ein vereinfachtes 
Beteiligungsverfahren könnten 
die Länder für die Kommunen 
möglich machen. 

Aus Gmehlings Sicht „müssen 
die Länder die Voraussetzungen 
für eine effiziente Wärmeplanung 
schaffen, die knappe Planungs-
ressourcen klug einsetzt. Zum 
Beispiel sollte dort eine verkürz-
te Wärmeplanung möglich sein, 
wo sich naheliegend abzeichnet, 
dass keine aussichtsreiche Per- 
spektive für die Errichtung eines 
Wärmenetzes besteht.“

Auch die Finanzierung der 
Wärmeplanung müsse im Zuge 
der landesgesetzlichen Umset-
zung abgesichert werden. „Die 
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manchen Regionen – vor allem 
auf dem Land. Unkontrollierte 
Standortschließungen aus finan-
ziellen Gründen müssen vermie-
den werden.“

Bayern und den anderen Län-
dern gehe es zum Beispiel dar-
um, dass der Bund seiner Ver-
antwortung für die Betriebs-
kostenfinanzierung der Kliniken 
gerecht wird und eine auskömm-
liche Finanzierung sicherstellt. 
Denn ohne auskömmliche Finan-
zierung drohe eine Pleitewelle 
der Kliniken. Der Bund ist für die 
Betriebskosten zuständig. Über-
dies brauche es deutlich mehr 
Möglichkeiten für Krankenhäu-
ser, um mit anderen Kliniken ko-
operieren und Strukturen zu-
sammenlegen zu können. Bisher 
sehe der Bund hier nur sehr be-
grenzte Regelungen vor. Es müs-
se aber möglich sein, Standorte 
durch sinnhafte Kooperationen 
zu erhalten und so eine best-
mögliche medizinische Versor-
gung für die Menschen auch auf 
dem Land zu sichern.

Verfassungswidriges Gesetz

„Zudem betrachten wir das 
Gesetz in seiner aktuell geplan-
ten Form als verfassungswid-
rig“, erläuterte Gerlach, „denn 
die Regelungen greifen viel zu 
stark in die Planungshoheit der 
Länder ein. Deshalb behält sich 
Bayern auch weiterhin das Ins-
trument der Verfassungsklage 
vor, wenn der Bundesgesund-
heitsminister die Länder weiter-
hin ignoriert.“

Im Fokus stehe auch der 
Transformationsfonds. Der ak-
tuelle Gesetzentwurf sehe nur 
sehr wenige Unterstützungs-
möglichkeiten vor. Die Umstruk-
turierung könne aber nur dann 
erfolgreich sein, wenn weit-
reichende Fördermöglichkei-
ten bestehen. Zudem werde die 
hälftige Finanzierung durch die 
Länder klar abgelehnt. Denn sie 
berücksichtige nicht, dass der 
Bund die alleinige Verantwor-
tung für die notwendigen Trans-
formationsmaßnahmen trägt. 
Dies müsse sich auch in der Fi-
nanzierung widerspiegeln.

„Auch diesmal hat der Bun-
desgesundheitsminister eine 
weitere Gelegenheit verstrei-
chen lassen, einen guten Kom-
promiss mit den Ländern zu fin-
den“, machte der Vorstandsvor-
sitzende der Deutschen Kran-
kenhausgesellschaft (DKG) Dr. 
Gerald Gaß deutlich.

Die Kritikpunkte der Länder 
entsprächen im Großen und 
Ganzen auch denen der Prakti-
ker aus den Kliniken: Das refor-
mierte Vergütungssystem müs-
se so gestaltet sein, dass man 
von einer echten fallzahlunab-
hängigen Vorhaltevergütung re-

den könne. Lauterbachs ange-
kündigte Vorhaltefinanzierung 
befreie die Kliniken keineswegs 
aus dem Hamsterrad von immer 
mehr Fällen. Sie sichere auch 
nicht die Existenz der bedarfs-
notwendigen kleinen Kranken-
hausstandorte, und sie förde-
re nicht die Konzentration hoch-
komplexer Behandlungen an 
Zentren. „Damit werden alle po-
litischen Ziele der Finanzierungs-
reform verfehlt“, erklärte Gaß.

Nach Auffassung der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft 
benötigten die Kliniken jetzt 
endlich den Inflationsausgleich. 
Krankenhausinsolvenzen und 
Leistungseinschränkungen we-
gen der wirtschaftlichen Notla-
ge gefährdeten zunehmend die 
Versorgung. Die Krankenhaus-
träger müssten sich massiv ver-
schulden, und die ohnehin klam-
men Kommunen hätten hohe 
Summen aufzuwenden, um ih-
re Kliniken zu subventionieren – 
Steuergeld, das an anderer Stel-
le fehlt. Auch hier schaue der 
Minister trotz aller Appelle wei-
ter tatenlos zu.

Geisterfahrt aufgeben

„Minister Lauterbach muss 
endlich seine Geisterfahrt bei 
der Krankenhausreform auf-
geben“, forderte Gaß. „Seine 
Hinterzimmerpolitik der ver-
schlossenen Türen und hand-
verlesenen widerspruchsfreien 
Diskussionszirkel ist krachend 
gescheitert. Seine Krankenhaus-
reform verzögert sich immer 
weiter, obwohl sie so dringend 
gebraucht wird.“

Jüngstes Ergebnis seiner Aus-
grenzungs- und Eskalationspoli-
tik sei der Klinik-Atlas, der nach 
monatelangen großen Ankündi-
gungen nichts anderes als „eine 
gefährliche Ansammlung gra-
vierender Fehler und Falsch-
darstellungen“ sei. Ungezählte 
anerkannte Fach-Experten for-
derten mittlerweile, dass dieser 
Klinik-Atlas abgeschaltet wird, 
betonte Gaß. Die dort enthal-
tenen Fehler führten zu einer 
massiven Patientengefährdung. 
Statt mehr Transparenz fänden 
die Patienten im Lauterbach-At-
las fehlerhafte Fallzahlen, nicht 
mehr existierende Abteilungen 
und falsch zugeordnete Notfall-
standorte. 

Die Krankenhäuser appellier-
ten nun an die Bundestagsab-
geordneten, den Minister zum 
Kompromiss zu drängen. „Nach 
allen gescheiterten Kompro-
missversuchen ist nun das Parla-
ment der letzte Ort, der noch in 
der Lage ist, eine praxistaugliche 
Reform durchzusetzen, die die 
Sicherung der Versorgung und 
die langfristige Finanzierbarkeit 
des Systems im Fokus hat“, un-
terstrich Gaß abschließend. � DK

Plädoyer für energie...

Länder müssen die 500 Milli-
onen Euro Bundesmittel voll-
ständig an die Städte und Ge-
meinden weitergeben. Auch die 
weiteren Kosten der Wärme-
planung müssen nach dem Kon-
nexitätsprinzip vollständig aus-
geglichen werden“, verlangte 
der Oberbürgermeister.

Drohender Vertrauensverlust

Zudem sei sicherzustellen, 
dass alle Anträge auf Bundes-
förderung über die Kommunal-
richtlinie, die fristgerecht einge-
reicht worden sind und die wei-
teren Voraussetzungen erfüllen, 
eine Förderzusage erhalten und 
diese Vorhaben auch vollum-
fänglich gefördert werden. Be-
reits gestellte Anträge nicht 
mehr zu bewilligen und bewillig-
te Vorhaben zu widerrufen, so-
bald ein Landesgesetz in Kraft 
getreten ist, führe zu einem er-
heblichen Vertrauensverlust bei 
den Kommunen. So werde den 
planerischen Aktivitäten der 
Kommunen die Grundlage ent-
zogen und der Erfolg einer frist-
gerechten Wärmeplanung ins-
gesamt in Frage gestellt.

„Kommunen können Bürge-
rinnen und Bürgern nur Orien-
tierung geben, wenn sie selbst 
einen verlässlichen Rechts- 
und Förderrahmen haben. Die 
Wärmeplanung ist der ers-
te Schritt einer gesamtgesell-
schaftlichen Transformations-
aufgabe, die die Kommunen nur 
mit Unterstützung von Bund 
und Ländern bewältigen kön-
nen“, stellte Gmehling abschlie-
ßend fest.�  DK 

Gmehlings Notsignale ...

von Bussen mit alternativen An-
trieben aus der Affäre zieht.“

Themenwechsel. Mit Blick auf 
die stark steigenden Sozialaus-
gaben erklärte Landkreistags- 
chef Karmasin: „Wir erleben, 
dass immer mehr Menschen 
hilfs- und pflegebedürftig vor 
unseren Türen stehen. Zugleich 
hat die Bundesregierung den 
Hang zur Erfindung ständig neu-
er Wohltaten. Der ungebrems-
te Anstieg dieser Kosten ist gi-
gantisch und dauerhaft kommu-
nal nicht mehr zu bewältigen.“ 
Deshalb gelte es, umzudenken. 
„Wir müssen aufhören, dass wir 
hunderttausende Menschen, 
seien es Deutsche oder Ukrai-
ner, mitunter für Jahre im Bür-
gergeldsystem einfach faktisch 
stilllegen, statt sie zur Arbeit zu 
motivieren. Wir müssen auf-
hören, bei jedem noch so klei-
nen Thema immer und immer 
wieder personalintensive büro-
kratische Pirouetten zu drehen. 
Wir sind dankbar, dass die Bay-
erische Staatsregierung jetzt in 
ihrem Bemühen um Entbüro-

kratisierung ernst macht. Wir 
sollten uns bei jedem Standard 
fragen, brauchen wir ihn? Und 
wenn ja, brauchen wir ihn so? 
Passiert wirklich etwas Schlim-
mes, wenn wir das einfacher 
machen? Deutschland ist längst 
Weltmeister in der Haltungsno-
te, jetzt müssen wir endlich ein-
mal wieder weit springen.“

Skandalöse Ignoranz  
des Bundes

Zur katastrophalen Lage zahl-
reicher kommunal getragener 
Krankenhäuser meinte der Prä-
sident: „Obwohl der Bund für 
die Zahlung der Betriebskos-
ten zuständig ist, können über 
80 Prozent der Krankenhäuser 
ihren laufenden Betrieb nicht 
mehr decken. Sie alle rutschen 
in ein Defizit der Betriebskos-
ten, für das die Landkreise mit 
kommunalem Geld einspringen 
müssen. Das bedeutet, wir müs-
sen kommunale Aufgaben ge-
geneinander ausspielen: Bauen 
wir noch Kindergärten, können 
wir den ÖPNV noch finanzieren? 
Und das alles nur, weil wir mit 
kommunalem Geld die Ignoranz 
des Bundes notgedrungen aus-
gleichen. Das ist ein unglaubli-
cher politischer Skandal!“ 

Wie Bayerns Ministerpräsi-
dent Dr. Markus Söder hervor-
hob, lege der Bund immer neue 
Steine in den Weg, sei es bei 
der Krankenhausreform oder 
der Ganztagsbetreuung: „Ber-
lin schafft an, die Kommunen 
sollen zahlen.“ Dies belaste ge-
rade in diesen wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten zusätzlich. 
Bayern steuere mit der Kran-
kenhausmilliarde, der Möglich-
keit zur Energieerzeugung und 
Vermarktung durch die Land-
kreise und einem Rekordbetrag 
von 11,3 Mrd. Euro im kommu-
nalen Finanzausgleich dagegen. 
Zugleich nehme die Aggression 
gegenüber der Politik zu. „Wir 

geben unseren Kommunalpoli-
tikerinnen und Kommunalpoli-
tikern all unseren Rückhalt und 
wollen schnelle und harte Stra-
fen für diese inakzeptablen An-
griffe“, stellte Söder klar. 

Migrationskrise 

Auch die vielfältigen Heraus-
forderungen im Zusammenhang 
mit der Migrationskrise spiel-
ten im Austausch der Landräte 
mit dem Ministerpräsidenten 
eine große Rolle. Die kommu-
nale Handlungsfähigkeit wird 
durch die Pflicht zur Unterbrin-
gung enorm eingeschränkt. Mit 
einer kurzfristigen Entlastung ist 
nicht zu rechnen. Dafür bedürfe 
es unter anderem eines funktio-
nierenden Rückkehrsystems. 

Zu Beginn der Verbandsver-
sammlung hatten Wunsiedels 
Erster Bürgermeister Nicolas 
Lahovnik und Landrat Peter Be-
rek den Wunsiedler Weg der 
Energiezukunft vorgestellt. Laho-
vnik zufolge hat die oberfränki-
sche Stadt den ersten und größ-
ten netzdienlichen Elektrolyseur 
für grünen Wasserstoff gebaut 
– „abgesehen von einer kleine-
ren Mobilitäts-Förderung kom-
plett wirtschaftlich finanziert“. 
Dies nämlich sei die Idee des 
Wunsiedler Wegs: „Alle unse-
re Modelle müssen fliegen und 
Geld verdienen.“ Deswegen wer-
de Wasserstoff auch nicht nur für 
die Mobilität genutzt, „sondern 
wir integrieren ihn sektorüber-
greifend und netzdienlich in un-
ser komplettes Energiesystem“, 
bestehend u.a. aus Biomasse-
anlagen, Nahwärmenetzen und 
Biogasanlagen. „In Wunsiedel 
wurde das Thema Energie schon 
vor über 20 Jahren als Teil der 
Regionalentwicklung ernst ge-
nommen und immer weiterver-
folgt”, bilanzierte Berek. Davon 
konnten sich Gäste der Tagung 
bei einer Besichtigung des Ener-
gieparks überzeugen. � DK

Lauterbachs verpasste ...

Reale Kaufkraftverluste  
wegen hoher Inflation

Verfügbares Einkommen je Einwohner in Bayern  
im Jahr 2022 so stark gestiegen wie seit Langem nicht 

Nach Meldung des Bayerischen Landesamts für Statistik hat-
ten private Haushalte in Bayern im Jahr 2022 durchschnittlich 
28.469 Euro je Einwohner für Konsum und Sparen zur Verfü-
gung. Dies ist der höchste Wert unter allen Ländern. Mit einem 
Zuwachs um 5,5 Prozent ist das Verfügbare Pro-Kopf-Einkom-
men in Bayern zudem 2022 nominal so stark gestiegen wie seit 
1991 nicht mehr. Real mussten die Haushalte in Bayern den-
noch Kaufkraftverluste hinnehmen, da die Inflation mit 7,1 Pro-
zent im Jahr 2022 den Einkommenszuwachs übertraf. 

Fürth. Wie das Bayerische Landesamt für Statistik meldet, er-
zielten die privaten Haushalte in Bayern im Jahr 2022 mit durch-
schnittlich 37 085 Euro je Einwohner das höchste Primäreinkom-
men in Deutschland. Es umfasst das Einkommen aus Erwerbs-
arbeit und Vermögen. Zieht man davon u. a. Steuern und Sozi-
alabgaben ab und rechnet u. a. die empfangenen monetären 
Sozialleistungen hinzu, standen den bayerischen Haushalten im 
Jahr 2022 durchschnittlich 28 469 Euro je Einwohner für Kon-
sum und Sparen zur Verfügung – ebenfalls der höchste Wert in 
Deutschland. Auch im zeitlichen Vergleich ragt dieses Ergebnis be-
sonders heraus: Nie seit Beginn der Zeitreihe für das wiederverei-
nigte Deutschland im Jahr 1991 ist das verfügbare  Pro-Kopf-Ein-
kommen in Bayern binnen eines Jahres nominal so stark gestie-
gen wie im Jahr 2022, nämlich um 5,5 Prozent gegenüber 2021. 
Für Deutschland insgesamt belief sich die Zunahme nominal auf 
5,6 Prozent. Trotz dieses starken Wachstums blieb das Verfügba-
re Einkommen in Bayern und Deutschland jedoch hinter dem An-
stieg der Verbraucherpreise zurück, die 2022 im Vorjahresver-
gleich um 7,1 bzw. 6,9 Prozent anzogen. Unter dem Strich sank 
somit die reale Kaufkraft in Bayern und in Deutschland. 

Nimmt man die Einkommenssummen für Bayern insgesamt in 
den Blick, losgelöst von der Pro-Kopf-Betrachtung, zeigen sich un-
terschiedliche Entwicklungen bei einzelnen Einkommenskompo-
nenten im Jahr 2022. So haben zu dem starken nominalen Wachs-
tum des Verfügbaren Einkommens in Bayern der deutliche An-
stieg der empfangenen Arbeitnehmerentgelte mit nominal plus 
6,0 Prozent und die erhebliche Zunahme des Netto-Vermögens- 
einkommens mit nominal 19,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
maßgeblich beigetragen. Demgegenüber ist das Einkommen aus 
selbständiger Tätigkeit (Nettobetriebsüberschuss, Selbständigen- 
einkommen) nominal sogar um 3,7 Prozent zurückgegangen. Im 
Rahmen der Umverteilung der Einkommen wirkte der Anstieg 
der geleisteten Einkommen- und Vermögensteuern mit plus 8,9 
Prozent deutlich dämpfend auf die Entwicklung des Verfügbaren 
Einkommens in Bayern. Teilweise kompensiert wurde dies aber 
durch die Erhöhung der „sonstigen laufenden Transfers“ um no-
minal 69,8 Prozent gegenüber 2021. Hier schlagen u.a. die Maß-
nahmen des Staates zur Entlastung der privaten Haushalte bei 
den stark angestiegenen Energiekosten zu Buche. � r
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Wieder ein starkes Jahr für die  
Förderprofis der bayerischen Sparkassen

2,7 Mrd. Euro an Förderkrediten ausgereicht 
BayernLB zeichnet besonders engagierte Institute aus

Die S-Finanzgruppe hat bei der Vergabe von Förderkrediten im 
Freistaat erneut ein sehr hohes Volumen erreicht. Vergangenes 
Jahr haben die bayerischen Sparkassen in Kooperation mit der 
BayernLB Darlehen der LfA Förderbank Bayern, der KfW und der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank mit einem Gesamtvolumen 
von 2,7 Mrd. Euro ausgereicht. Damit erzielten sie einen Markt-
anteil von 38,3 Prozent. Für ihren Beitrag zu diesem Erfolg wur-
den wieder besonders engagierte Sparkassen in München mit 
dem „Förderprofi“ ausgezeichnet.

„Bayerns Sparkassen und die 
BayernLB sind im Verbund auch 
im Fördergeschäft sehr gut auf-
einander eingespielt. Förderdar-
lehen für Kunden bestmöglich in 
die Finanzierung einzubinden, er-
fordert hohe Fachexpertise und 
Kundennähe der Berater. Die ho-
he Förderkompetenz und das gu-
te Teamwork in der S-Finanz-
gruppe zahlen sich für Privat-
kunden ebenso aus wie für land-
wirtschaftliche Betriebe oder 
mittelständische Unternehmen. 
Mit Fördermitteln wird auch die 
Transformation der Energiewen-
de mit Blick auf nachhaltiges Bau-
en weiter vorangebracht. Förder-
kredite der Förderbanken gibt 
es für alle betrieblichen Investi-
tionsmaßnahmen aber auch für 
private Haushalte. So gibt es für 
jeden Heizungstausch, wie auch 
für Sanierungsmaßnahmen sehr 
günstige Darlehen“, sagt Ge-
ro Bergmann, der im Vorstand 
der BayernLB das Sparkassenge-
schäft verantwortet.

Perfektes Team

Stefan Proßer, Vizepräsident 
des Sparkassenverbands Bay-
ern: „Die bayerischen Sparkas-
sen und die BayernLB sind das 
perfekte Team, das zuverläs-
sig einen Weg durch jeden För-
derdschungel ebnet. Die beson-
dere Stärke unserer Sparkassen 
ist dabei ihre regionale Verwur-
zelung – sie kennen die Unter-
nehmen und deren lokale Um-
gebung, die Handwerksbetriebe, 
die Menschen vor Ort. Sie sind ja 
selbst ein Teil davon. Darum wis-
sen sie, wie wichtig eine verant-
wortungsvolle Partnerschaft in 
Finanzfragen ist. Von politischer 

Seite wünsche ich mir manch-
mal mehr Berechenbarkeit und 
Zuverlässigkeit bei der Ausge-
staltung der Förderkulisse. Sonst 
leidet das Investitionsklima. Die 
bayerischen Sparkassen setzen 
sich dafür ein, dass Förderung 
dort ankommt, wo sie gebraucht 
wird. Genau das wird durch die 
Auszeichnung sichtbar – was 
mich außerordentlich freut. 
Herzlichen Glückwunsch im Na-
men des Sparkassenverbands an 
alle ‚Förderprofis‘“.

Auszeichnung für die Besten

Die Auszeichnung „Förder-
profi“ vergibt die BayernLB jähr-
lich. Sie würdigt damit die en-
gagiertesten Institute im För- 
dergeschäft in jedem Regie-
rungsbezirk. Gemessen an der 
Neugeschäftsquote (Anteil För-
derkreditzusagen am Kredit-
neugeschäft) waren das im Jahr 
2023 die Sparkasse Allgäu, die 
Sparkasse Amberg-Sulzbach, die 
Sparkasse Deggendorf, die Spar-
kasse Forchheim, die Sparkas-
se Freising Moosburg, die Verei-
nigten Sparkassen Gunzenhau-
sen und die Sparkasse Schwein-
furt-Haßberge.

Des Weiteren wurde der Spar-
kasse Deggendorf der Förder-
profi „Nachhaltigkeit“ verliehen. 
Sie wies die höchste Zusagequo-
te für Förderprogramme aus, 
die auf Energieeffizienz und Um-
weltschutz einzahlen, diese hat-
te auch gleichzeitig das höchste 
Zusagevolumen aller in Bayern 
tätigen Sparkassen erreicht.

Die LfA verlieh darüber hin-
aus einen Sonderpreis für das 
höchste Zusagevolumen von 
LfA-Programmen an die Spar-

kasse im Landkreis Neustadt a. 
d. Aisch - Bad Windsheim.

„Die bayerischen Sparkassen 
sind langjährige und erfahrene 
Partner, auf die wir uns bei der 
Vermittlung unserer Förderan-
gebote stets verlassen können. 
Ihre regionale Vernetzung macht 
es möglich, mittelständische Un-
ternehmen und Existenzgrün-
der in ganz Bayern mit den pass-
genauen und zielgerichteten Fi-
nanzierungshilfen der LfA zu un-
terstützen – etwa mit unserem 
neuen Gründungs- und Wachs-
tumskredit. Besonders hervor-
heben möchten wir das Engage-
ment der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Sparkasse im 
Landkreis Neustadt a. d. Aisch - 
Bad Windsheim, die im vergan-
genen Jahr führend bei der Ver-
mittlung unserer Förderangebo-
te war“, fügt Hans Peter Göttler, 
stellvertretender Vorstandsvor-
sitzender der LfA Förderbank 
Bayern, hinzu. Der Sonderpreis 
Landwirtschaft für das höchs-
te Rentenbank-Fördervolumen 
ging an die Sparkasse Dachau.

Zentraler Dienstleister

Die BayernLB steht den Spar-
kassen im Fördergeschäft als 
zentraler Dienstleister zur Seite. 
Sie berät zu Verfügbarkeit, Kon-
ditionen und Kombinationsmög-
lichkeiten der Programme und 
leitet sämtliche Mittel von den 
Förderinstituten an die Spar-
kassen weiter. Dabei spielen die 
Förderprogramme für Sanie-
rungsmaßnahmen sowie den 
energieeffizienten und nachhal-
tigen Neubau für Privat- als auch 
gewerbliche Kunden eine immer 
gewichtigere Rolle für die baye-
rischen Sparkassen. Stark nach-
gefragt sind auch Förderpro-
gramme für Innovations- bzw. 
Digitalisierungsmaßnahmen, 
diese beherrschen die bayeri-
schen Sparkassen sogar im be-
sonderen Maße.

Von der S-Finanzgruppe und 
den Förderbanken wurden zu-

Der Artikel in der Bayerischen Gemeinde-
Zeitung vom 03.05.2024 „Bürger sollten sich 
rechtzeitig für angepasste He-
besätze einsetzen“ veranlass-
te Haßfurts Ersten Bürger-
meister Günther Werner zu 
einer Replik an den CSU-Ab-
geordneten Wolfgang Fack-
ler. Wir veröffentlichen sein 
Schreiben im Wortlaut: 

„Sehr geehrter Herr Abge-
ordneter Fackler, im genann-
ten Artikel der GemeindeZei-
tung werden Sie mit dem Hin-
weis zitiert, dass die Bürgerin-
nen und Bürger in Bezug auf 
die neue Grundsteuer von Ver-
gleichsberechnungen erst ein-
mal absehen sollen. Sie sollten 
vielmehr auf die neuen Hebe-
sätze der Gemeinden warten.

Nachdem bei uns in Haß-
furt Bürgerinnen und Bürger 
sich aufgrund ihres Grundsteuermessbetrags-
bescheides an uns wandten, hat der zuständige 
Mitarbeiter angefangen eine kleine Tabelle an-
zulegen. Dabei hat sich mittlerweile herausge-
stellt, dass sich die Werte zu den bisherigen Ein-
heitswerten drastisch unterscheiden. Die Spanne 
reicht vom 1,2-fachen bis zum 18-fachen Wert!

Aufgrund dieser Tatsache werden wir es 
schwer haben, die von der Staatsregierung im-
mer wieder in den Raum gestellte Kostenneu- 
tralität zu erreichen. Dabei ist auch der Nivelie-
rungshebesatz von entscheidender Bedeutung. 
Dieser beträgt in Bayern den Wert 310, was be-
deutet, dass eine Kommune diesen Wert nicht 

unterschreiten darf um Kürzungen bei Förde-
rungen in Kauf zu nehmen.

Aus diesem Grund und der 
Tatsache, dass viele Kommu-
nen im ländlichen Raum schon 
jetzt nur Hebesätze zwischen 
320 und 400 haben, haben die-
se Kommunen nur wenig Spiel-
raum ihren Hebesatz nach un-
ten anzupassen. Dies bedeu-
tet auf der anderen Seite, dass 
viele Grundbesitzer tatsächlich 
aufgrund des neuen Grund-
steuermessbetrags mehr be-
zahlen müssen.

Die Thematik habe ich be-
reits mit mehreren Mandats-
mitgliedern diskutiert. Ich ha-
be den Eindruck, dass dieser 
Fakt wenig interessiert und die 
Schuld der höheren Grund-
steuer am Schluss den Kom-
munen in die Schuhe gescho-

ben wird, da sie ihre Hebesätze nicht entspre-
chend – also auch unter 310 – angepasst haben.

Da nützt es auch nichts, wenn Sie den Bürge-
rinnen und Bürgern empfehlen frühzeitig das Ge-
spräch mit ihrer Kommune zu suchen. In Anbe-
tracht der angespannten Haushaltslage vieler 
Kommunen werden diese keine gekürzte Förde-
rung akzeptieren und maximal ihren Hebesatz auf 
310 (Nivelierungshebesatz) festsetzen können.

Ich bin gespannt, wie Sie als Bürgerbeauf-
tragter der Bayerischen Staatsregierung dies 
sehen. Von Ihren Kollegen, mit denen ich dieses 
Thema besprochen habe, habe ich bisher keine 
Rückantwort erhalten.“ � r

Schreiben von Bürgermeister Günther Werner an MdL Wolfgang Fackler:

Nicht den Kommunen  
die Schuld in die Schuhe schieben

Günther Werner, Erster Bürger-
meister Haßfurt. � Bild: Stadt Haßfurt

dem sechs Kundenberaterin-
nen und Kundenberater baye-
rischer Sparkassen ausgezeich-
net. Sie haben aus einer Vielzahl 
von Förderangeboten das pas-

sende Förderprogramm ausge-
wählt und für ihre Kunden die 
bestmögliche Finanzierungs-
lösung entwickelt. Diese um-
fassten beispielsweise Woh-

nungsbauförderung, Umwelt-, 
Gründungs- und Innovations-
förderung oder Rentenbankför-
derung sowie Infrastrukturför-
derung in der Kommune.�  r

Redaktionsgespräch Versicherungskammer Bayern: 

Auf Nummer sicher gehen
Rückendeckung für Kommunen,  

kommunale Angestellte und ehrenamtliche kommunale Entscheider
Wer an Atychiphobie leidet, wird kaum eine Position als kommu-
naler Entscheider oder Entscheiderin einnehmen. Die chronische 
Angst, Fehler zu machen, ist ein psychosomatisches Krankheits-
bild, das die Ausübung eines kommunalen Mandats erheblich er-
schwert. Dennoch kennt jeder die Furcht, wichtige Entscheidun-
gen treffen zu müssen und dafür möglicherweise haftbar gemacht 
zu werden. Diese Angst führt zum Versuch sich genügend abzusi-
chern und damit oft zu übermäßiger Bürokratie, bei der zahlrei-
che teure Gutachten erstellt werden, nur um im Ernstfall sagen zu 
können: „Ich war‘s nicht.“

Wie können Mitarbeiter in 
den Verwaltungen sowie Kom-
munalpolitikerinnen und -po-
litiker darin bestärkt werden, 
klar und deutlich Position zu be-
ziehen und Verantwortung bei 
schwierigen Entscheidungen zu 
übernehmen? Dazu ist eine gu-
te Rückendeckung erforderlich. 
Profis in Sachen Rückendeckung 

sind die Versicherungen. Des-
halb sprach GZ-Chefredakteurin 
Constanze von Hassel mit Chris-
tian Krams, Leiter Konzern Scha-
den und Vorstand BavariaDi-
rekt, und Dr. Herbert Hofmann, 
Abteilungsleiter für das Kommu-
nalgeschäft der Versicherungs-
kammer Bayern.

Dr. Hofmann beleuchtete die 

verschiedenen Aspekte des kom-
munalen Vermögensschadens-
konzepts, mit dem die in der Ver-
waltung handelnden Personen 
umfassend abgesichert sind. Mit 
der Kommunalen Haftpflicht-
versicherung sind kommuna-
le Wahlbeamte und Mitglieder 
der Gremien (Stadt-/Gemeinde-
rat) vor Schadenersatzansprü-
chen Dritter geschützt. Mitver-
sichert im Versicherungsschutz 
der Kommune dürfen sie darauf 
vertrauen, dass geltend gemach-
te Forderungen geprüft, unbe-
rechtigte Ansprüche vom Versi-
cherer für sie abgewehrt und be-
rechtigte reguliert werden. 

Kein Regress zu befürchten

Hat die Kommune darüber hin- 
aus auch eine Kommunale Kas-
senversicherung abgeschlossen, 
ergibt sich ein weiterer Schutz. 
Erleidet die Kommune einen 
Vermögensschaden wegen ei-
nes fahrlässig fehlerhaften Han-
delns ihres Bediensteten oder In-
habers eines Ehrenamtes (z. B. 
Mandatsträger), erhält die Kom-
mune ihren Schaden über die 
Kommunale Kassenversicherung 
ersetzt. Der Mandatsträger muss 
– außer bei Vorsatz –keinen Re-
gress des Versicherers befürch-
ten und auch der Dienstherr ist 
grundsätzlich von einem Mitar-
beiterregress entbunden. 

� (Fortsetzung auf Seite 6)
V.l.: Dr. Herbert Hofmann, Constanze von Hassel und Christian 
Krams. � Bild: VKB/Dr. Michael Lehner

https://www.gemeindezeitung.de/archiv/2024/GZ-09-2024.PDF#page=8
https://www.gemeindezeitung.de/archiv/2024/GZ-09-2024.PDF#page=8
https://www.gemeindezeitung.de/archiv/2024/GZ-09-2024.PDF#page=8
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(Fortsetzung von Seite 5)
Das Vermögensschutzkonzept 

wird abgerundet durch eine 
Amts- und Diensthaftpflichtver-
sicherung. Speziell für kommu-
nale Unternehmen dient die 
D&O-Versicherung dem Schutz 
von Managern und Geschäfts-
führer, wenn diese persönlich 
von Dritten oder der Kommu-
ne in Anspruch genommen wer-
den. Als Beispiel nannte Dr. Hof-
mann mögliche Fehler im Ener-
gieeinkauf von Stadtwerken, die 
schnell zu erheblichen Vermö-
gensverlusten führen können.

Der Versicherungsexperte be-
tonte: „Trotz hoher im Raum 
stehender Risiken bietet die 
VKB eine D&O-Versicherung an. 
Um Eigenschäden effektiv abzu-
decken, ist die Integration der 
kommunalen Unternehmen, 
wie zum Beispiel der Stadtwer-
ke, in das Vermögensschadens-
konzept dringend ratsam.“

Genereller Schutz für  
ehrenamtliches Engagement

Neben dem Versicherungs-
schutz für kommunale Man-
datsträger sichert die Versiche-
rungskammer grundsätzlich 
auch ehrenamtliches Engage-
ment der Bürgerinnen und Bür-
ger ab. Ehrenamtliche, die für 
Kommunen tätig sind, sind da-
bei im Rahmen der Kommuna-
len Haftpflichtversicherung mit-
versichert. Sollte diese oder eine 
private Haftpflichtversicherung 
des Ehrenamtlichen nicht grei-
fen, kann die Bayerische Ehren-
amtsversicherung des Freistaats 
Bayern weiteren Schutz bieten.

Im Bereich der kommunalen 
Gebäudeversicherung gehen die 
Verantwortungsbereiche von 
Hofmann und Krams Hand in 
Hand. Denn in einem Schaden-
fall kann und darf nur der ver-
sicherte Schaden reguliert wer-
den. Beide machten mehrfach 
darauf aufmerksam, deshalb 
den Versicherungsschutz regel-

mäßig, d.h. alle zwei bis drei Jah-
re und spätestens bei baulichen 
Veränderungen, zu überprüfen. 
Anlass hierfür ist immer auch ei-
ne Änderung der Nutzung von 
Gebäuden, wenn z.B. eine Ga-
rage eines Bauhofs als Materi-
allager und nicht für das Abstel-
len eines Fahrzeugs verwendet 
wird. Bei den beiden Rathaus-
bränden in Straubing und Dillin-
gen hatten die Kommunen Glück 
im Unglück, denn der Versiche-
rungsschutz durch die kommu-
nale Gebäudeversicherung war 
kurz vorher überprüft und an-
gepasst worden. „Es ist sowieso 
eine große Herausforderung für 
die Mitarbeiter im Rathaus ei-
nen solchen Ausnahmezustand 
zu bewältigen, wenn der eigene 
Arbeitsplatz nicht mehr zur Ver-
fügung steht. Dank einer gut ge-
wählten Versicherungsstrategie 
fallen in einer solchen Situation 
dann wenigstens nicht noch zu-
sätzliche finanziellen Sorgen ins 
Gewicht“, erläutert Krams die 
Bedeutung eines effektiven Ver-
sicherungsschutzes.

Elementarschäden müssen 
besser abgesichert werden

In der kommunalen Gebäude- 
und Inhaltsversicherung sehen 
beide Versicherungsexperten 
jedoch auch ein “Sorgenkind“: 
Während der Versicherungs-
schutz für Feuer in der Regel be-
steht, hat noch immer ein Anteil 
von ca. 30 Prozent aller kommu-
nalen Gebäude in Bayern kei-
nen Versicherungsschutz für die 
Gefahr „Sturm/Hagel“. Erwei-
terte Elementargefahren (z.B. 
Starkregen, Überschwemmung, 
Schneedruck oder Erdrutsch) 
sind sogar bei ca. 75 Prozent al-
ler kommunalen Liegenschaften 
noch nicht im Versicherungs-
schutz enthalten. Wie die letz-
ten Unwetterereignisse gezeigt 
haben, ist auch ein Großteil des 
Gebäudeinhaltes, etwa Mobiliar, 
ohne Versicherungsschutz. � r

Auf Nummer sicher ...

Zahl der Bankfilialen weiter rückläufig
Kommentar von Dr. Jürgen Gros: „Warum das so bleiben wird und gar nicht so schlimm ist“

In Deutschland nimmt die Zahl der Banken und ihrer Zweigstellen 
weiter ab. Ende 2023 gab es in Deutschland 1.458 Banken, wie 
die Bundesbank jüngst veröffentlicht hat. Zusammen verfügen sie 
über 19.501 mit Menschen besetzte Filialen. Im Vergleich zu 2022 
hat national mithin die Zahl der Kreditinstitute um 55 und die der 
Zweigstellen um 945 abgenommen. Unangefochtene Platzhirsche 
im Bundesgebiet sind nach wie vor die 1.084 Sparkassen und Ge-
nossenschaftsbanken mit zusammen 13.392 Dependancen.

Für den Freistaat Bayern gilt 
spiegelbildlich Gleiches. Zwar re-
duzierte sich 2023 die Zahl der 
Sparkassen fusionsbedingt um 

eine und die ihrer Filialen um 66. 
Ebenso ging die Anzahl der Ge-
nossenschaftsbanken aufgrund 
von Fusionen um 13 zurück. 54 
Niederlassungen machten die 
Kreditgenossenschaften im letz-
ten Jahr dicht. Dennoch domi-
nierten 2023 die 60 Sparkassen 
mit 1.727 Geschäftsstellen zu-
sammen mit den 185 Kreditge-
nossenschaften und deren 1.742 
Zweigstellen zumindest zahlen-
mäßig auch den bayerischen 
Bankenmarkt.

An dieser numerischen Domi-
nanz der Banken mit den roten 
und blau-orangen Logos wird 
sich im Freistaat wie im Bundes-
gebiet auf Sicht wenig ändern. 
Sicher ist freilich auch, dass so-
wohl die Zahl der Kreditinstitu-
te und ihrer Zweigstellen weiter 
deutlich zurückgehen werden. Es 
liegt in der Natur der deutschen 
Bankenstruktur, dass es vor al-
lem zahlreiche Sparkassen und 
Genossenschaftsbanken sein 
werden, die in Verschmelzungen 
aufgehen und Geschäftsstellen 
schließen. Ausgehend von der 
Entwicklung der letzten fünf Jah-
re ist es nicht allzu verwegen, für 
das Jahr 2030 etwa 900 Ban-
ken mit weniger als 12.000 Ge-
schäftsstellen in Deutschland zu 
prognostizieren.

Warum das so sein wird? „Die 
zunehmende Verbreitung des 
Online-Bankings sowie der wei-
terhin bestehende Kostendruck 
führten zu einer Verschlankung 

des Filialnetzes in quasi allen 
Banksektoren“, gibt die Bun-
desbank als Antwort für die zu-
rückliegenden Filialreduktionen. 
Zugleich ist damit die Begrün-
dung für die künftige Entwick-
lung vorgezeichnet, wie zudem 
eine Umfrage zeigt, die der Digi-
talverband Bitcom im Mai veröf-
fentlicht hat. Danach erledigen 
81 Prozent der Deutschen ihre 
Bankgeschäfte mittlerweile on-
line. Vor allem Senioren werden 
zunehmend digitaler. In der Al-
tersgruppe der über 65jährigen 
ist binnen Jahresfrist der Anteil 
derer, die die Bankgeschäfte on-
line abwickeln von 45 auf 54 Pro-
zent gestiegen. Das verwundert 
kaum. Denn allmählich kommen 
jene ins Seniorenalter, die vor 
knapp 20 Jahren zu den Smart-
phonepinonieren zählten.

Die Entwicklung zum digita-
len Banking wird anhalten. „On 
line-Only“ sei der eindeutige Trend 
beim Banking, meint Bitcom- 
Hauptgeschäftsführer Bernhard 
Rohleder dazu. So ganz falsch 
liegt er damit wohl nicht, denn 
49 Prozent der 1.004 Befragten 
der Bitcom-Studie sagt, ihnen 
würde „nichts fehlen“, wenn es 
keine Bankfilialen mehr gäbe.

Gespräche mit genossen-
schaftlichen Bankvorständen le-
gen offen, dass es zwei weitere 
Treiber gibt, die die Flächenprä-
senz verringern werden: Perso-
nalmangel einerseits und abneh-
mende Bereitschaft des vorhan-
denen Personals andererseits, 
Tätigkeiten wie Filialleitung und 

Arbeiten in einer Niederlassung 
zu übernehmen. Sie werden mit-
unter als eintönig bis langweilig 
empfunden – weil eben in vie-
len Zweigstellen der Flächen-
banken zunehmend weniger los 
ist. Gleichzeitig wird Personalge-
winnung, insbesondere in hoch-
spezialisierten Tätigkeitsfeldern, 
zur Königsdisziplin für die HR-Be-
auftragten in den Instituten. Die 
benötigten Hochqualifizierten 
sprengen zugleich das bisherige 
Gehaltsgefüge, insbesondere bei 
Regionalbanken wie Sparkassen 
sowie Volksbanken und Raiffei-
senbanken. Knappheit und Leis-
tung bestimmen den Preis, den 
jedoch zunehmend mehr Bank-
leiter bereit sind zu bezahlen. Zu-
mal der Regulator, aber auch die 
Kunden in Beratungsprozessen 
zu Immobilienfinanzierung, Al-
tersvorsorge oder der Absiche-
rung von Lebensrisiken, Qualität 
erwarten. 

Qualität kostet. Höhere Do-
tierungen in der Spitze der Leis-
tungsträger sind die Folge und 
führen in der Gegenfinanzie-
rung zur Personalverschlankung 
in der Breite. Die Konsequenz ist 
dann weniger Dienstleistung in 
der Fläche, die der Kunde gleich-
wohl zunehmend seltener nach-
fragt, weil er den Alltagsservice 
von früher im digitalen Zeitalter 
schlichtweg nicht mehr benötigt. 
Was stattdessen zählt, sind digi-
tale und telefonische Erreichbar-
keit der Bank – und zwar dann, 
wenn es dem Kunden pressiert. 
Dass in solchen Momenten die 
Technik funktioniert und das In-
stitut erreichbar ist, sind die er-
warteten Standards. Zweigstel-
len nicht mehr. � r

Finanzminister Albert Füracker: 

Bargeldobergrenze  
beschneidet Freiheitsrechte!

EU beschließt Barzahlungsobergrenze  
von 10.000 Euro ab 2027 

„Bayern setzt sich klar und konsequent für eine wirksame Be-
kämpfung von Geldwäsche ein. Mit der jetzt endgültig beschlos-
senen europaweiten Barzahlungsobergrenze von 10.000 Euro 
im Geschäftsverkehr werden die Freiheitsrechte der Bürgerin-
nen und Bürger jedoch erheblich eingeschränkt. Bayern wird 
sich mit aller Kraft dafür engagieren, dass die jetzt beschlosse-
ne Beschränkung kein Auftakt für weitere Verbote oder gar zur 
vollständigen Abschaffung von Bargeld als Zahlungsmittel wird. 
Schnelle Verfügbarkeit, Unabhängigkeit von technischer Infra-
struktur und sicherer Schutz der Privatsphäre – auch in Zukunft 
müssen die vielen Vorteile des Bargeldes verfügbar bleiben! Die 
ab 2027 geltende Barzahlungsgrenze beruht zu einem großen Teil 
auch auf dem mangelnden Einsatz der Bundesregierung. Wäh-
rend sich der Bundesfinanzminister noch Anfang des Jahres öf-
fentlichkeitswirksam gegen Bargeldbeschränkungen positioniert 
hat, konnte er ihre Einführung auf EU-Ebene doch nicht verhin-
dern. Mit öffentlichkeitswirksamen Lippenkenntnissen lässt sich 
die Preisgabe liberaler Ideale im Handeln nicht verdecken!“, so Fi-
nanz- und Heimatminister Albert Füracker.

Einschränkungen ab 2027

Rat, EU-Parlament und EU-Kommission hatten sich bereits im 
Januar in sogenannten Trilog-Verhandlungen auf die Einführung 
einer EU-weiten Obergrenze für Barzahlungen im Geschäftsver-
kehr von 10.000 Euro geeinigt. Nachdem im April das EU-Parla-
ment die neue Regelung formal gebilligt hat, wurde diese jetzt 
auch vom Rat angenommen. Die neue Beschränkung wird nun im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht und schränkt ab 
2027 die Nutzung von Bargeld auch in Deutschland ein.� r

Dr. Jürgen Gros. ©Barbara Obermaier

Über unseren Autor
Der an der Ludwig-Maximilians- 
Universität in München pro- 
movierte Politikwissenschaftler 
Jürgen Gros (*1969) war zwei 
Jahrzehnte im Management 
verschiedener bayerischer Ver- 
bände tätig, zuletzt als Präsi-
dent des Genossenschaftsver-
bands Bayern. Schwerpunkt-
mäßig beschäftigt er sich mit 
finanzwirtschaftlichen und mit-
telstandspolitischen Themen. 

Ergebnisse Steuerschätzung Frühjahr 2024:

Weniger Geld für  
kommunale Investitionen

Auch in Bayern starker Rückgang der Steuereinnahmen
Auch in der aktuellen Steuerschätzung spiegelt sich das stagnie-
rende Wirtschaftswachstum in Deutschland wider. Gegenüber 
der Herbst-Steuerschätzung 2023 haben sich die Konjunkturer-
wartungen der Bundesregierung deutlich verschlechtert. Dem-
nach müssen Bund, Länder und Gemeinden bis 2028 mit insge-
samt 80,7 Milliarden weniger Steuereinnahmen rechnen. Für den 
Bund bedeutet dies nach Angaben von Bundesfinanzminister 
Christian Lindner ein Minus von 41,6 Milliarden Euro.

Wie DStGB-Hauptgeschäfts-
führer Dr. André Berghegger be-
tonte, bestätigten die veröffent-
lichten Zahlen die zunehmend 
kritische öffentliche Finanzlage. 
Betroffen sei vor allem die kom-
munale Ebene, die kaum Ein-
fluss auf die Ausgabenentwick-
lung habe und besonders unter 
der stagnierenden Einnahme-
entwicklung leide.

Die Steuerschätzung prog-
nostiziere für die Gemeinden 
Steuereinnahmen in Höhe von 
145,8 Mrd. Euro für das laufen-
de Jahr. Betrachte man die Jahre 
2024 bis 2026, fällt das Ergebnis 
um 4,1 Mrd. Euro schlechter als 
noch bei der Herbstschätzung 
angenommen aus, was unter an-
derem auf die zu erwartenden 
Mindereinnahmen durch das 
Wachstumschancengesetz so-
wie die weiter bescheidene kon-
junkturelle Entwicklung zurück-
zuführen sei, so Berghegger.

Einzig infolge der allgemeinen 
Inflation und der hohen Tarifab-
schlüsse bleibe die Steuerent-
wicklung insgesamt weiterhin 
positiv. Inflation und Tarifab-
schluss wirkten sich gleichwohl 
in stärkerem Ausmaß auf die 
kommunalen Ausgaben aus. 
Hinzu kämen weiter äußerst dy-
namisch steigende Ausgaben 
für soziale Leistungen. „Mar-
ginal steigenden Einnahmen 
stehen weiter förmlich explo-
dierende Ausgaben entgegen. 
Durch diese dauerhafte struk-
turelle Unterfinanzierung ist die 
kommunale Handlungs- und In-
vestitionsfähigkeit akut gefähr-
det. Bund und Länder müssen 
sich ihrer Verantwortung stellen 
und ihren Beitrag für nachhalti-
ge Kommunalfinanzen leisten. 
Hierfür braucht es in erster Linie 

eine aufgabenadäquate Finanz-
ausstattung, die mit Blick auf die 
Konnexität auch nachträgliche 
Standardanpassungen berück-
sichtigt“, unterstrich der Haupt-
geschäftsführer.

Die Länder stünden verfas-
sungsrechtlich in der Finanzie-
rungsverantwortung ihrer Kom-
munen, allerdings trage der 
Bund durch Standardanpassun-
gen und Aufgabenerweiterun-
gen maßgeblich zur strukturel-
len Unterfinanzierung der Kom-
munen bei. „In Zeiten begrenz-
ter öffentlicher Mittel kann aber 
selbstverständlich nicht immer 
nur über notwendige Mehr-
ausgaben gesprochen werden. 
Es braucht zunächst ein Aufga-
benmoratorium und in der Fol-
ge eine Diskussion zwischen 
Bund, Ländern und Kommu-
nen über eine mögliche Priori-
sierung öffentlicher Aufgaben. 
Es ist schlicht nicht mehr alles, 
was wünschenswert ist, auch fi-
nanzierbar“, machte Bergheg-
ger deutlich.

„Die Städte werden unterm 
Strich weniger Geld für Inves-
titionen zur Verfügung haben. 
Denn zum einen steigen die 
Steuereinnahmen deutlich we-
niger als erwartet, zum anderen 
fressen steigende Kosten die zu-
sätzlichen Einnahmen komplett 
auf“, erklärte Helmut Dedy, 
Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Städtetages.

Auch die mittelfristige Ent-
wicklung der Steuereinnahmen 
sei ernüchternd. Mit Blick auf 
die wirtschaftliche Lage drohe 
eine lange Durststrecke. Dedy: 
„Schwaches Wirtschaftswachs-
tum führt zu schwachem Steuer-
wachstum. Wir haben nicht nur 
ein Konjunkturproblem, son- 

dern auch ein Strukturproblem. 
Steuersenkungen lösen in die-
ser Lage keines der Probleme, sie 
sorgen dafür, dass die öffentliche 
Hand weniger handlungsfähig ist. 
Wenn wir raus wollen aus der 
Wachstumsschwäche, müssen 
Infrastruktur und Rahmenbedin-
gungen stimmen. Dafür müssen 
die Städte investieren können.“

Die Kommunen brauchen aus 
seiner Sicht dringend eine bes-
sere Finanzausstattung. Nur 
dann könnten die Städte und 
Gemeinden ihren Teil dazu bei-
tragen, dass die Wirtschaft wie-
der wächst und die Transforma-
tion gelingt.

Der Arbeitskreis Steuerschät-
zungen prognostiziert für die 
Städte und Gemeinden eine Stei-
gerung ihrer Steuereinnahmen 
um 2,8 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr. Für den Bund werden 
Einnahmesteigerungen von 5,5 
Prozent erwartet, für die Länder 
von 3,1 Prozent.

Das Gesamtaufkommen der 
Gewerbesteuer als wichtigste 
eigene Steuer der Städte wird 
2024 voraussichtlich bei 75,6 
Milliarden Euro liegen, im Jahr 
2025 voraussichtlich bei 78,0 
Milliarden Euro. Das ist deutlich 
weniger als noch vor einem hal-
ben Jahr erwartet wurde. Ge-
genüber der Steuerschätzung 
vom November 2023 sinken die 
Erwartungen zum Gewerbe-
steueraufkommen für die Jahre 
2024 bis 2028 um insgesamt 7,2 
Milliarden Euro.

„Dem Freistaat wird für das 
Jahr 2024 ein Rückgang der 
Steuereinnahmen von rund 0,6 
Milliarden Euro prognostiziert, 
für das Jahr 2025 von knapp 0,5 
Milliarden Euro“, stellte der Bay-
erische Finanz- und Heimatmi-
nister Albert Füracker fest. „Das 
Ergebnis der aktuellen Steuer-
schätzung ist die Quittung für 
die verfehlte Politik der Am-
pel in Berlin. Sie muss ein deut-
licher Weckruf und Appell an 
die Bundesregierung sein, end-
lich geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen und die Wirtschaft in 
Deutschland wieder auf Kurs 
zu bringen – es ist allerhöchste 
Zeit. Es kann so nicht weiterge-
hen, sonst bekommen wir wirk-
lich tiefgreifende Probleme in 
unserem Land. Mit Ankündigun-
gen und leeren Versprechungen 
lässt sich diese Krise nicht lö-
sen“, forderte Füracker.

Aus seiner Sicht bestätige sich 
nun Bayerns solide und voraus-
schauende Haushaltsplanung: 
„Wir haben mit Blick auf die 

schwache konjunkturelle Ent-
wicklung bereits bei der Auf-
stellung des Doppelhaushalts 
2024/2025 solide geplant und 
uns auf absehbare Rückgänge 
bei den Steuereinnahmen ein-
gestellt. Fakt ist aber auch: Un-
sere finanziellen Spielräume 
sind sehr beschränkt, zusätzli-
che Mehrausgaben sind nicht fi-
nanzierbar.“ � DK

Wirtschaftsminister Aiwanger:

Beleg- 
ausgabepflicht 

mildern
Die Flut an Kassenbons, die 
frisch ausgedruckt weggewor-
fen werden, ist überflüssig und 
absolut vermeidbar. In einem 
Brief an Bundesfinanzminister 
Christian Lindner forderte Bay-
erns Wirtschaftsminister Hu-
bert Aiwanger erneut eine Re-
form der Kassenbonpflicht. Er 
betonte die Notwendigkeit, 
unnötige Bürokratie abzubau-
en und Unternehmen zu ent-
lasten. „Je weniger Papier wir 
sinnlos entsorgen, desto besser 
ist das für Wirtschaft und Um-
welt“, sagt der Minister.  

In einer Antwort des Bundes-
finanzministeriums (BMF) wur-
de jetzt bekanntgegeben, dass 
Erleichterungen bei der Kassen-
bonpflicht für Kleinbeiträge ge-
prüft werden. Weitergehende 
Vorschläge wurden dagegen ab-
gelehnt. Aiwanger äußerte sich 
enttäuscht über diese Antwort: 
„Wenn wir in Deutschland in-
nerhalb von vier Jahren nicht 
mal solche offensichtlich schäd-
liche Bürokratie beseitigen kön-
nen, glaubt niemand mehr an 
den vielbeschworenen Büro-
kratieabbau. Dabei sind es ge-
nau die kleinen praxisrelevan-
ten Stellschrauben, die die Rah-
menbedingungen der Unter-
nehmen erleichtern würden. “  

Aiwanger wies darauf hin, 
dass Bayern bereits 2020 einen 
Entschließungsantrag im Bun-
desrat eingebracht habe, um 
die Belegausgabepflicht zu ent-
schärfen. Die Vorschläge sei-
en damals jedoch nicht berück-
sichtigt worden. In der Bundes-
ratsinitiative wurde der Vor-
schlag eingebracht, dass keine 
Kassenbons mehr bei unbaren 
Geschäften sowie Kleinbeträgen 
von unter 15 Euro ausgedruckt 
werden müssen.� r
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KfW-Kommunalpanel 2024: 

Getrübte Stimmung in den Kämmereien
Das aktuelle, vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) durch-
geführte KfW-Kommunalpanel 2024, bestätigt die finanziell düs-
teren Zukunftsaussichten in Deutschlands Kommunen. Wesentli-
che Ursache für die weitere Anspannung ihrer finanziellen Lage 
im vergangenen Jahr sei die Ausgabensituation gewesen, getrie-
ben durch gestiegene Sozial- und Personalausgaben, so das Er-
gebnis der Befragung. Eine große Rolle habe aber auch die hohe 
Inflation gespielt. Analog dazu sei die kommunale Verschuldung 
wieder angewachsen.

Angesichts dieser Gesamtsi-
tuation bewerteten 58 Prozent 
der insgesamt knapp 800 teil-
nehmenden Kommunen ihre ak-
tuelle Finanzlage im vergange-
nen Jahr als bestenfalls „ausrei-
chend“. Dies sind knapp 10 Pro-
zentpunkte mehr als im Vorjahr. 
Zu einer positiven Einschätzung 
der Finanzlage kommen derzeit 
nur noch 17 Prozent der befrag-
ten Kommunen, ein Minus von 6 
Prozentpunkten gegenüber dem 
Vorjahr. Noch pessimistischer ist 
der Ausblick der Kämmereien auf 
die kommenden fünf Jahre: An-
gesichts der engen kommuna-
len Haushaltsspielräume erwar-
ten nur noch 2 Prozent der Kom-
munen eine positive Entwicklung 
ihrer Finanzlage, die große Mehr-
heit von 88 Prozent blickt eher 
negativ in die nahe Zukunft.

Sorge vor  
Investitionskürzungen

Die Sorge ist, dass dieser Um-
stand über kurz oder lang bei-
spielsweise zu niedrigeren In-
vestitionen führen wird. Für das 
aktuelle Jahr rechnen die Kom-
munen aber mit Gesamtinves-
titionen von 45 Mrd. Euro in ih-
ren Kernhaushalten. Insgesamt 
legen die Investitionsplanun-
gen damit um 4,1 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr zu, glei-
chen aber die Preissteigerungen 
im Bausektor nicht aus. Wich-
tigste Investitionsschwerpunk-
te bleiben mit knapp 13 Mrd. 
Euro die Schulen, gefolgt von 
knapp 11 Mrd. Euro für die Stra-
ßen. Mit Abstand folgen die Kin-
derbetreuung sowie der Brand- 

und Katastrophenschutz mit je-
weils rund 4 Mrd. Euro. Für die 
öffentlichen Verwaltungsgebäu-
de werden nur etwas mehr als 3 
Mrd. Euro eingeplant.

Investitionsrückstand 
bei den Kommunen

In der bundesweiten Hoch-
rechnung führten die steigen-
den Preise gemeinsam mit wei-
ter zunehmenden Anforderun-
gen an die kommunale Infra-
struktur zu einem Anstieg des 
wahrgenommenen Investitions-
rückstands der Kommunen auf 
insgesamt 186,1 Mrd. Euro. Das 
entspricht 20,5 Mrd. Euro bzw. 
12,4 Prozent mehr als im Vorjahr 
und wird im Wesentlichen durch 
die Investitionsbereiche Straßen 
(+ 9,7 Mrd. Euro auf 48,3 Mrd. 
Euro), Schulen (+ 7,3 Mrd. Euro 
auf 54,8 Mrd. Euro) sowie Brand- 
und Katastrophenschutz (+ 4,0 
Mrd. Euro auf 16,3 Mrd. Euro) 
getrieben. Weitere größere Blö-
cke des Investitionsrückstands 
stellen Verwaltungsgebäude mit 
18,8 Mrd. Euro, Kitas mit 12,7 
Mrd. Euro und Sportstätten mit 
12,1 Mrd. Euro dar.

Als Sonderthema des dies-
jährigen KfW-Kommunalpa-
nels wurden kommunale Inves-
titionen in Verwaltungsgebäu-
de in den Blick genommen. Auf 
sie entfällt seit Jahren ein relativ 
hoher Anteil des kommunalen 
Investitionsrückstands. Die Di-
fu-Analyse offenbart nicht nur, 
dass der Zustand von Verwal-
tungsgebäuden in der Kommu-
nalpolitik in der Regel keine ho-
he Priorität besitzt, sondern do-

kumentiert auch, dass gerade 
in den Bereichen, die mit dem 
energetischen Zustand der Ge-
bäude zusammenhängen, be-
sonders hohe Investitionsbe-
darfe bestehen. 

Fehlende Eigenmittel

Verschiedene Hemmnisse ste-
hen einer Steigerung der kom-
munalen Investitionstätigkeit im 
Wege oder verzögern die Um-
setzung von Investitionen. In 
mehr als der Hälfte der Kommu-
nen werden notwendige Projek-
te aufgrund fehlender Eigenmit-
tel nicht durchgeführt. Gleich 
mehrere Ursachen sind zudem 
dafür verantwortlich, dass sich 
Investitionen regelmäßig erheb-
lich verzögern. Dazu gehören 
Liefer- und Kapazitätsengpäs-
se in der Bauwirtschaft, kom-
plexe Genehmigungs- und Ver-
gabeverfahren, aber auch die 
oft langwierige Bearbeitung von 
Förderanträgen sowie Personal-
mangel in der Bauverwaltung.  

Kaum verändert hat sich im 
Vergleich zum Vorjahr, wie die 
Kommunen ihre Investitionen 
finanzieren. Eigenmittel ma-
chen rund die Hälfte im Finan-
zierungsmix aus, während sich 
die andere Hälfte weitgehend 
aus Fördermitteln (22 Prozent) 
sowie Kommunalkrediten (24 
Prozent) zusammensetzt. Ange-
sichts der immer enger werden-
den Haushaltsspielräume er-
wartet jede zweite Kommune 
eine steigende Bedeutung der 
Kreditfinanzierung. Dies fällt in 
einen Zeitraum deutlich gestie-
gener Zinsen. Rund 40 Prozent 
der Kommunen, die einen Kre-
dit in Anspruch genommen ha-
ben, empfanden die Konditi-
onen der Kreditaufnahme im 
vergangenen Jahr als eher oder 
sehr schlecht. Für das kommen-
de Jahr bleibt der überwiegen-
de Teil der Kommunen auch mit 
Blick auf die Kreditkonditionen 
pessimistisch. � DK

Konjunkturumfrage des Genossenschaftsverbands Bayern: 

Unsicherheiten bleiben –  
Deutschland braucht jetzt einen Schub

Bayerische Volks- und Raiffeisenbanken sehen leichte Erholungstendenzen
Der Tiefpunkt der Krise scheint überwunden. Die Volks- und Raiff- 
eisenbanken in Bayern erkennen erste leichte Erholungstenden-
zen im Tagesgeschäft. Das ist das Ergebnis der halbjährlichen Kon-
junkturumfrage des Genossenschaftsverbands Bayern (GVB) unter 
seinen 184 Mitgliedsinstituten, die im Zeitraum vom 18.03.2024 
bis 29.03.2024 durchgeführt wurde. „Viele Unsicherheiten blei-
ben, aber es deutet sich eine leichte Entspannung an“, kommen-
tierte GVB-Präsident Gregor Scheller das Ergebnis der Umfrage.

Mit aktuell 38,3 Punkten be-
urteilen die Volks- und Raiffei-
senbanken ihre derzeitige Ge-
schäftslage so gut wie zuletzt 
vor zwei Jahren. Infolge der sich 
2022 anbahnenden Wirtschafts-
krise war die Geschäftslage auf 
ein Allzeittief von 15,6 Punk-
ten gefallen, hatte sich aber bis 
zuletzt sukzessive verbessert. 
Die Lage bleibt weiter sehr vo-
latil. Nach wie vor erwarten in 
den kommenden sechs Mo-
naten mehr Institute eine Ver-
schlechterung der Geschäfts-
lage als eine Verbesserung. Im 
Vergleich zu früheren Umfragen 
hat sich deren Anteil aber deut-
lich verringert. Das Geschäftskli-
ma stieg dank der verbesserten 
Ausgangslage auf einen positi-
ven Wert von 16,3 Punkten. Im 
vergangenen Halbjahr 2023 lag 
dieser Wert mit minus 2,2 noch 
knapp im Negativen.

Die Hauptursache für die Ent-
wicklung beim Geschäftsklima 
und den Erwartungen ist der 
Ausblick auf eine Stabilisierung 
der Wirtschaft und damit einher-
gehend eine erwartete Senkung 
der Leitzinsen. Der Höhepunkt 
der Krise nach der Corona-Pan-
demie, hohen Energiepreisen 
und Negativwachstum scheint 
überwunden. Allerdings muss 

vor allem das Wohnungsbauge-
schäft erst wieder anlaufen. „Wir 
benötigen dringend umfang-
reiche Strukturreformen, sonst 
wird Deutschland den Anschluss 
an andere Volkswirtschaften ver-
lieren“, mahnte Scheller.

Signale stehen auf Zuversicht

Im Kreditgeschäft mit Pri-
vatkunden scheint die Talsoh-
le ebenfalls erreicht, auch wenn 
eine Rückkehr zur Normalität 
noch auf sich warten lässt. Nach 
dem historischen Tiefstand von 
saldiert minus 81,6 Zählern im 
Sommer des vergangenen Jah-
res, erholte sich das Privatkun-
dengeschäft auf minus 68,8 
Zähler. Die Bewertung der Ge-
schäftslage in den kommenden 
sechs Monaten drehte sich auf 
29,7 Zähler in den positiven Be-
reich. Mehr Banken rechnen mit 
einer anstehenden Verbesse-
rung der Lage als mit einer wei-
teren Verschlechterung. Zurück-
zuführen ist der Einbruch im Kre-
ditgeschäft mit Privatkunden vor 
allem auf den erheblichen Rück-
gang in der Baufinanzierung.

Auch im Firmenkundenseg-
ment verbesserte sich die Ein-
schätzung der aktuellen Kredit-
vergabe erstmals seit 2022 et-

was. Mit minus 30,2 Saldopunk-
ten bewerten die bayerischen 
Volks- und Raiffeisenbanken die 
Nachfrage aber immer noch als 
schwach. „Die Kombination aus 
kontraktiver Geldpolitik und feh-
lenden Impulsen für die Wirt-
schaft verunsichert den bayeri-
schen Mittelstand. In der Folge 
wird weniger investiert“, analy-
sierte Scheller. Für die kommen-
den sechs Monate erwarten die 
Institute analog zum Privatkun-
dengeschäft eine deutliche Ver-
besserung ihrer Situation.

„Die Signale stehen auf Zuver-
sicht“, sagte Scheller. Allerdings 
sei eine konjunkturelle Erholung 
kein Selbstläufer. „Wir brauchen 
jetzt endlich den Mut und die 
Bereitschaft, Verantwortung zu 
übernehmen und bürokratische 
Hemmnisse abzubauen. Vor al-
lem die überbordende Regula-
torik sollte schnell zurückgefah-
ren werden“, mahnte Scheller.

Der Genossenschaftsverband 
Bayern e.V. (GVB) vertritt seit 
mehr als 130 Jahren die Interes-
sen bayerischer Genossenschaf-
ten. Zu seinen 1.186 Mitglie-
dern zählen 184 Volksbanken 
und Raiffeisenbanken (davon 
29 Banken mit Warengeschäft) 
sowie 1.002 Unternehmen aus 
Branchen wie Landwirtschaft, 
Energie, Handel, Handwerk 
und Dienstleistungen. Sie bil-
den mit rund 50.000 Beschäf-
tigten und 2,8 Millionen Anteils-
eignern eine der größten mittel-
ständischen Wirtschaftsorga-
nisationen im Freistaat (Stand: 
31.12.2023). � r

Erste Bilanz der LBS Landesbausparkasse Süd 

Start geglückt 
Summe der Bauspardarlehen fast verdreifacht – 7,75 Milliarden Euro für den Wohnungsbau 

Nach einem herausfordernden Jahr 2023, in dem die LBS Südwest 
und die LBS Bayern fusionierten, hat die neu entstandene Landes-
bausparkasse Süd ihr erstes Geschäftsjahr erfolgreich abgeschlos-
sen. Die LBS Süd ist die größte der fünf Landesbausparkassen in 
Deutschland und erreicht per Ende September 2023 einen Markt-
anteil von 34 Prozent in ihrem Geschäftsgebiet. Ihre Kundinnen 
und Kunden verfügen über rund 3,3 Mio. Verträge mit einer Bau-
sparsumme von etwa 160 Mrd. Euro. Die vorläufige Bilanzsumme 
der LBS Süd beträgt 38,1 Mrd. Euro. Damit steht sie künftig unter 
der Aufsicht der Europäischen Zentralbank. Da die Fusion rück-
wirkend zum 1. Januar vollzogen wurde, bilanziert die LBS Süd für 
2023 ihr erstes volles Geschäftsjahr. 

Gegenüber dem von der dra-
matischen Zinswende geprägten 
Ausnahmejahr 2022 hat sich das 
Bausparneugeschäft im vergan-
genen Jahr normalisiert. 2023 
wurden in Baden-Württemberg,  
Bayern und Rheinland-Pfalz knapp 
218.000 Verträge (-10,8 %) über 
eine Bausparsumme von 16,4 
Mrd. Euro ab (-19,9 %). Das Neu-
geschäft erreicht damit ein ho-
hes Niveau, das die Vorjahre 
2020 und 2021 noch deutlich 
übertrifft. Erfreulich ist der sehr 
hohe und stark gestiegene An-
teil der Bauspardarlehen, deren 
Summe sich seit 2021 mehr als 
versechsfacht hat. 

Die Summe der Auszahlun-
gen von Bauspardarlehen stieg 
2023 um rund 186 Prozent auf 
1,17 Mrd. Euro. „Darin zeigt sich 
der Kernnutzen des Bausparens, 
der mit der abrupten Zinswen-
de wieder in den Fokus gerückt 
ist: langfristig sichere und güns-
tige Darlehenszinsen. Wer noch 
einen zuteilungsreifen Bauspar-
vertrag hat, kann jetzt bei der 
Baufinanzierung davon profitie-
ren“, sagt Stefan Siebert, Vor-
sitzender des Vorstands der LBS 
Süd. In den nächsten Jahren wer-
den bei der LBS Süd Jahr für Jahr 

Bausparverträge mit mehr als 5 
Mrd. Euro Bausparsumme in die 
Zuteilung kommen – und das 
ganz überwiegend zu einem Dar-
lehenszins von unter 3 Prozent. 

Im Gesamtjahr 2023 erreich-
te die LBS Süd ein Finanzierungs-
neugeschäft in Höhe von 2,8 
Mrd. Euro (-25 %). Die gesamten 
Wohnbaufinanzierungen von Pri-
vathaushalten und Selbststän-
digen in Deutschland verzeich-
neten einen Rückgang von gut 
37 Prozent. Die Kreditauszah-
lungen beliefen sich 2023 insge-
samt auf 3,26 Mrd. Euro (-7,7 %). 
Inklusive der Bausparguthaben 
stellte die LBS Süd ihren Kun-
dinnen und Kunden im vergan-
genen Jahr rund 7,75 Mrd. Euro 
(+2,8 %) zur Verfügung. Der Kre-
ditbestand betrug zum Jahresen-
de 23,0 Mrd. Euro. 

Wachstumsmarkt  
kommunales Bausparen 

Neben privaten Haushalten 
können auch Kommunen und 
kommunale Unternehmen mit 
einem Bausparvertrag für künfti-
ge Investitionen vorsorgen oder 
unmittelbar erforderliche Maß-
nahmen finanzieren. Dies ist eine 

wesentliche Voraussetzung für 
eine zuverlässige Planung und 
gerade bei angespannter Haus-
haltslage von großer Bedeutung. 
Mit den gestiegenen Zinsen re-
gistriert die LBS Süd auch ein 
verstärktes Interesse von Kom-
munen an Bausparverträgen als 
Zinssicherungsinstrument. Kom-
munale Bausparverträge haben 
im Geschäftsjahr 2023 bei der 
LBS Süd eine Summe von rund 
460 Millionen Euro erreicht.  

Zum Zinsanstieg addierten sich 
Unsicherheiten über staatliche 
Förderprogramme, die Energie-
wende im Gebäudebestand, stei-
gende Baukosten und Bauauf-
lagen als bremsende Faktoren. 
Die Finanzierung der eigenen vier 
Wände ist die größte und lang-
fristigste Investition eines Pri-
vathaushalts. Deshalb gehören 
Planungssicherheit und Verläss-
lichkeit zu den wichtigsten Rah-
menbedingungen, um Wohnei-
gentum zu erwerben. 

Wohnungspolitik gefordert 

Die Baugenehmigungen waren 
im Geschäftsgebiet der LBS Süd 
im vergangenen Jahr zweistellig 
rückläufig: in Bayern mit einem 
Minus von knapp 25 Prozent. Mit 
Blick auf den zunehmenden Woh-
nungsmangel und die weiter stei-
genden Mieten sieht die LBS Süd 
dringenden Handlungsbedarf. 
Angesichts des sich abzeichnen-
den Fehlens von mehr als 700.000 
Wohnungen fordert Siebert die 
Politik auf, die Wohneigentums-
bildung nicht aus den Augen zu 
verlieren. Wohneigentum entlas-
tet den Wohnungsmarkt.� r

https://www.bvk-zusatzversorgung.de/terminbuchung
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Energieministerkonferenz 2024 in Kiel:

Koordinaten künftiger Energiepolitik 
Bayerns Wirtschafts- und Energieminister Hubert Aiwanger hat 
bei der Energieministerkonferenz 2024 in Kiel die Bundesregie-
rung aufgefordert, den Bundesratsbeschluss zu wasserstofffähigen 
Gaskraftwerken schnellstmöglich voranzutreiben. „Deutschland 
braucht im Rahmen der Kraftwerksstrategie genügend wasserstoff-
fähige Gaskraftwerke für die Versorgungssicherheit, gerade auch 
im Süden. Nur mit einem raschen, signifikanten Zubau grundlast-
fähiger Kraftwerke kann die Stromversorgungssicherheit trotz Koh-
leausstieg gewährleistet werden“, hob der Staatsminister hervor.

Er bat Bundeswirtschaftsmi-
nister Robert Habeck, nach der 
bis Jahresende 2024 geplanten 
Ausschreibung von Kraftwer-
ken mit einer Erzeugungskapa-
zität von insgesamt 10 Gigawatt 
rasch Kapazitäten von weiteren 
sieben bis elf Gigawatt auf den 
Weg zu bringen. Nach Kalkula- 
tion der Bundesnetzagentur 
müsse Deutschland ab 2031 et-
wa 17 bis 21 Gigawatt Kraft-
werkskapazitäten zur Verfügung 
haben. Zehn Gigawatt seien zu 
wenig. Die Wirtschaft brauche 
eine sichere Stromversorgung 
trotz Kohleausstieg. Aiwanger 
zufolge „können wir uns Unsi-
cherheit nicht leisten. Der Aus-
bau der Erneuerbaren Energi-
en kommt gut voran, aber wenn 
die Sonne nicht scheint und der 
Wind nicht weht, brauchen wir 
genügend Kraftwerkskapazität 
in Deutschland. Ich habe Sorge, 
dass wir nicht schnell genug vor-
ankommen.“ Aiwanger wies dar- 
auf hin, dass der Bund den Aus-
bau der Wärmenetze mit aus-
reichend Bundesmitteln fördern 
müsse: „Klimafreundliche Wär-
menetze sind ein zentraler Be-
standteil der Dekarbonisierung 
der kommunalen Wärmever-
sorgung. Der Bund muss ausrei-
chend Mittel verlässlich zur Ver-
fügung stellen.“

Zudem stellte Bayerns Wirt-
schafts- und Energieminister 
den Entwurf für eine Bayerische 
Speicherstrategie vor. „Mit der 
Bayerischen Speicherstrategie 
haben wir bereits ein konkre-
tes Konzept für den Speicher-
hochlauf entwickelt. Der Bund 
hat das bisher leider versäumt“, 
stellte Aiwanger fest. 

Bayerische Speicherstrategie

Die Bayerische Speicherstra-
tegie ist die erste von fünf Teil-
strategien zur Umsetzung des 
im bayerischen Koalitionsver-
trag vereinbarten Energieplans 
Bayern 2040. Die weiteren Teil-
strategien Versorgungssicher-
heitsstrategie, Wasserstoffstra-
tegie 2.0, Wärmestrategie und 
Erneuerbare-Energien-Strategie 
werden nacheinander im weite-
ren Verlauf des Jahres 2024 ent-
wickelt und ergeben das ener-
giepolitische Gesamtkonzept.

Aiwanger zufolge müssen auf 
Bundesebene zunächst die re-
gulatorischen Voraussetzungen 
geschaffen werden, um den er-

forderlichen Speicherausbau zu 
ermöglichen, insbesondere soll-
te die Speicherdefinition ein-
heitlich in den verschiedenen 
Gesetzen gehandhabt werden. 
Aber auch auf bayerischer Ebe-
ne wolle man tätig werden und 
etwa zusätzliche Pumpspeicher-
kraftwerke in Bayern ermögli-
chen. Außerdem sollen im Be-
reich der Wasserstoffspeiche-
rung erste konkrete Projekte auf 
den Weg gebracht werden.

Der DStGB forderte im Aus-
tausch mit den Ministerinnen 
und Ministern eine ausreichen-
de Finanzierung der Wärmepla-
nung. Bereits jetzt sei klar, dass 
gerade in kleineren Gemeinden 
die verfügbaren personellen 
und finanziellen Kapazitäten in 
keinem Verhältnis zur Aufgabe 
der Wärmeplanung stehen. Im 
Rahmen der Förderung bedürfe 
es deshalb eines ausreichenden 
Sockelbetrags, der unabhängig 
von der Einwohnerzahl der Ge-
meinden gewährt wird. Alle Ge-
meinden seien unabhängig von 
ihrer Größe zur Wärmeplanung 
verpflichtet, unterstrich Beige-
ordneter Timm Fuchs. 

Bundesregierung in der Pflicht

Gegenüber dem Bund mach-
te der DStGB deutlich, dass die 
Bundes-Förderung der Wärme-
planung nach der Kommunal-
richtlinie vollständig gewährt 
werden muss. Alle Gemeinden, 
die form- und fristgerecht einen 
Antrag gestellt haben, der die 
inhaltlichen Anforderungen der 
Förderrichtlinie erfüllt, müssten 
auch in den Genuss der Förder-
mittel kommen. Dies war zuletzt 
unter Verweis darauf infrage ge-
stellt worden, dass keine Bun-
desförderung gewährt werden 
kann, sobald den Gemeinden 
durch Landesgesetz eine Ver-
pflichtung zur Wärmeplanung 
auferlegt wird.

An die Länder appellierte 
Timm Fuchs, im Rahmen der 
Umsetzung des Wärmepla-
nungsgesetzes des Bundes Ver-
fahrenserleichterungen zuguns-
ten der planenden Gemeinden 
zu schaffen. Dazu zählt etwa, 
die Planung in gemeindlichen 
Konvois zu ermöglichen und zu-
gleich ein verkürztes Verfah-
ren für Gebiete einzurichten, in 
denen weder die Errichtung ei-
nes Wärme- noch eines Wasser-
stoffnetzes in Betracht kommt. 

So kann der Aufwand deutlich 
reduziert werden.

Ein weiteres Thema des Aus-
tauschs mit den Ministern war 
die Transformation der Gasver-
teilnetze. Der Kommunalver-
band stellte klar, dass es nicht 
Aufgabe der Gemeinden sei, in 
Fällen von Unwirtschaftlichkeit 
künftig Gasnetze zu betreiben. 
Wenn sich kein Versorgungsun-
ternehmen mehr findet, soll-
te der bisherige Netzbetreiber 
gegen eine wirtschaftliche Ent-
schädigung durch den Gesetz-
geber zu einem befristeten Wei-
terbetrieb verpflichtet werden. 
Der Bundesgesetzgeber sei mit-
hin gefordert, entsprechende 
Regelungen zu treffen, die einen 
geordneten Rückzug aus der 
Gasversorgung ermöglichen. Ein 
vollständiger Rückbau der Gas-
netze sei volkswirtschaftlich in-
effizient. Auch kämen ggf. Nach-
nutzungen in Betracht. Die Ge-
meinde sollte aber im Bedarfs-
fall, etwa wenn die Leitungen 
die Ertüchtigung der Verkehrsin-
frastruktur beeinträchtigen, die 
Beseitigung stillgelegter Leitun-
gen verlangen können.

Verteilnetzentgelte wälzen

Darüber hinaus gelte es, den 
Wasserstoffhochlauf dezentral 
auszugestalten, damit im Inter-
esse gleichwertiger Lebensver-
hältnisse die damit verbundene 
Wertschöpfung auch in ländli-
chen Regionen entsteht. Um die 
Regionen zu entlasten, in denen 
der starke Zubau erneuerbarer 
Energien für hohe Strompreise 
sorgt, müssten die dortigen Netz-
kosten (sog. Verteilnetzentgel-
te) bundesweit gewälzt werden.

Mit Blick auf den weiteren 
Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien unterstrich der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund, 
dass die Akzeptanz vor Ort ge-
genüber Windenergie- und So-
laranlagen maßgeblich davon 
abhängt, ob der Ausbau von 
den Gemeinden gesteuert wer-
den kann. Durch eine finanzielle 
Beteiligung der Gemeinden an 
Wind- und Photovoltaikanlagen 
würden Vorteile für die örtliche 
Gemeinschaft sichtbar. 

Insofern kritisierte der Ver-
band sehr deutlich, dass dies 
im von Bundestag und Bundes-
rat verabschiedeten Solarpa-
ket I nicht ausreichend berück-
sichtigt wurde: Für Solaranlagen 
des sog. ersten Segments gebe 
es dort keine finanzielle Betei-
ligung der Gemeinden und die 
kommunale Duldungspflicht für 
die Verlegung und den Betrieb 
von Anschlussleitungen für er-
neuerbare Energien Anlagen sei 
zu weit gefasst. Beides müsse 
im folgenden Solarpaket II drin-
gend nachgebessert werden. DK

Bayernwerk stellt Studie vor: 

6,9 Gigawatt  
zu wenig gesicherte Leistung

Erzeugungsleistung aus zentralen Großkraftwerken geht zurück; Verbrauchlast steigt bis 2030
Mit einer „Wachstumsoffensive Energiezukunft Bayern“ holt das 
Bayernwerk laut Vorstandsvorsitzendem Dr. Egon Leo Westphal 
zum großen Wurf aus. „Mit einem für das Bayernwerk historischen 
Wachstumsprogramm gehen wir als Unternehmen ‚All-in‘ und star-
ten ein mehrjähriges, milliardenschweres Programm für den Aus-
bau unserer bayerischen Verteilnetze. Bis 2028 – also in den nächs-
ten vier Jahren – wollen wir die Netze um zusätzliche 540 Kilometer 
Hochspannungsleitung, etwas mehr als 10.000 Kilometer Mittel-
spannungsleitung, knapp 10.000 Kilometer Niederspannungslei-
tung, 173 Umspannwerke und 8.500 digitale Ortsnetzstationen 
erweitern. Und das ist erst der Anfang einer dynamisierten Netz-
entwicklung.“

Um das zu stemmen, erhö-
he das Unternehmen die Beleg-
schaftszahl signifikant im vier-
stelligen Bereich. Personal- und 
Vertriebsvorstand Albert Zettl: 
„Zum Ende des ersten Quar-
tals 2024 arbeiten in der Bayern-
werk-Gruppe über 4.200 Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter 
an der bayerischen Energiezu-
kunft. In herausfordernden ge-
samtwirtschaftlichen Zeiten be-
deutet das für die letzten 18 Mo-
nate einen Wachstumssprung 
von mehr als einem Drittel.“ Die 
Wachstumsoffensive schaffe zu-

dem einen zusätzlichen Bedarf 
von mehreren tausend Stellen 
bei Dienstleisterfirmen.

Bayernwerk-Finanzvorstän-
din Dr. Daniela Groher stellte die 
Entwicklung des Netzbudgets 
vor: „In Summe wird das Bayern-
werk damit von 2024 bis 2026 5,1 
Mrd. Euro für Bayerns Energiezu-
kunft aufbringen.“ Daniela Gro-
her verwies bei der Vorstellung 
der Netzbudgets darauf, dass 
jegliche Investitionsvorhaben 
immer in Verbindung zu wirt-
schaftlichen Umfeldbedingun-
gen wie Materialverfügbarkeit, 
Kostenentwicklungen, Inflations-
geschehen, Fachkräftebedarf, 
Genehmigungsdauer oder auch 
zur gesellschaftlichen Akzeptanz 
örtlicher Maßnahmen stehen.

Das Vorstandsteam v.l.: Albert Zettl, Vorstandsvorsitzender Dr. 
Egon Leo Westphal und Dr. Daniela Groher.
� Bild: Florian Hammerich, altrofoto/ Bayernwerk AG

Ein Einspeiserekord  
jagt den nächsten

Die bisherige Entwicklung der 
Energiewende in Bayern bezeich-
nete Egon Leo Westphal im Rück-
blick als Erfolgsgeschichte. „Wa-
ren es 2015 noch 40.000 Pho-
tovoltaikanlagen, konnten wir 
2023 über 87.000 Anlagen mit ei-
ner Leistung von mehr als 2.200 
Megawatt neu an unser Netz an-
schließen, so viele wie nie zu-
vor“, betonte Westphal. Der Vor-
standsvorsitzende gab einen Ein-
blick, was das in der Praxis des 
Netzbetriebs bedeutet. „Pünkt-
lich zum 103. Geburtstag des 
Bayernwerks kam es zu einem 
PV-Einspeiserekord. … Wir sind 
ein wetterabhängiges Großkraft-
werk und trotzdem zu 99 Pro-
zent versorgungssicher.“ Das Jahr 
2024 stehe im Zeichen der Ener-
giezukunft. „Erstmals in der Bay-
ernwerk-Geschichte werden wir 
in diesem Jahr dank PV mehr 
Energie aus unseren Netzen ex-
portieren als importieren. Das 
neue Energiesystem wird sicht-
bar“, so Westphal.

Bei der Jahrespressekonferenz 
ging der Vorstandsvorsitzen-
de ebenso auf aktuelle Massen-
phänomene der Energiewende 
ein, die das Bayernwerk und sei-
ne Mitarbeitenden derzeit stark 
fordern. So verzeichne das Un-
ternehmen bei Einspeisern, Spei-
chern und andere Bezugsanlagen 
von Januar bis März 2024 rund 
47.000 Anfragen. Das sei im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum ei-
ne Steigerung um rund 24 Pro-
zent. „Da fällt es je nach regiona-
ler Situation oft schwer, Schritt 
zu halten. In der Transformati-
on bleiben wir alle Lernende. Wir 
kennen die aktuellen Engpässe 
und arbeiten an Lösungen“, so 
der Vorstandsvorsitzende. Prob-
lematisch wirke sich in allen Be-
reichen der Transformation aus, 
dass der Ausbau Erneuerbarer 
Energie nicht an die Netze ange-
passt sei.

„Nach wie vor fehlt ein effizi-
enter und steuernder Bauplan. 
Es geht immer noch nach dem 
Motto „Erneuerbare voran, Net-
ze hintendran“. Das ist die falsche 
Reihenfolge. Durch den massiven 
Zubau von Erneuerbarer Energie 
werden in vielen Regionen vor-

handene Netzkapazitäten ausge-
reizt. Der Ausbau der Energienet-
ze kann da nicht Schritt halten. 
Deshalb steht ein bayerischer 
Landesbedarfsplan auf Platz eins 
unserer politischen Forderun-
gen“, so Westphal.

„Plug and Play“  
mit Einspeisesteckdose

Erneuerbare Energie müsse 
dorthin, wo die Netze sind. Nicht 
umgekehrt. Dazu habe das Bay-
ernwerk gemeinsam mit LEW Ver-
teilnetz eine wirkungsvolle Lö-
sung entwickelt: die sogenann-
te Einspeisesteckdose. Westphal: 
„An passenden Stellen des Netzes 
bauen wir spezielle Einspeise-Um-
spannwerke, die für die Aufnah-
me Erneuerbarer Energie da sind. 
So stellen wir proaktiv zusätzliche 
Kapazitäten bereit, an die sich re-
gional Erneuerbare Energie-Anla-
gen anschließen oder anstecken 
können, also „Plug and Play“ in 
der Energiezukunft.“

Studie und Strategiekonzept 
für gesicherte Leistung

Mit Fokus auf Versorgungssi-
cherheit hat das Bayernwerk in 
der Jahrespressekonferenz eine 
landkreisspezifische Studie vor-
gestellt. Laut der Studie hat Bay-
ern aus heutiger Sicht für das 
Jahr 2030 eine Lücke von 6,9 Gi-
gawatt an gesicherter Leistung. 
Denn die gesicherte Erzeugungs-
leistung aus zentralen Großkraft-
werken in Bayern geht zurück. 
Und die Verbrauchlast steigt. 

Auf Basis dessen hat das Bayern-
werk ein Konzept vorgestellt, wie 
in Ergänzung und unterstützend 
zur Kraftwerksstrategie des Bun-
des dezentrale Potentiale in den 
bayerischen Regionen genutzt 
werden können, um eine baye-
rische Leistungslücke zu vermei-
den. „Dabei geht es konkret um 
die Einbindung von Flexibilitä-
ten in Haushalten und Gewer-
be, den Ausbau von Großspei-
chern, die Erweiterung bestehen-
der Kraft-Wärme-Kopplungsanla-
gen und den Zubau dezentraler 
„H2-ready“-Gaskraftwerke. Das 
sind Schätze, die man nutzen soll-
te“, erklärte der Vorstandsvorsit-
zende. „Eine wichtige Erkenntnis 
lautet: Wärmeplanung, Mobilität 
und Versorgungssicherheit müs-
sen auch verzahnt gedacht und 
entwickelt werden“, so Egon Leo 
Westphal weiter.

Bayernwerk-Akademie für 
Nachwuchs und Fachkräfte

Der Fachkräftemangel bleibt 
laut Albert Zettl ein Megathema 
in der Energiebranche, das Ant-
worten fordert. „Wir haben als 
Bayernwerk proaktiv einen revo-
lutionären Kurs gewählt und mit 
der Bayernwerk-Akademie unse-
re eigene Nachwuchs- und Fach-
kräfteschmiede ins Leben geru-
fen“, erklärte der Personal- und 
Vertriebsvorstand. Darüber hin- 
aus verstehe sich die Bayern-
werk-Akademie als Fachkräf-
temotor für die gesamte Ener-
giebranche mit dem Ziel ein wei-
tes Wissensnetzwerk aufzubau-
en. Erste Initiativen sind bereits 
auf dem Markt. In einer Koope-
ration mit IHK Regensburg kann 
die Ausbildung zum Industrie-
meister für Elektrotechnik er-
folgen. Für Quereinsteiger in die 
Energiewirtschaft bietet die Bay-
ernwerk-Akademie die hauseige-
ne EFK-Ausbildung sowie ein Aus-
bildungsprogramm in Form eines 
Qualifikationssprints. Ab dem be-
ginnenden Wintersemester bie-
tet die Akademie eigens entwi-
ckelte Bachelor- und Masterstu-
diengänge an.

„Ein vielversprechendes neu-
es Geschäftsfeld der Bayern-
werk Natur liegt im Bereich der 
Großbatteriespeicher. Großbat-
teriespeicher gewinnen bei gro-
ßen PV-Freiflächenanlagen stark 
an Bedeutung. Die Kombination 
aus Erzeugung und Speicherung 
macht derartige PV-Freiflächen-
anlagen zum Schweizer Taschen-
messe der Energiewende“, be-
tont der Vertriebsvorstand. Stolz 
sei man mit dem Partner Stadt-
werke Dingolfing auf einen Dekar-
bonisierungs-Auftrag am größten 
BMW-Produktionsstandort Euro-
pas in Dingolfing. „Ab Mitte 2025 
werden dort durch unser Bio-
masseheizwerk 50 Prozent grüne 
Prozesswärme aus regionalem 
nachhaltigem Restholz erzeugt“, 
so Albert Zettl. Und einen Mei-
lenstein gab es in Geschäftsfeld 
der Straßenbeleuchtung. „Wir 
betreiben in 1.200 bayerischen 
Kommunen die Straßenbeleuch-
tung. Vor einer Woche haben 
wir die 500.000ste LED-Leuch-
te in Betrieb genommen. Da-
mit sind knapp 75 Prozent aller 
650.000 Leuchten umgerüstet. 
Die Vollumrüstung fassen wir für 
2026 ins Auge“, blickt Albert Zettl 
voraus. � CH

Kommunale Wärmeplanung:

Klarheit vom Bund  
bei Förderprogrammen gefordert

Runder Tisch von Staatsminister Hubert Aiwanger  
mit Vertretern der Kommunen und der Energiewirtschaft

Auf Initiative von Bayerns Wirtschafts- und Energieminister Hubert 
Aiwanger hat ein Runder Tisch zur kommunalen Wärmeplanung 
stattgefunden. Im Fokus stand die Frage, wie das Wärmeplanungs-
gesetz des Bundes in den Bayerischen Kommunen und Städten um-
gesetzt werden soll. Dazu der Wirtschaftsminister: „Viele bayeri-
sche Kommunen sind bereits ohne bundespolitischen Zwang in die 
Wärmeplanung gestartet. Als Staatsregierung begleiten wir unse-
re Städte und Gemeinden eng bei der Umsetzung der bundespoli-
tischen Vorgaben.“

In der Planung werde es keine 
Zwänge oder planwirtschaftliche 
Vorgaben geben, versichert der 
Minister. „Wir müssen die Bürger 
mitnehmen und gut beraten. Die 
Wärmewende wird in der Pra-
xis das Ergebnis vieler individuel-
ler Lösungen sein. Im Gegensatz 
zur Bundesregierung wollen wir 
in Bayern niemandem pauscha-
le Lösungen aufdrängen, die oft-
mals weder praktikabel noch be-
zahlbar sind. Stattdessen sehe ich 
die große Chance einer breit auf-
gestellten kommunalen Wert-
schöpfung, an der sich je nach 
Kommune verschiedene Akteu-
re wie Stadtwerke, Bürgerener-
giegenossenschaften, Landwirte 
oder Privatunternehmen beteili-
gen können.“

Immenser Kostenfaktor

Von der Bundesregierung for-
dert Aiwanger ausreichend För-
dermöglichkeiten. „Die Planung 
ist ein immenser Kostenfaktor 
für die Kommunen. Als Freistaat 
werden wir unseren Beitrag leis-

ten. Der Bund muss jetzt rasch 
Klarheit schaffen, wie es mit den 
Förderprogrammen weitergeht.“

Am Runden Tisch haben rund 
30 Vertreterinnen und Vertreter 
der kommunalen Spitzenverbän-
de und aus der Energiewirtschaft 
teilgenommen. Hintergrund zur 
kommunalen Wärmeplanung: 
Seit Anfang des Jahres besteht 
die Verpflichtung, in den nächs-
ten Jahren eine flächendecken-
de Wärmeplanung in den Kom-
munen zu erstellen. Für Städte 
und Gemeinden mit weniger als 
100.000 Einwohnern gilt die Frist 
bis zum 30. Juni 2028, für größe-
re Städte gilt als Frist bereits der 
30. Juni 2026. Die Wärmeplanung 
soll den Weg zu einer effizien-
ten und klimafreundlichen Wär-
meversorgung vor Ort ermitteln. 
Die Aufgabe der Wärmeplanung 
soll an die Kommunen übertra-
gen werden. Zu diesem Zweck 
verhandelt die Staatsregierung 
mit dem Städte- und Gemein-
detag über den finanziellen Aus-
gleich im Rahmen des so genann-
ten Konnexitätsverfahrens. � r
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Für den Bürgerenergiepreis suchen wir:

Energie-Sparer, Klima-Schützer, Öko-Helden…
… die mit ihren Ideen und Projekten einen Impuls für  
die Energiezukunft in der Region setzen. Teilnehmen können  
Privat personen, Vereine, Schulen oder Kindergärten. 

Mehr unter bayernwerk.de/buergerenergiepreis

BAG23001_Anz_Buergerenergiepreis140x210mm.qxp_Layout 1  12.01.23  11:52  Seite 1

Energieminister Aiwanger:

Neue Märkte erschließen
Bei der Grundsteinlegung für den Bau von drei Windenergieanla-
gen im Höhenkirchener Forst würdigte Energieminister Hubert Ai-
wanger das „Modellprojekt für ganz Bayern“. Das Bürgerwindpro-
jekt zeige exemplarisch, wie durch Bürgerbeteiligung der Ausbau 
erneuerbarer Energien erfolgreich umgesetzt werden kann. Die 
frühe Einbindung der lokalen Bevölkerung habe entscheidend zu 
Vertrauen und Akzeptanz beigetragen. 

Anfang 2020 wurde der 
Standortsicherungsvertrag ab-
geschlossen und im Frühjahr 
2023 hatten die Gemeinden Eg-
mating, Oberpframmern und 
Höhenkirchen-Siegertsbrunn 
gemeinsam die Genehmigung 
für die Windenergieanlagen be-
antragt. In naher Zukunft kön-
nen sich die Einwohner der drei 

Gemeinden an den Windener-
gieanlagen als sogenannte Kom-
manditisten an der Betreiberge-
sellschaft beteiligen.

Kommune profitiert

„Damit werden die Bürger zu 
Miteigentümern an den Wind- 
rädern und haben umfangrei-

che Stimmrechte“, betonte Ai-
wanger. Außerdem profitiere 
die Kommune als Ganzes von 
der dezentralen Energiewende. 
Arbeitsplätze blieben erhalten 
oder würden neu geschaffen, 
weil regionale Firmen für den 
Windenergieausbau gebraucht 
werden. Die Pachteinnahmen 
wiederum kämen den Bayeri-
schen Staatsforsten (BaySF) zu-
gute, die das Geld sinnvoll für 
Waldumbau und Walderhalt 
einsetzen. Davon profitierten 
wiederum die Bürger. Aiwanger 
hofft, dass sich das beispielhaf-
te Vorgehen auf geplante Wind-

parkprojekte in anderen Regio-
nen positiv auswirkt. 

Die drei Windenergieanla-
gen des Typs Enercon E-160 hal-
ten insgesamt knapp 17 MW an 
Leistung bereit und liefern rund 
30 Millionen kW/h Strom. Sie 
erzeugen so viel wie ungefähr 
9.000 Haushalte im gleichen 
Zeitraum verbrauchen. Errichter 
und Betreiber des Windparks ist 
die „Bürgerwind Höhenkirchner 
Forst GmbH & Co KG“. Fachkun-
dige Unterstützung beim Pro-
jekt leistete die Energieagentur 
Ebersberg-München. 

Bayerisches Biogas

Voranbringen will der Minis-
ter auch das bayerische Biogas, 
das aus seiner Sicht Ausgangs-
stoff für erneuerbares Kerosin 
sein könnte: „In Bayern erzeu-
gen über 2.800 Anlagen Bio-
gas. Diesen regionalen Rohstoff 
können wir auch zur Herstellung 
moderner Kraftstoffe nutzen. 
Statt fossilem Kerosin könnte 
bayerisches Biogas künftig Flug-
zeuge bewegen. Das ist ein ech-
ter Zukunftsmarkt für die Be-
treiber von Biogasanlagen“, be-
merkte Aiwanger.

Um dieses Ziel zu erreichen, 
müsse Biogas zu Biomethan 
aufbereitet werden. Erst dann 
könne daraus Kerosin herge-
stellt werden. Entsprechen-
de Projekte im Freistaat hät-
ten dies bereits demonstriert. 
„Jetzt müssen die rechtlichen 
Weichen gestellt werden“, er-
klärte der Minister und fordert 
deshalb vom Bund, das Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG) 
anzupassen: „Wir müssen im 
EEG die massenbilanzielle Ab-
rechnung im Rohgasnetz er-
möglichen. So kann nachgewie-
sen werden, welcher Anteil des 
Roh-Biogases rein rechnerisch 

für die Erzeugung von Biokraft-
stoffen genutzt wird. Auf diese 
Weise kann die Herstellung von 
Flugzeugtreibstoff aus Biomasse 
wirtschaftlich interessant wer-
den.“

Aiwanger zufolge unterstützt 
der Freistaat Bayern seit meh-
reren Jahren tatkräftig Über-
legungen und Planungen zum 
Aufbau von Demonstrations-
anlagen und industriellen Pro-
duktionsanlagen für erneuerba-
re Flugkraftstoffe. „Leider legt 
der Bund Unternehmern und In-
vestoren immer wieder Steine 
in den Weg. Wir brauchen freie 
Fahrt für Innovationen und In-
vestitionen.“

Die massenbilanzielle Abrech-
nung von Biomethan erfolgt 
über entsprechende Herkunfts-
nachweise. Hier gibt es bereits 
etablierte Zertifizierungs- und 
Datenbanksysteme, in denen 
beispielsweise die Anrechnung 
von Biomethan auf die Kraft-
stoffquote geregelt sind. Dies 
könnte als Vorbild für die bilan-
zielle Teilung von Roh-Biogas 
dienen. 

Stichwort  
Wasserstofftankstellen

Nach Angaben des Bayeri-
schen Wirtschaftsministeriums 
geht Anfang Juni das Bayerische 
Förderprogramm zum Aufbau 
einer Wasserstofftankstellen-
infrastruktur in eine neue Run-
de. Damit sind neuerdings auch 
Wasserstofftankstellen für Pkw 
förderfähig. Projektskizzen kön-
nen bis 15. Juli 2024 eingereicht 
werden. Das Bayerische Wirt-
schaftsministerium empfiehlt 
allen Interessenten, sich zeitnah 
mit dem Projektträger Bayern 
Innovativ abzustimmen.

„Nur wenn der Treibstoff in 
der Fläche zur Verfügung steht, 

werden auch Fahrzeuge mit 
Wasserstoffantrieb gekauft. Die- 
ses Henne-Ei-Problem kennen 
wir bereits aus der Elektromo-
bilität. Mit unserem Förderpro-
gramm gehen wir das an. Die 
Nachfrage gibt uns Recht: Alle 
drei bisherigen Förderaufrufe in 
den Jahren 2022 und 2023 wa-
ren stark überzeichnet“, teilte 
Aiwanger mit. Seit dem ersten 
Förderaufruf im März 2022 wur-
den inzwischen 23 Förderbe-
scheide für Tankstellen in ganz 
Bayern ausgestellt. Die ersten 
drei Tankstellen sind in Betrieb, 
weitere folgen in Kürze.

Sorgen macht dem Energiemi-
nister allerdings, dass der Bund 
zahlreiche Förderprogramme 
im Wasserstoffbereich ausge-
setzt hat. Besonders betrof-
fen sind Wasserstoffbusse und 
-Nutzfahrzeuge. „Der Ausfall der 
Bundesprogramme schadet der 
bayerischen Wasserstoffwirt-
schaft. Viele Betriebe haben mit 
dem Geld vom Bund gerechnet 
und sind in Vorleistung gegan-
gen“, erläuterte Aiwanger und 
fordert die Bundesregierung 
daher auf, die entsprechenden 
Förderprogramme weiterzufüh-
ren. „Genau das hat der Bund in 
der Fortschreibung der nationa-
len Wasserstoffstrategie ange-
kündigt und muss jetzt liefern. 
Andernfalls gefährdet die Bun-
desregierung den Hochlauf der 
Wasserstoffwirtschaft in Bayern 
und ganz Deutschland“, machte 
Aiwanger deutlich.

Die Errichtung öffentlicher 
Tankstellen wird mit bis zu 90 
Prozent, die von betriebsinter-
nen Tankstellen mit 40 Prozent 
der zuwendungsfähigen Inves-
titionskosten unterstützt. Der 
Freistaat hatte ein solches För-
derprogramm als erstes Bun-
desland bereits im Oktober 
2020 aufgelegt. � DK

LEW treibt Energiewende  
in der Region voran

Umbau des Energiesystems als gemeinsame Kraftanstrengung
Die Energiewende im Südwesten Bayerns läuft auf Hochtouren: Die 
Transformation umfasst neben dem massiven Ausbau der Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Energien auch den Aus- und Umbau der 
Stromnetze, die Flexibilisierung des Stromverbrauchs, neue Spei-
chertechnologien sowie die Verbesserung der Energieeffizienz.

Derzeit speisen Ökostroman-
lagen mit einer Leistung von 3,5 
Gigawatt in das Verteilnetz von 
LEW ein. Um Klimaneutralität zu 
erreichen, wird dieser Wert um 
ein Vielfaches steigen. Neben der 
Stromversorgung müssen gleich-
zeitig auch der Wärme- und der 
Verkehrssektor klimaneutral ge-
staltet werden.

Grün, regional, digital

„Die Transformation ist ei-
ne Jahrhundertaufgabe”, sagt 
LEW-Vorstand Christian Barr. 
„Wir sind fest entschlossen, den 
Umbau des Energiesystems in 
der Region weiter voranzutrei-
ben. Unser Leitbild dabei ist: 
grün, regional, digital”. Auf der 
Jahrespressekonferenz 2024 er-
läuterte das Unternehmen, wie 
LEW den Umbau des regionalen 
Energiesystems weiter beschleu-
nigen will. Allein im Geschäftsjahr 
2023 hat die LEW-Gruppe insge-
samt 226 Millionen Euro inves-
tiert – so viel wie noch nie in der 
über 120-jährigen Geschichte des 
Unternehmens. Innerhalb von 
fünf Jahren plant LEW weitere In-
vestitionen von 1,3 Milliarden Eu-
ro. Auch die Neueinstellungen er-
reichten 2023 mit 284 neuen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern 
einen historischen Höchststand. 
Die heimische Wirtschaft profi-
tiert ebenfalls vom Wachstums-
kurs der LEW-Gruppe: Im vergan-
genen Jahr gingen Aufträge mit 
einem Volumen von über 90 Mil-
lionen Euro an Unternehmen der 
Region.

Die Wurzeln von LEW liegen in 
der Wasserkraft. Jedes Jahr lie-
fern die 36 von LEW betriebenen 
Wasserkraftwerke rund eine Mil-
liarde Kilowattstunden CO2-frei-
en Strom. Das entspricht dem 
jährlichen Strombedarf von mehr 
als 300.000 Haushalten. Außer-
dem übernimmt LEW wichtige 
Zusatzfunktionen wie etwa den 
Hochwasserschutz. „Als Vorrei-
ter der nachhaltigen Wasserkraft 
investieren wir kontinuierlich in 
Maßnahmen zur Verbesserung 
der Gewässerökologie sowie in 
die Modernisierung und techno-
logische Weiterentwicklung der 
Anlagen“, sagt LEW-Vorstand 
Dietrich Gemmel. Dabei kom-
men auch neue digitale Techno-
logien zum Einsatz – etwa künst-
liche Intelligenz für die Erzeu-
gungsprognose. Im Bereich der 
Photovoltaik (PV) hat LEW die ei-
gene Erzeugungskapazität inner-
halb eines Jahres von 11 auf rund 
26 Megawatt peak erhöht. Über 
die Genossenschaft LEW Bürger- 
Energie können sich Bürgerinnen 
und Bürger an vielen PV-Projek-
ten von LEW finanziell beteiligen 
und damit von der Energiewende 
profitieren.

Neben der Stromwende sind 
die Wärme- und Verkehrswen-
de unverzichtbare Bausteine für 
eine klimaneutrale Region. Für 
Kommunen und Geschäftskun-
den realisieren die Energiespezi-
alisten von LEW integrierte und 
innovative Energielösungen, die 
Strom, Wärme und Mobilität mit-
einander verbinden.

Mehr als 100.000 Erzeugungs-
anlagen – vor allem Photovoltaik-
anlagen, aber auch Wasserkraft-, 
Biomasse- sowie Windkraftan-
lagen – sind inzwischen an das 
LEW-Verteilnetz angeschlossen. 
Ihre gesamte Erzeugung hat 2023 
rechnerisch fast 90 Prozent des 
Strombedarfs aller an das Verteil-
netz angeschlossenen Stromkun-
den gedeckt. Der Wert liegt da-
mit weit über dem Bundesdurch-
schnitt von etwa 52 Prozent.

Die Anforderungen an die In-
frastruktur sind deshalb schon 
heute enorm und werden wei-
ter steigen. Innerhalb weniger 
Jahre haben sich die Anmelde-
zahlen neuer Erzeugungsanlagen 
vervielfacht: 2023 verzeichnete 
LEW Verteilnetz 25.000 Anmel-
dungen für neue PV-Anlagen un-
terschiedlichster Größenklassen. 
Rechnerisch gesehen wird inzwi-
schen alle 300 Meter Ökostrom 
in das LEW-Verteilnetz einge-
speist. 

Bis zum Ende dieses Jahrzehnts 
muss die bestehende Netzinfra-
struktur um etwa 50 Prozent er-
weitert werden. Um Klimaneu- 
tralität zu erreichen, ist in den Fol-
gejahren ein weiterer erheblicher 
Netzausbau notwendig.

„Der Transformationsbedarf ist 
enorm. Wir müssen ihn so effizi-
ent wie möglich realisieren. Ne-
ben dem Ausbau von Leitungen 
und Anlagen gilt es, die Transpa-
renz und Steuerbarkeit im Sys-
tem durch Smartifizierung zu er-
höhen. Um die geänderten Anfor-
derungen zu meistern, sind neue 
Lösungen gefragt“, sagt Christi-
an Barr.

LEW Verteilnetz verfolgt diese 
neuen Ansätze in mehreren Pro-
jekten, etwa zur Beschleunigung 
und Optimierung der Netzanbin-
dung neuer, großer Erzeugungs-
anlagen. Im Projekt FLAIR – „Fle-
xible Anlagen intelligent regeln“, 
wiederum hat ein LVN-Team in 
Zusammenarbeit mit Wissen-
schaft und Industrie einen Algo-
rithmus entwickelt, der es ermög-
licht, den Verbrauch von Wallbo-
xen oder Wärmepumpen auf die 
lokale Erzeugungssituation ab-
zustimmen und so die lokalen 
Netzressourcen optimal zu nut-
zen. Um Netzstabilität im größe-
ren Maßstab geht es beim de-
zentralen Netzbooster, der in Ko-
operation mit Amprion und E.ON 
entsteht. Durch den Einsatz von 
dezentral im Verteilnetz ange-

schlossenen Batteriemodulen mit 
einer Gesamtleistung von 250 
Megawatt sollen Leitungen im 
Übertragungsnetz von Amprion 
höher ausgelastet und teure Re-
dispatch-Maßnahmen reduziert 
werden. Zusätzlich wird in dem 
Projekt untersucht, wie die Spei-
cher im regionalen Verteilnetz zur 
Optimierung der Leitungsauslas-
tung beitragen können.

Ein nachhaltiges und bezahlba-
res Energiesystem ist nur durch 
den Einsatz digitaler Technolo-
gien möglich. Dazu ist eine leis-
tungsfähige IT-Infrastruktur not-
wendig. LEW TelNet, das Tele-
kommunikationsunternehmen 
von LEW, sorgt mit einem über 
7.000 Kilometer langen Glasfa-
sernetz für eine hochwertige di-
gitale Vernetzung der Region und 
bietet ein breites Spektrum digi-
taler Dienste an.

Mit dem neuen LEW Green 
Data Center entsteht derzeit in 
Augsburg ein Leuchtturmpro-
jekt, das die Themen Digitali-
sierung, Regionalität und Klima-
schutz unter einem Dach ver-
eint. Mit seinem energieeffizi-
enten und klimaschonenden 
Betrieb ist das grüne Rechenzen-
trum das erste seiner Art in der 
Region. Es bietet Unternehmen 
und öffentlichen Einrichtungen 
die Möglichkeit, ihre Server-In-
frastruktur in eine nachhaltige 
IT-Umgebung auszulagern und 
so aktiv ihren CO2-Fußabdruck 
zu reduzieren. 

Gemeinsam  
Aufgaben angehen

Der Umbau des Energiesys-
tems ist stark von den politischen 
Leitplanken abhängig. Deshalb 
kommt es entscheidend auf die 
weitere Verbesserung der politi-
schen Rahmenbedingungen an. 
Beispielsweise, indem Regulie-
rungen vereinfacht, Genehmi-
gungsprozesse vor allem beim 
Leitungsbau beschleunigt sowie 
PV- und Netzausbau besser ko-
ordiniert werden. „Es ist an der 
Zeit, gemeinsam die Rahmenbe-
dingungen so anzupassen, dass 
sie einen erfolgreichen, zügigen 
und wirtschaftlichen Umbau un-
seres Energiesystems möglich 
machen“, sagt Christian Barr.

Einen weiteren Schlüssel für 
eine erfolgreiche Energiewen-
de sieht LEW in Zusammenarbeit 
und Vernetzung auf regionaler, 
nationaler und europäischer Ebe-
ne. „Nur durch den Austausch 
von Erfahrungen, die gemeinsa-
me Entwicklung neuer Techno-
logien und die intelligente ener-
giewirtschaftliche Vernetzung 
von Regionen und Ländern wer-
den wir die Herausforderungen 
bewältigen. Wir arbeiten an der 
grünen, regionalen und digitalen 
Zukunft im Südwesten Bayerns. 
Als Partner der Region bereitet 
LEW den Weg in die nachhalti-
ge Zukunft“, so Dietrich Gemmel. 
„Diesen Weg sollten wir gemein-
sam gehen. � r

https://www.bayernwerk.de/de/ueber-uns/engagement/oekologie-und-energiezukunft/buergerenergiepreis.html
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Eine „Blaupause“ 
für weitere ähnliche Projekte

Auftakt des Gemeinschaftsprojekt Gabreta Smart Grids von Bayernwerk und E.ON Czech
Mit einem einzigartigen Event starteten die Bayernwerk AG und die 
tschechische E.ON-Konzernschwester EG.D in der Schwarzachtal-
halle in Neunburg vorm Wald das gemeinsame, grenzüberschrei-
tende Energieprojekt Gabreta Smart Grids. Bei dem 200-Millio-
nen-Euro-Projekt (50-Prozent-Förderung durch die EU) geht es um 
eine smarte grenzüberschreitende Digitalisierung der Energienetze 
im bayerisch-böhmischen Raum und damit um die Sicherung der 
Stromversorgung. Bei Podiumsgesprächen wurden die gesellschaft-
lich-politischen sowie die technischen Aspekte erörtert. Für die 
EU-Kommission bezog Wolfgang Bücherl, Leiter der Regionalvertre-
tung für Baden-Württemberg und Bayern, Stellung.

Umrahmt von moderner und 
klassischer Musik mit deutschen 
und tschechischen Musikern, die 
Stile ineinander verwoben, stan-
den im Hauptteil zwei Gesprächs-
runden im Zentrum. Geleitet von 
der Schweizer Moderatorin Ni-
na Havel diskutierten Dr. Egon 

Leo Westphal (Vorstandsvorsit-
zender Bayernwerk AG), Claudia 
Viohl (Geschäftsführerin E.ON 
Tschechien), Hubert Aiwanger 
(stellvertretender Bayerischer 
Ministerpräsident und Staatsmi-
nister für Wirtschaft, Landesent-
wicklung und Energie) und Dieter 

Janecek (MdB, Koordinator für 
maritime Wirtschaft und Touris-
mus, Mitglied im Wirtschaftsaus-
schuss des Bundestages) die The-
matik aus politischer und gesell-
schaftlicher Sicht.

Bedeutung  
der ländlichen Regionen

Einig waren sich die vier Po-
diumsteilnehmer, dass bei der 
Energiewende trans- bzw. inter-
national, europäisch und grenz- 
überschreitend gedacht und ge-
handelt werden müsse, aber zu-
gleich alle regionalen Ebenen ein-
zubeziehen seien. Westphal er-
innerte an das Jahr 2018, in dem 
die Idee zu diesem Projekt ent-

Symbolisch fügten Dr. Egon Leo Westphal und Claudia Viohl zwei Ste-
cker zusammen. Links Wolfgang Bücherl, rechts Dieter Janecek und 
Hubert Aiwanger.� Bild:Markus Bauer

stand. „Die Energiewende muss 
sich vor allem und auch in länd-
lichen Regionen vollziehen“, kon-
kretisierte der Bayernwerk-Chef. 
Er verwies auf die gestiegene Ein-
speisung von Strom aus Erneu-
erbaren Energien, aber auch auf 
die Aspekte Versorgungssicher-
heit, Nachhaltigkeit, Preis/Kosten 
bzw. Finanzierbarkeit. Das Pro-
jekt Gabreta Smart Grids könne 
als Mikrokosmos für Europa im 
Feld der Energiewende im länd-
lichen Raum dienen, sei sicher 
aber „ein schweres Stück Arbeit“. 
Zusammenfassend nannte er die-
ses grenzüberschreitende Vorha-
ben eine „Blaupause“ für ähnli-
che Unternehmungen.

Ohne Netze  
keine Energiewende

Dem stimmte auch Claudia Vi-
ohl zu. Sie kann sich auch vor-
stellen, dass ein Impuls davon 
ausgeht. Insgesamt sprach sie 
von „großen Herausforderun-
gen durch die Energiewende, je-
des Land muss seinen Beitrag 
leisten“. Für Tschechien nann-
te sie aktuell 17 Prozent Einspei-
sung aus Erneuerbaren Energi-
en, bis 2030 sollen es 30 Prozent 
werden. „Wir könnten etwas 
schneller sein“, mahnte sie an. 
Doch dies sei mit hohen Investi-
tionen in die Infrastruktur und – 

richtige Umgang mit Überschuss-
situationen wichtig. Daher setzt 
er sich ganz besonders für die 
Speicherung und den intelligen-
ten Ausbau von Speichertechnik 
ein. „Es geht darum, Energie ab-
zunehmen und diese nicht abzu-
riegeln. Und möglichst viel de-
zentral zu erzeugen und auch zu 
verbrauchen“, so Aiwanger. Bei 
der Energiewende müsse sich die 
Politik – auf allen Ebenen – auch 
mit den Verbrauchern rückkop-
peln. „Wir dürfen den Kunden, 
Bürger, Wähler nicht verlieren 
– wir müssen ihn mitnehmen“, 
empfahl der Wirtschaftsminister. 
Das Projekt Gabreta Smart Grids 
sieht er als „wegweisend für die 
Region“, aber auch als überregio-
nales Vorbild.

Leuchtturmprojekt  
für die Energiezukunft

Auf die Einhaltung der Kli-
maschutzziele machte Dieter 
Janecek aufmerksam. „Die Zahlen 
sind gut, aber wir brauchen eine 
Beschleunigung bei den Erneuer-
baren Energien“, riet der Bundes-
tagsabgeordnete. Er nannte dabei 
auch die aktuellen Rahmenaspek-
te: hohe Kosten für Infrastruktur, 
geopolitische Bedrohung (Russ-
land, China), weshalb schnelles 
Handeln zur Erreichung der Unab-
hängigkeit angesagt sei. Ein Auge 
sei dabei aber immer auch auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen zu richten.

Als „Leuchtturmprojekt für die 
Energiezukunft“ würdigte in ei-
ner Videogrußbotschaft der Bay-
erische Staatsminister für Euro-
paangelegenheiten und Interna-
tionales Eric Beißwenger, MdL,  
das Gemeinschaftsprojekt.

Um was es geht

Im technischen Bereich geht es 
um die Verbindung und Stärkung 
der Verteilnetze (41 Mio. Euro). 
Konkret werden auf beiden Sei-
ten der Grenze je zwei Umspann-
werke und im Projektraum drei 
neue Mittelspannungsverbindun-
gen gebaut. Und – der zentra-
le Punkt: das bestehende Verteil-
netz wird zum Smart Grid moder-
nisiert (97 Mio. Euro; davon Tsche-
chien 36 Mio. Euro und Bayern 61 
Mio. Euro). Unter anderem ent-
stehen hier auf tschechischer Sei-
te 300 und auf bayerischer Seite 
1.024 digitale Ortsnetzstationen. 
In Tschechien steht außerdem die 
Installation von Smart Grid Kom-
ponenten sowie die Entwicklung 
smarter Technologien zur Verbes-
serung der Qualität und Sicherung 
des Verteilnetzes an. 44 Mio. Eu-
ro sind für die Verteilnetzkommu-
nikation veranschlagt, unter an-
derem für den Ausbau des Glas-
fasernetzes (Bayern 190 Kilome-
ter, Tschechien 130 Kilometer). 
Schließlich sind für Smart Grid 
IT-Lösungen 16 Mio. Euro vorge-
sehen. Zusammengerechnet also 
200 Mio. Euro. „Die europäischen 
Klimaziele sollen auch durch Er-
neuerbare Energien und durch 
Projekte wie dieses erreicht wer-
den“, betonte mit Blick auf die für 
das Jahr 2050 in der EU festgeleg-
te Klimaneutralität Wolfgang Bü-
cherl, Leiter der Regionalvertre-
tung für Baden-Württemberg und 
Bayern. Weitere Infos unter www.
gabreta-smartgrids.eu/home-de. 
� Markus Bauer

damit einhergehend – mit ent-
sprechender Gesetzgebung ver-
bunden, die unter anderem Klar-
heit über Tarifstrukturen, Daten, 
Speicherung, Flexibilität brin-
gen sollte. „Die Netze sind wich-
tig, ohne diese werden wir die 
Energiewende nicht schaffen“, so 
die Geschäftsführerin. Dafür sei-
en erhebliche Investitionen nö-
tig. „Das müssen wir viel mehr 
diskutieren und erklären – auch 
im Hinblick auf die Kostenvertei-
lung“, machte Viohl deutlich.

„Heute ist ein bedeutender 
Tag der gemeinsamen Weichen-
stellung“, freute sich Minister Ai-
wanger. Grundsätzlich ist ihm der 

Wasserkraft hat  
eine vielversprechende Zukunft

Die Jahrestagung der Vereinigung Wasserkraftwerke in Bayern 
e.V. versammelte führende Persönlichkeiten aus Politik und Ener-
giebranche, um die Zukunftsaussichten der Wasserkraft mit den 
Mitgliedern der Vereinigung zu erörtern. Unter den Teilnehmern wa-
ren prominente Vertreter wie Prof. Dr. Angelika Niebler, MdEP, Mu-
hanad Al-Halak, MdB, Hans-Josef Fell, Präsident der Energy-Watch-
Group, Dr. Helge Beyer, Geschäftsführer des BDW e.V. sowie Josef 
Lausch, MdL, und Anton Rittel, MdL.

Fritz Schweiger, Vorsitzender 
der Vereinigung Wasserkraftwer-
ke in Bayern, betonte den Stellen-
wert der Wasserkraft und wies 
auf die Erfolge der Verbandsar-
beit der letzten Jahre hin. „Die 
Wasserkraft ist Teamplayer in 
vielfacher Hinsicht, das wird un-
sere Arbeit auch für die Zukunft 
prägen“, so Schweiger zur Er-
öffnung der Jahrestagung. Dar-
an schloss sich Dr. Helge Beyer, 
Geschäftsführer des Bundesver-
bands Deutscher Wasserkraft-
werke (BDW) e.V., an: „Mit dem 
Zusammenschluss aller deut-
schen Wasserkraftverbände ha-
ben wir eine neue Schlagkraft 
und ermöglichen eine effekti-
ve Vertretung der Interessen der 
Wasserkraftbranche.“

Stellenwert der Wasserkraft 
in Europa

Prof. Dr. Angelika Niebler rich-
tete den Fokus auf die aktuel-
le Lage der Wasserkraft in Euro-
pa: „In den Diskussionen im euro-
päischen Parlament fehlt die ver-
diente Aufmerksamkeit für die 
Wasserkraft. Mein Ziel ist es, die 
Rolle der Wasserkraft hochzuhal-
ten“, so Niebler. Denn vor allem 
für Regionen, die allein topogra-
fisch bedingt gute Voraussetzun-
gen haben, muss auch die Was-
serkraft, als langjährige erneuer-
bare Energie einen entsprechen-
den Stellenwert im Energiemix 
erhalten. „In Bayern hat die Was-
serkraft eine lange Tradition und 
bedeutendes Potenzial. Das soll-
te erhalten bleiben“, so Niebler 
weiter. Natürlich ging es auch um 
das Thema Bürokratieabbau, v.a. 
um die Beschleunigung von Ge-
nehmigungsverfahren und die 
Vereinfachung von Rahmenbe-
dingungen. In der weiteren Dis-
kussion wurde u.a. angeregt, den 
Fokus bei neuen Genehmigungs-
verfahren auf vorhandene Stau-
stufen zu legen. Eine Flächenbe-
trachtung, wie es bei Sonne und 
Wind umgesetzt wurde, ist für 
die Wasserkraft weniger zielfüh-
rend. Zudem müssen Genehmi-
gungsverfahren für den Weiter-
betrieb von Anlagen bürokratisch 
verschlankt werden.

Unerschlossenes Potenzial

Dass die Wasserkraft in ganz 
Deutschland noch weitere un-
erschlossene Potenziale hat, 
die nur gehoben werden müss-
ten, weiß Hans-Josef Fell, Präsi-
dent der Energy Watch Group. 

Die Ergebnisse der Metastudie 
„Wasserstrom – der neue Game- 
changer für Klimavorsorge, Hei-
matenergien und Gewässerna-
tur“ zeigten, dass enormes Po-
tenzial für eine Leistungssteige-
rung im Wasserkraftsektor für 
ganz Deutschland vorhanden ist. 
Aus Klimaschutzgründen müs-
se die Wasserkraft modernisiert 
und ausgebaut werden, denn sie 
liefert CO2-freien Strom und er-
gänzt mit sicherer Leistung Solar- 
und Windstrom, insbesondere 
im Winter. „Mit optimierten neu-
en Technologien und Anlagen-
konzepten leistet die Wasserkraft 
auch einen wichtigen Beitrag zur 
Erhöhung der Biodiversität in und 
an unseren Flüssen und Bächen. 
Die Wasserkraft ist ein wichti-
ger Akteur in vielfacher Hinsicht, 
trägt zur Importunabhängigkeit 
bei und fördert die lokale Wert-
schöpfung“, betonte Fell.

Bundespolitischer Blick

Auch auf bundespolitischer 
Ebene ist das Potenzial der Was-
serkraft im Fokus, so Muhanad 
Al-Halak MdB. Eine anstehen-
de umfangreiche Potentialstudie 
soll neue Blickwinkel auf die Was-
serkraft ermöglichen. Das Budget 
dafür wurde im Bundeshaushalt 
2024 bereits beschlossen.

Wärme aus dem Fluss

Wasserkraft kann nicht nur 
Strom erzeugen, sondern auch 
Wärme. „Wärmepumpen an 
Fließgewässern – Analyse des 
theoretischen Potenzials in Bay-
ern“ heißt eine aktuelle Unter-
suchung der Forschungsstelle 
für Energiewirtschaft (FfE). Dass 
Wasserkraftstandorte auch für 
die künftige Wärmegewinnung 
genutzt werden können, stell-
ten Joachim Ferstl und Niklas 
Wettberg von der FfE vor. Die Er-
gebnisse der Studie zeigen, dass 
mindestens die Hälfte der bay-
erischen Städte und Gemein-
den für die durchzuführende 
Wärmeplanung Wärmepumpen 
an ihren Flüssen einbeziehen 
könnten. Weitere Standortvor-
teile, die Wärmegewinnung an 
Wasserkraftanlagen umzuset-
zen, lägen auf der Hand: die er-
neuerbare Stromerzeugung vor 
Ort ist vorhanden, weitere Ein-
griffe ins Ökosystem bleiben ge-
ring und bereits „kleine“ Was-
serkraftwerke können im Wär-
mebereich große Anlagen sein. 
Für die Kommunen, die alle bis 

2028 eine Wärmeplanung auf-
setzen müssen, wäre das eine 
gute Perspektive im Möglich-
keitsspektrum. � r

Kommunale PV-Planung für 
eine nachhaltige Energiewende

Regierung der Oberpfalz informiert zu sinnvoller Herangehensweise
Regensburg. Rund 80 Vertreterinnen und Vertreter von Oberpfälzer 
Kommunen sowie Interessierte aus Behörden und Organisationen 
haben sich an der Regierung der Oberpfalz zum Thema „Die kommu-
nale PV-Planung als Unterstützung für einen synchronisierten Netz-
ausbau“ informiert. Die Veranstaltung im Spiegelsaal der Regierung 
der Oberpfalz bot einen Einblick in aktuelle Entwicklungen und Er-
fahrungen im Bereich der Energiewende und des Netzausbaus.

Regierungsvizepräsidentin 
Christiane Zürn betonte dabei die 
entscheidende Rolle der Kommu-
nen bei der Umsetzung der Ener-
giewende und hob die Bedeutung 
eines koordinierten Vorgehens 
hervor: „Unsere Kommunen sind 
maßgeblich daran beteiligt, die 
Energiewende voranzubringen. 
Durch ihre Beteiligung an der re-
gionalen Planung und Genehmi-
gungsverfahren sowie durch den 
Dialog mit den Bürgerinnen und 
Bürgern tragen sie entscheidend 
zum Gelingen bei.“ Die Regierung 
der Oberpfalz stehe den Kommu-
nen als Partner zur Seite, um sie 
bestmöglich zu unterstützen. Der 
Wohlstand unserer Gesellschaft 
hänge von einer funktionieren-
den Energieversorgung ab. Ohne 
Strom, Wärme und Mobilität sei 
unser Alltag nicht mehr denkbar. 
Das Ziel der Energiewende müsse 
es daher sein, eine sichere, wirt-
schaftliche und umweltverträg-
liche Energieversorgung zu reali-
sieren.

Bedarfsgerechter Ausbau  
der Stromnetze und -speicher

„Der Aus- und Umbau der Strom- 
infrastruktur ist dabei zentrale 
Herausforderung für eine nach-
haltige Energieversorgung. Je 
mehr Strom aus regenerativen 
Quellen wie Windkraft und Pho-
tovoltaik stammt, desto mehr 
räumliche und zeitliche Flexibi-
lität muss auch die Infrastruk-
tur bieten. Stromnetze und -spei-
cher müssen bedarfsgerecht aus-
gebaut werden, um genügend 
Windstrom von Nord nach Süd zu 
bringen oder auch den dezentral 
vor Ort erzeugten Strom abneh-
men und Einspeisen zu können“, 
so Zürn weiter.

Im Mittelpunkt der Veranstal-
tung stand daher auch die regio-
nale Netzausbauplanung und die 
Erstellung von PV-Standortkon-
zepten auf kommunaler Ebene. 
Experten der Bayernwerk Netz 
GmbH und Vertreter des Baye-
rischen Gemeindetags präsen-
tierten Lösungsansätze und Best 
Practices. Ein zentraler Punkt war 

die Erkenntnis, dass der Ausbau 
von Freiflächen-PV-Anlagen zu-
nehmend durch die Kapazität des 
Stromnetzes begrenzt wird. Dies 
erfordere eine strategische und 

zeitnahe Planung, um den rei-
bungslosen Übergang zu erneuer-
baren Energien zu gewährleisten 
unter Beibehaltung der kommu-
nalen Planungshoheit. Die Devise 
für die Kommunen sollte lauten 
„Agieren statt Reagieren.“

Ein Erfahrungsbericht von Bür-
germeister Markus Ackermann 
aus Waldmünchen zeigte Einbli-
cke in die kommunale PV-Planung 
und bot Erkenntnisse und Inspira-
tion für andere Kommunen. � r

Regierungsvizepräsidentin Christiane Zürn (m.) mit den Referenten 
(v.l.) Markus Ackermann, 1. Bürgermeister Stadt Waldmünchen, Ste-
fan Graf, Direktor Bayerischer Gemeindetag, Dr. André Zorger, Leiter 
Kommunalmanagement Ostbayern, Bayernwerk Netz GmbH, Micha-
el Kölbl, Leiter Netzplanung, Bayernwerk Netz GmbH.
	 Bild: Regierung der Oberpfalz/Schmied

Energiesparmeister-Wettbewerb für Schulen:
Freude in Regensburg und Kempten

Gleich mehrere bayerische Schulen dürfen sich heuer Energie-
sparmeister nennen und werden dafür vom Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Klimaschutz mit Preisen ausgezeichnet. 
Die Berufsfachschule für Büroberufe und die Berufsoberschule 
Wirtschaft in Regensburg erhalten den mit 2.500 Euro dotier-
ten Preis als bayerischer Landessieger. Das Hildegardis-Gym-
nasium in Kempten wird mit dem mit 1.000 Euro dotierten 
Sonderpreis Energiesparmeister geehrt. Der Sonderpreis geht 
damit zum ersten Mal nach Bayern.

Die Berufsfachschule für Büroberufe und die Berufsoberschu-
le Wirtschaft in Regensburg erhalten den Preis des bayerischen 
Landessiegers für ihre Schulungsoffensive „Sei dein Energiema-
nager“. Allein im Wärmebereich konnten dort bereits Einspa-
rungen von über 100 Tonnen CO2 erzielt werden. Für ihr Ziel, 
bis 2030 klimaneutral zu werden, erarbeiten alle Klassen jährlich 
in einer mindestens 90-minütigen Trainingseinheit, wie sie zum 
Beispiel durch optimales Lüften, Müllvermeidung und -trennung 
die CO2-Bilanz des Schulgebäudes messbar verbessern können. 
Unter den 16 Landessiegern werden aktuell noch Bundesprei-
se ermittelt. Für den Sieger winken weitere 2.500 Euro. Bereits 
2019 wurde das Hildegardis-Gymnasium in Kempten für sein 
Konzept „Weg zur Klimaneutralität“ als bayerischer Landessie-
ger mit dem Energiesparpreis ausgezeichnet. 2022 wurde das 
Gymnasium als eine von drei Schulen als Klimaschule Bayern 
Gold ausgezeichnet und erreichte im selben Jahr sein Ziel, kli-
maneutrale Schule zu sein – vier Jahre früher als geplant. � DK
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Mit der Kraft 
der Sonne selbst 
Strom produzieren

Sonnenenergie 
von Schwabens 
Dächern

Mit der Kraft 
der Sonne selbst 
Strom produzieren

Rosenheimer Energiedialoge:

Von Wasserkraft  
bis Wärmedämmung

Im Rahmen der Initiative „Rosenheimer Energiedialoge“, einer 
mehrteiligen Themenreihe der Technischen Hochschule Rosen- 
heim, des Landkreises Rosenheim, dem Klimaschutzmanager 
der Stadt Kolbermoor, des Rosenheimer Solarfördervereins  
(Rosolar) sowie dem BUND Naturschutz Rosenheim gemeinsam 
mit der Energiezukunft Rosenheim (ezro), fanden in jüngster 
Zeit einige Informationsveranstaltungen zu den Themen Ener-
giewende und Nachhaltigkeit statt.

Unter dem Titel „Kleinwasser-
kraft – Energie und Ökologie?“ 
hatte die Initiative nach Wester-
ham eingeladen. Einen spannen-
den Einblick in dieses Thema ver-
mittelten u.a. Prof. Dr. Markus 
Aufleger, Leiter des Lehrstuhls 
Wasserbau der Universität Inns-
bruck, und Dr. Christoph Rapp, 
Leiter des Bereichs Wasserkraft 
der Stadtwerke München (SWM).

Der Ausstieg aus der fossilen 
Wärme verdopple in etwa den 
Stromverbrauch, betonte Prof. 
Aufleger. Wasserkraftanlagen sei-
en hierfür ein wesentlicher Bau-
stein. Gleichwohl seien ökologi-
sche Probleme wie Sedimentab-
lagerung, zu geringe Restwasser-
mengen bei Ausleitungsstrecken, 
stark schwankende Wasserstän-
de bei Speicherung (Schwall und 
Sunk), und Durchgängigkeit für 
auf- und absteigende Fische zu 
lösen. Die ökologisch besonders 
wichtigen freien Fließstrecken 
sollten bewahrt werden. Die Uni 
Innsbruck kümmere sich vor al-
lem um den Schutz beim Abstieg. 
Lösungen hierfür biete unter an-
derem der Fish-Protector.

Strom aus Wasserkraft  
nur Nebenprodukt

Christoph Rapp hob die Strom- 
erzeugung und die CO2-Einspa-
rung durch die Isarkraftwerke in 
München sowie der Uppenborn- 
und Leitzachwerke hervor. Die 
Wasserkraft-Nutzung sei histo-
risch in der Regel ein Nebenpro-
dukt anderer Ziele gewesen wie 
Gewässer-Sanierung, Grundwas-
seranhebung, Gewinn von Sied-

lungs- oder landwirtschaftlichen 
Flächen, Bewässerung, Hochwas-
serschutz und Schifffahrt.

Als weitere Vorteile der (SWM-)
Wasserkraft nannte Rapp u.a. die 
lokale Wertschöpfung durch Bau 
und Unterhalt, eine lange Le-
bensdauer, Schwarzstartfähig-
keit, Netzstabilisierung, Regel- 
energie, Schaffung von neuen 
Habitaten sowie Reinigung der 
Flüsse von Müll.

Wärmedämmung

Im Rahmen der Informati-
onsveranstaltung „Dämmung 
bringt’s!“ in der TH Rosenheim 
gab Prof. Dr. Harald Krause (Stu-
diengang Energie- und Gebäu-
detechnologie) mit seinem Vor-
trag „Wärmedämmung – der 
Weg zum Niedrigstenergiehaus“ 
zunächst einen grundsätzlichen 
Überblick über das Thema.

Der auch als Energieberater 
fungierende Experte erinnerte 
daran, dass Deutschland gemäß 
dem Klimaschutzgesetz 2021 die 
Treibhausgasneutralität bis zum 
Jahr 2045 erreichen soll. Dazu 
muss laut verschiedenen Studi-
en der Energiebedarf für Heizung 
und Warmwasser um ca. 50 Pro-
zent sinken, 90 Prozent der Ge-
bäude sind bis 2050 thermisch zu 
sanieren oder neu zu bauen. Ge-
heizt werden soll dann überwie-
gend mit Wärmepumpen und 
Fernwärme, beide aus regene-
rativen Quellen gespeist. Krause 
gab einige Beispiele für die Däm-
mung von Bestandsgebäuden: 
Der Wärmeverlust der 24 cm-Zie-
gelwand eines Gebäudes aus den 

1950er und 60er Jahren lasse 
sich durch 16 cm Dämmstoff auf 
1/10 vermindern. Konstruktiv ge-
löst werden könne dies beispiels-
weise durch ein Wärmedämm-
verbundsystem (WDVS) oder ei-
ne Holzständer-Konstruktion mit 
vorgehängter Fassade. Letzteres 
sei meist teurer, verbessere aber 
Flexibilität und Rückbaubarkeit.

Den Wärmeverlust eines typi-
schen Daches mit nur 10 cm Zwi-
schensparrendämmung könne 
durch volle Ausnutzung der Spar-
renhöhe und zusätzlich 10 cm 
Aufdachdämmung auf ein Drittel 
verringert werden, fuhr der Pro-
fessor fort. Bei Fenstern hätten 
sich die Wärmeverluste durch 
größere Rahmendicke, Wärme-
schutzglas mit drei Scheiben und 
verbesserte Abstandhalter seit 
1995 auf ein Drittel verkleinert.

Die Dämmung habe auch Ein-
fluss auf das Heizsystem: Die 
Heizlast werde geringer, die nied-
rigere Vorlauftemperatur stei-
gere die Effizienz einer Wärme-
pumpe. Daher sollte die Reihen-
folge der Schritte zur energeti-
schen Sanierung ebenso bedacht 
werden, wie die vielfältigen För-
derungen für die Maßnahmen, 
erläuterte Krause. Architekt und 
Stadtplaner Robert Kellner bot 
seinerseits interessante Einbli-
cke in die materialökologischen 
Aspekte der Wärmedämmung. 
Er stellte klar, wie weit Deutsch-
land von seinen Energiesparzie-
len für 2030 noch entfernt ist. 
Dabei gehe es nicht nur um das 
Einsparen von Energie, gehörten 
zum nachhaltigen Bauen gemäß 
dem Leitfaden des Bundesbau-
ministeriums doch drei Säulen, 
die ausgewogen berücksichtigt 
werden müssen: Ökonomie, Öko-
logie und Soziokulturelles, womit 
menschliche Gesundheit, sozia-
le und kulturelle Werte gemeint 
seien. Zur Information über Um-
welt- und Gesundheitsaspek-
te bei der Baustoffwahl empfahl 

Kellner das Portal WECOBIS des 
Bundesbauministeriums und der 
Bayerischen Architektenkammer. 
Bei den Dämmstoffen äußerte 
sich Kellner kritisch zum expan-
dierten Polystyrol (EPS), das bis 
2016 das Flammschutzmittel HB-
CD enthielt. Dieses reichere sich 
in Lebewesen an, sei schwer ab-
baubar und giftig für Wasseror-
ganismen; auch zu dem aktu-
ell verwendeten Ersatzstoff ge-
be es ablehnende Meinungen. 
Ein Recycling von gebrauchtem 
EPS finde kaum statt, die thermi-
sche Verwertung „macht nur den 
Ofen voll“. Problematisch könn-
ten aber auch die bei nachwach-
senden organischen Dämmstof-
fen verwendeten Flammschutz-
mittel sein.

Rückbau  
und Wiederverwertung

Vor dem Hintergrund schwin-
dender Ressourcen gewinnen 
Kellner zufolge Rückbau und 
Wiederverwertung an Bedeu-
tung. Insbesondere bei vielen 
WDVS-Dämmungen sei dies eher 
Theorie. Auf keinen Fall sollte 
das Abbruchmaterial Schadstof-
fe enthalten.

Windkraft

Ebenfalls in der TH Rosenheim 
befassten sich Experten mit dem 
Thema „Mehr Windkraft in der 
Region?!“ 

Prof. Dr. Frank Buttinger, Lei-
ter des Studiengangs Energie- 
und Gebäudetechnologie an der 
TH, verdeutlichte mithilfe aktu-
eller Diagramme wie den Ener-
gy-Charts des Fraunhofer-Ins-
tituts für Solare Energiesyste-
me (ISE) die bedeutende Rolle 
der Windenergie, insbesondere 
im Winter, für die Stromerzeu-
gung. Bereits jetzt stammten in 
Deutschland 55 Prozent des er-
zeugten Stroms aus erneuerba-
ren Energien. Um jedoch das im 

EE-Gesetz für 2040 angestreb-
te Windleistungsniveau von 160 
GW an Land zu erreichen, sei in 
den kommenden Jahren ein jähr-
licher Zubau von ca. 7 GW erfor-
derlich.

Basierend auf den Windkar-
ten im Energieatlas Bayern iden-
tifizierte Buttinger potenzielle 
Standorte von Windenergiean-
lagen entlang der Grenzen des 
Landkreises Rosenheim. Die Fi-
nanzierung von Projekten stellt 
aus seiner Sicht kein Problem dar, 
seien doch erst kürzlich für ein 
Projekt im Hofoldinger Forst be-
eindruckende sechs Millionen Eu-
ro innerhalb von nur zweieinhalb 
Stunden per Crowdfunding ge-
sammelt worden.

Auf dem Weg zum Projekt stellt 
laut Maria Burghardt, Leiterin der 
Beratung Windenergie bei der 
Energieagentur Ebersberg-Mün-
chen, das Wind-an-Land-Gesetz 
mit verbindlichen Zielen zur Aus-
weisung von Vorrangflächen ei-
nen wichtigen Rahmen dar. Bis 
zum Jahr 2027 seien für Bayern 
und seine Planungsregionen 1,1 
und bis 2032 1,8 Prozent der Flä-
che als Ziel festgelegt. Dies sei 
deutlich mehr als die in der Re-
gion Südostoberbayern im Jahr 
2015 ausgewiesenen 0,6 Pro-
zent an Vorrangflächen, die wei-
terhin Bestand haben. Der Regi-
onale Planungsverband sei mit 
der Ausweisung betraut, wobei 
Kommunen im Rahmen ihrer Pla-
nungshoheit zusätzliche Flächen 
festlegen können. Neben bereits 
genannten Standorten sieht Burg- 
hardt weitere potenzielle Gebie-
te in den Alpen, sofern Probleme 
wie Naturwald und Erschließung 
gelöst werden können.

Aus wirtschaftlicher Pers-
pektive würden möglichst gro-
ße Windkraftanlagen (WKA) ge-
plant, mit Abmessungen von bis 
zu 199 Metern Nabenhöhe, ei-
nem Rotordurchmesser von 175 
Metern und einer Leistung von 
7,2 MW. Trotz ihrer Größe benö-

tigten WKA dauerhaft im Durch-
schnitt nur 0,35 Hektar, was für 
die höchste Flächeneffizienz un-
ter allen EE sorge. Bei Flächensi-
cherung und Auswahl der Projek-
tierer ist aus Burghardts Sicht ei-
ne aktive Beteiligung der Kom-
munen erforderlich, um den 
Frieden im Ort zu wahren und 
die lokale Wertschöpfung zu för-
dern.

Neue Chancen

Stefan Schindler, Projektierer 
und Planer für WKAs in Deutsch-
land und der Schweiz bei reen-
con in Stephanskirchen, wies 
auf weitere positive Wirkungen 
der Windkraft hin: Die dezentra-
le Stromerzeugung trage zur Un-
abhängigkeit von überregionaler 
EE-Erzeugung und -Transport bei. 
In Deutschland gebe es bereits 
400.000 Arbeitsplätze im Bereich 
der erneuerbaren Energien, was 
auch den Technologie-Export 
stärke. Gleichzeitig sinke die Roh-
stoff-Abhängigkeit von anderen 
Ländern. Durch Gesetzesände-
rungen ergäben sich neue Chan-
cen, bekräftigte Schindler: Das 
Genehmigungsverfahren wer-
de durch die EU-Notfallverord-
nung, das vom Bund zugestan-
dene „überragende öffentliche 
Interesse“ sowie die Änderung 
weiterer Gesetze beschleunigt. 
Dadurch könne die Entwicklung 
eines Windenergieprojekts, die 
bisher vier bis zehn Jahre dauert, 
auf zwei bis drei Jahre verkürzt 
werden.

Mit Blick auf die Bürgerbetei-
ligung als zentralem Erfolgsfak-
tor unterstrich Schindler die Be-
deutung transparenter Kommu-
nikation. Mittlerweile sei gesetz-
lich geregelt, dass 0,2 Cent pro 
Kilowattstunde erzeugtem Strom 
an die Standortgemeinde flie-
ßen dürfen. Durch eine Flächen-
pool-Regelung profitierten zu-
dem alle Grundeigentümer im 
Umfeld der Windkraftanlage. �DK

Klimafreundliches Wärmenetz  
im ländlichen Raum

EGIS eG weiht Anlage in Bundorf ein
Startschuss für die Fernwärme auf dem Land: Die Bürgerenergiege-
nossenschaft EGIS eG und ihre Partner haben zusammen mit Stef-
fen Vogel, MdL das Fernwärmesystem in Bundorf in Betrieb genom-
men. Die Anlage ist Teil einer ganzheitlichen Energieversorgung, 
zu der auch ein 125 Hektar großer Solarpark, einer der größten in 
Deutschland, sowie einige Ladesäulen für E-Fahrzeuge zählen. „Der 
Leuchtturmcharakter des Energiewende-Projekts hier im Landkreis 
Haßberge ist riesig. Das Konzept ist klug und beteiligt zudem die An-
wohner; die ganze Gemeinde hat mit großer Zustimmung zur Reali-
sierung beigetragen. Ich wünsche mir, dass wir für die Energiewende 
überall etwas mehr wie die Bundorferinnen und Bundorfer denken 
und handeln“, sagt Vogel zur Eröffnung der Fernwärme.

Die Fernwärmeversorgung in 
Bundorf besteht aus einer Heiz-
zentrale mit zwei großen Luft-
wärmepumpen, einem Biomas-
sekessel, einem Warmwasser-
speicher und einem 1.600 Meter 
langen Fernwärmeleitungsnetz, 
das die klimafreundliche Wär-
me in die Gebäude bringt. Der 
Baubeginn war im Jahr 2023, pa- 
rallel zur Errichtung des großen 
Solarparks in Bundorf. Seit En-
de 2023 befindet sich das Fern-
wärmenetz im Probebetrieb und 
ist nun, dank der Integration der 
Luftwärmepumpen, voll einsatz-
fähig. Den Strom für die Anla-
ge liefert ein Teil des 125 Mega-
watt starken Photovoltaikparks, 
den die EGIS eG mit Ihrem Pro-
jektpartner, der MaxSolar GmbH, 
im September 2023 in Betrieb ge-
nommen hat. 1,5 Megawatt der 
installierten Leistung nutzt die 
Energiegenossenschaft nun für 
die Fernwärmeversorgung. Der 
Strom wird mittels Stromdirekt-
leitung an die Heizzentrale am 
Ortsrand von Bundorf abgege-
ben. Die Großwärmepumpe er-
hitzt mit der Energie das Wasser 

für die Wärmeversorgung. An-
geschlossen sind aktuell über 20 
private Haushalte sowie die öf-
fentlichen Liegenschaften der 
Gemeinde wie das Rathaus, das 
Bürgerhaus und der Kindergar-
ten.

Energiewendeprojekte  
ganzheitlich denken

Betreiberin des Fernwärme- 
systems ist die Energiegenossen-
schaft EGIS eG. „Mit dem Pro-
jekt in Bundorf erzeugen wir So-
larstrom, tragen zur umwelt-
freundlicheren Mobilität bei und 
schaffen eine nachhaltige Wär-
meversorgung. Unser Ansatz, 
Erneuerbare-Energien-Anlagen 
ganzheitlich einzusetzen, schöpft 
ihr Potenzial erst richtig aus. Wir 
bringen damit Fernwärme auch 
in ländliche Regionen“, infor-
miert Pascal Lang, Vorstandsvor-
sitzender der EGIS eG. Damit die 
Fernwärme unabhängig von den 
Sonnenstunden immer versorgt 
ist, nutzt das System sowohl die 
Vorteile der Luftwärmepum-
pentechnologie als auch die der 

Hackschnitzelheiztechnik. „Zu-
künftig werden durch die kom-
munale Wärmeplanung und dem 
Ziel, Alternativen für Öl und Gas 
zu schaffen, viele Fernwärmenet-
ze auf Basis von Hackschnitzel er-
richtet“, vermutet Matthias Zim-
mermann, Teamleiter Fernwär-
me der EGIS eG. Hier setzt der 
von der EGIS eG gewählte Ansatz 
an, der die Abhängigkeit von sich 
veränderbaren Hackschnitzel-
preisen auf ein niedriges Niveau 
reduziert.

Bürgermeister von Bundorf 
Hubert Endres zeigt sich über-
zeugt: „Hier wurde eine neuar-
tige Lösung für die Wärmever-
sorgung im ländlichen Raum ge-
schaffen die, so sind der Gemein-
derat und ich überzeugt, eine 
langfristig, preislich sichere Ver-
sorgung für unsere Bürgerinnen 
und Bürger gewährleistet.“ Die 
Gemeinden könnten auf diese 
Art ihre kommunale Wärmepla-
nung auf ein neues Level heben 
und ihre Bürgerinnen und Bür-
ger dabei unterstützen, klima- 
freundlich Wärme zu beziehen. 
Bisher beschränke sich Fernwär-
me als Lösung in der Wärmewen-
de weitgehend auf städtische Ge-
biete. 

Akzeptanz durch Beteiligung

Die EGIS eG hat bewirkt, dass 
ein Teil des Solarparks, etwa 30 
Prozent, sowie das gesamte Fern-
wärmesystem in Bundorf, dau-
erhaft in Bürgerhand verbleiben. 
Weitere Informationen: www.
egis-energie.de. � r

https://www.energie-schwaben.de/
http://www.egis-energie.de
http://www.egis-energie.de
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Stadt Gemünden a.Main mit 
rund 10.000 Einwohnern.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich habe mein Amt am 
01.05.20214 angetreten und bin 
hauptamtlicher Bürgermeister.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Vor meinem Amtsantritt war 
ich Beamter im Landratsamt 
Main-Spessart. Ich war in der 
Schulverwaltung als stellv. Sach-

Stadt sind weiterhin im Fokus. 
Als Vier-Flüsse-Stadt hat natür-
lich auch das Thema Brücken-
bau und Brückensanierung Prio- 
rität. Neu hinzugekommen sind 
Themen wie Altstadtsanierung, 
Jugendförderung und Touris-
musentwicklung. Alles in allem 
ein bunter Strauß an Aufgaben, 
die derzeit und in den nächsten 
Jahren zu bewältigen sind.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Der Glasfaserausbau im 
Stadtgebiet hat bereits be-
gonnen. In den nächsten Jah-
ren werden alle Stadtteile nach 

Jürgen Lippert
Erster Bürgermeister 

der Stadt Gemünden a.Main

gebietsleiter in der 3. Qualifikationsebene tätig.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Die Kommunalpolitik eröffnet die Möglichkeit 
seine eigene Heimat mitzugestalten. Diese Chan-
ce wollte ich ergreifen, um an maßgeblicher Stel-
le die Entwicklung meiner Heimatstadt Gemün-
den a.Main mit ihren 14 Stadtteilen mit zu be-
gleiten und auch mit zu lenken. Insbesondere war 
mein Ziel, die aufgelaufenen Herausforderungen 
anzugehen und entscheidend an der Umsetzung 
mitzuwirken.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Durch meine vorherige Zeit als Stadtrat der 
Stadt Gemünden a.Main waren viele Themen 
bereits bekannt, wenn auch nicht in der ganzen 
Tiefe. Darüber hinaus hatte ich aufgrund meiner 
Tätigkeit durchaus Vorerfahrungen in Bezug auf 
Sitzungsabläufe kommunaler Gremien. Eine kon-
krete Vorbereitung fand allerdings nicht statt.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Eine Übergabe der Dienstgeschäfte durch mei-
nen Vorgänger fand nicht statt. So war die Ein- 
arbeitung in verschiedene Sachverhalte durch-
aus nicht ganz einfach, wenngleich die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Verwaltung mir die  
Einarbeitung sehr erleichtert haben.

Die größte Herausforderung war die längst 
überfällige Sanierung bzw. der Neubau der 
Mainbrücke. Bereits vier meiner Vorgänger ha-
ben sich an diesem Thema versucht. Schlussend-
lich gelang es, die Maßnahme in meiner ersten 
Amtszeit anzugehen und umzusetzen.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Die Themen sind vielfältig. An großen Maß-
nahmen beschäftigt mich der geplante Neubau 
der Kindertagesstätte in Gemünden sowie die 
Entwicklung eines Neubaugebietes. Darüber hin- 
aus natürlich die Beschaffung von Fahrzeugen 
und die Ausstattung für unsere vielen Feuerweh-
ren. Auch die Themen Digitalisierung in der Ver-
waltung sowie in den Schulen in Trägerschaft der 

und nach erschlossen werden. Der Bereich Stra-
ßenausbau ist ebenfalls in den nächsten Jahren 
in den Fokus zu nehmen. Alles vor dem Hinter-
grund knapper werdender Finanzkraft. Es wird 
interessant bleiben, all diese Herausforderungen 
zu meistern.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Wichtig ist eine gute Zusammenarbeit mit der 
Verwaltung und natürlich mit dem Stadtrat.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

In der Verwaltung finden selbstverständlich  
regelmäßige Besprechungen mit den Amtslei-
tungen statt aber auch ein Austausch mit allen 
anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Darüber hinaus werden die Bürgerinnen und 
Bürger durch verschiedene städtische Medi-
en (wöchentliches Mitteilungsblatt, Bürger-App,  
Internet etc.) von aktuellen Vorgängen in Kennt-
nis gesetzt.

Die jährlich stattfindenden Bürgerversamm-
lungen sind wichtig für den Austausch mit den 
Bürgern. Darüber hinaus hat jeder Bürger die 
Möglichkeit seine Anliegen schriftlich, mündlich 
oder auch persönlich bei mir vorzubringen.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Der Einfluss der Digitalisierung wächst stän-
dig. Sitzungen der Gremien finden bereits mit  
digitalen Endgeräten statt. Die Möglichkeiten der 
Dienstleistungen für die Bürger werden nach und 
nach ausgebaut. Trotzdem ist es m.E. wichtig, 
dass der Bürger auch zukünftig die Möglichkeit 
hat, seine Anliegen persönlich und mit dem Gang 
ins Rathaus vorzubringen. Er kann auch weiter-
hin erwarten, kompetente Ansprechpartner vor-
zufinden. Wir sind derzeit alle mitten im Prozess 
der Digitalisierung. Wie es sich weiterentwickeln 
wird, bleibt spannend. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Wer etwas erreichen will, sucht Wege, wer et-
was verhindern will, sucht Gründe.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als Bürgermeister, der einige wichtige Pro- 
jekte und Aufgaben umgesetzt bzw. voran- 
gebracht hat. � r
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Euregio-Inntal Gemeindetag in Scheffau:

Megatrends in  
bayerischen und Tiroler Gemeinden

Dass bayerische und Tiroler Gemeinden gemeinsam voneinander 
lernen und auf diese Weise noch effizienter Maßnahmen für ihre 
Bewohner umsetzen können, zeigte der Euregio Inntal- Gemein-
detag in Scheffau. Bei diesem grenzüberschreitenden Austausch 
unter dem Vorsitz von Präsident Christoph Schneider präsentier-
ten Rathauschefs aus der Grenzregion „Best Practice“ - Beispiele 
aus ihren Gemeinden. Auch gab es ausreichend Gelegenheit für 
Vernetzungsgespräche.

Neben den Themen „Pflege in 
der Gemeinde“ (Bürgermeister 
Wolfgang Knabl/Gemeinde Söll), 
„Breitbandausbau und Digitali-
sierung in der Gemeinde“ (Bür-
germeister Christian Tschugg/
Scheffau ), „Vermittlung zur Wer-
tigkeit von Infrastrukturmaß-
nahmen der Gemeinde“ (Erster 
Bürgermeister Christoph Schnei-
der/Neubeuern) und „Span-
nungsfeld Haupt- und Neben-
wohnsitze in Gemeinden“ (Bür-
germeister Ekkehard Wimmer/
Walchsee) hielten Martin Hin-
termayr (Wasserburger Woh-
nungsbaugenossenschaft) und 
Irene Biebl-Daiber, Erste Bürger-
meisterin der Gemeinde Bernau 
am Chiemsee, erkenntnisreiche 
Impulsvorträge. 

Genossenschaftliches  
Wohnen auf dem Land

In seinem Referat über „Ge-
nossenschaftliches Wohnen als 
Chance für ländliche Gemein-
den bei Wohnungsnot und Flä-
chenknappheit“ sprach Ge-
schäftsführender Vorstand Hin-
termayr von der GWG eG Was-
serburg als „preisdämpfenden 
Marktakteur“. Gegründet 1950, 
habe das Unternehmen ca. 
1.500 Wohnungen im Bestand. 
Jedes Jahr müssten etwa 3 Mio. 
Euro allein in Instandhaltungs-
maßnahmen investiert werden.

„Genossenschaftliches Woh-
nen bei uns zeichnet sich durch 
eine starke Stellung des Mieters, 
Professionalität in der Vermie-
tung und im Bau aus“, beton-
te Hintermayr. „Unsere Mieter 
sind Mitglieder in unserer Ge-
nossenschaft (3 Anteile a´ 155 
Euro) und verfügen dadurch 
über ein starkes, eigentumsähn-
liches Mietverhältnis.“ Eine Kün-
digung wegen Eigenbedarf sei 

nicht möglich.  
Die Mietverhältnisse der Ge-

nossenschaft, die sich auf ein-
heimische Bürger konzentrie-
ren, sind laut Hintermayr sehr 
auf Langfristigkeit ausgelegt; 
die durchschnittliche Mietdauer 
liege bei über 20 Jahren. Men-
schen mit Handicap, Alleinerzie-
hende und Familien mit Kindern 
hätten Vorrang. 

Angebot für 
viele Lebenssituationen

Als „professioneller“ Vermie-
ter verfüge die GWG eG über 
eine langjährige Erfahrung im 
Vermietungsprozess und bei 
der laufenden Betreuung der 
Mietverhältnisse. Der Mix aus 
barrierefreien, zumindest barri-
erearmen Zwei-, Drei- und Vier-
zimmerwohnungen garantiere 
ein Angebot an viele Lebenssi-
tuationen und Generationen. 
Geheizt werde mit erneuerba-
rer Energie, wichtiger Aspekt sei 
ein hoher energetischer Stan-
dard. 

Rathauschefin Irene Biebl- 
Daiber aus Bernau stellte das 
preisgünstige, vor zwei Jahren 
ins Leben gerufene ÖPNV-An-
gebot „Rosi“ – Mobil am Chiem-
see vor. Es ermöglicht bedarfs-
gerechte Busfahrten auf Ab-
ruf. Die Nutzer können „Rosi“ 
je nach Fahrtwunsch über ei-
ne App oder per Telefon an-
fordern. Mit dem Shuttle fah-
ren sie dann ohne feste Rou-
te oder Fahrplan an ihr indivi-
duelles Wunschziel. Dafür sind 
fünf Elektrofahrzeuge in den 
Gemeinden Aschau, Bad Endorf 
sowie Bernau, Breitbrunn, Prien 
und Gstadt, Eggstädt, Frasdorf, 
Höslwang, Rimsting und Samer-
berg im Einsatz. Spezielle Hal-
testellenschilder zeigen an, wo 

„Rosi“ überall hält und wo ein 
Zu- und Ausstieg möglich ist. 

Für die Durchführung des 
On-Demand-Verkehrs für die 
kommenden sechs Jahre beauf-
tragte der Landkreis Rosenheim 
die beiden Deutsche Bahn-Töch-
ter Regionalverkehr Oberbayern 
GmbH (RVO) und ioki GmbH. 

Begeistern für Europa

Simon Lochmann, Leiter der 
Abteilung Südtirol, Europaregi-
on und Außenbeziehungen des 
Landes Tirol, hob im Anschluss 
die wichtige Rolle der Euregios 
für den Grenzraum hervor und 
rief die Politiker dazu auf, ihre 
Kommunen und ihr Umfeld für 
die Europawahl zu begeistern. 
Nur durch eine rege Wahlbetei-
ligung könne sichergestellt wer-
den, dass das Sicherheitspro-
jekt Europäische Union erfolg-
reich fortgeführt wird. 

Auch der Europa-Gemein-
derat und Kitzbüheler Stadt-
rat Andreas Fuchs-Martschitz 
bekräftigte die wichtige Rol-
le der Europäischen Union als 
Wertegemeinschaft und ver-
deutlichte, dass es unverzicht-
bar sei, diese täglich zu leben 
und zu verteidigen. „Das sind 
Grundpfeiler der Demokratie“, 
so Fuchs-Martschitz abschlie-
ßend. � DK

Bürgerbeauftragter: 

Schwimmen und Lesen 
Zwei Kernkompetenzen der Kinder stärken 
Bürgerbeauftragter Wolfgang Fackler, MdL, zum Start der Freibad-
saison 2024: Kinder müssen im und am Wasser sicher unterwegs 
sein. Zu einer gelungenen Freibadsaison gehört aber auch ein gutes 
Buch. Beides müssen wir stärken: Schwimmfähigkeit und Lesekom-
petenz unserer Grundschulkinder! 

Der Bürgerbeauftragte der 
Bayerischen Staatsregierung, 
Wolfgang Fackler, MdL, hebt zum 
Start der Freibadsaison 2024 her-
vor: „Es ist lebenswichtig, dass 
Kinder frühzeitig Schwimmen ler-
nen. Dabei geht es nicht nur um 
die Bewegung oder um sportli-
che Leistungen, sondern um die 
grundlegende Schwimmfähigkeit 
der Kinder im Grundschulalter.“ 

Eltern in der Pflicht

Fackler sieht dabei mehre-
re Ansatzpunkte. Neben pro-
fessionellem Schwimmunter-
richt innerhalb oder außerhalb 
der Schule sieht der Beauftragte 
auch die Eltern in der Pflicht. Der 
Beauftragte regt darüber hin- 
aus eine breite Diskussion an, 
um Verbesserungen zu errei-
chen. Dabei denkt er etwa an 
Schwimmcamps, Schwimmfesti-
vals oder Wettbewerbe zwischen 
den Schulen. 

Nachholbedarf  
in Sachen Lesekompetenz

Wichtig ist Fackler aber auch: 
„Im Freibad geht es nicht nur 
um das Schwimmen. Im Som-
mer Zeit im Freibad zu verbrin-
gen, ist Lebensgefühl pur. Dazu 
gehört für mich auch ein gutes 
Buch.“ Die Lesekompetenz der 
Kinder in Bayern braucht Förde-
rung. „Die richtige Auswahl an Li-
teratur für Kinder ist wichtig, um 
den Spaß am Lesen zu fördern,“ 
so der Beauftragte. „Die aktu-
ellen Ergebnisse der letzten Pi-
sa-Studie haben gezeigt, dass bei 
der Lesekompetenz der Kinder in 
Deutschland Nachholbedarf be-
steht.“ 

Aktuelle Tipps

Der Beauftragte freut sich da-
her über die aktuellen Lesetipps, 
die die Leiterin der Landesfach-
stelle für Büchereien und Bildung 

im Sankt Michaelsbund und Prä-
sidentin der Deutschen Akade-
mie für Kinder- und Jugendlite-
ratur, Frau Dr. Claudia Maria Pe-
cher, vorgestellt hat. „Da ist si-
cher für alle etwas dabei“, so der 
Bürgerbeauftragte. 

Leseliste für Kinder

Die Präsidentin betont: „Wie 
das Schwimmen will auch das Le-
sen geübt sein – und soll doch vor 
allem Spaß machen. Meer, Was-
ser und Schwimmen sind seit je-
her Erzählanlässe in der Litera-
tur: von Atlantis bis zu moder-
ner preisgekrönter Kinderlitera-
tur mit Büchern von Anne Becker, 
Stefanie Höfler oder Will Gmeh-
ling. Gerade ist ein neuer Band 
der Akademie mit dem Titel „Al-
les im Fluss! Wasserwelten in der 
Kinder- und Jugendliteratur“ er-
schienen, der die Geschichte und 
neuere Produktionen in den Blick 
nimmt. Jetzt haben wir eine aktu-
elle Leseliste zusammengestellt, 
die Lesen und Schwimmen ex-
emplarisch verbindet.“ Diese Lis-
te kann unter www.akademie-kjl.
de/buch-app-empfehlungen/ex-
trablatt/ eingesehen werden. �r 

Landkreis München:
Gemeinsam Barrieren überwinden
Aktionsplan für die Belange von Menschen mit Behinderung 

wird fortgeschrieben
Über eine Milliarde Menschen weltweit leben mit langfristigen Be-
hinderungen. Mit der Frage, wie öffentliche und unsichtbare Barrie-
ren minimiert und Beruf und Alltag inklusiver gestaltet werden kön-
nen, beschäftigt sich das Landratsamt München seit vielen Jahren. 

Nach acht Jahren soll nun der 
2015 beschlossene Aktionsplan 
für die Belange von Menschen 
mit Behinderung im Landkreis 
München unter Einbeziehung 
von Bürgerschaft und Akteuren 
aus dem sozialen Bereich fortge-
schrieben werden. 

Mit seinem Aktionsplan für 
die Belange von Menschen mit 
Behinderung hat der Landkreis 
München seit 2015 mehr als 130 
Maßnahmen in 9 Handlungsfel-
dern – darunter Wohnen, politi-
sche Teilhabe und Information, 
Mobilität und Barrierefreiheit im 
öffentlichen Raum, (früh-)kindli-
che Bildung, Freizeit, Kultur und 
Sport, Schule, Arbeit und Beruf, 
Assistenz sowie Gesundheit – de-
finiert. Eine Evaluation erfolgte 
2022 und zeigte, dass die bishe-
rigen landkreisweiten Maßnah-
men nicht alleine ausreichen, um 
Inklusion nachhaltig zu verwirk-
lichen. Mit Beschluss des Sozial-
ausschusses aus dem Mai 2023 
soll der Aktionsplan weiterhin 
unter Einbindung der Bürgerin-
nen und Bürger sowie mit Vertre-
terinnen und Vertretern einschlä-
giger Organisationen sozialräum-
lich fortgeschrieben werden. 

Im Rahmen der Fortschreibung 

des Aktionsplans, der auf der 
UN-Behindertenrechtskonventi-
on basiert, sollen weitere Maß-
nahmen zur Verbesserung der 
Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen erarbeitet werden. 
Hierzu werden messbare Indika-
toren zu ihrer Überprüfung ent-
wickelt. Dabei sollen auch An-
regungen aus der kommunalen 
Familie, der Bürgerschaft sowie 
zahlreicher Akteure im sozialen 
Bereich einfließen. Dazu wurde 
der Landkreis München in ins-
gesamt sechs Planungs- und Ge-
staltungsregionen nach dem 
ISAR-Prozess (integrierte, sozial-
raumorientierte Arbeit) einge-
teilt. Diese Einteilung ermöglicht 
eine schnellere und passgenaue-
re Ermittlung notwendiger Maß-
nahmen. Den Anfang macht die 
Region sechs, die aus den Ge-
meinden Baierbrunn, Gräfelfing, 
Grünwald, Neuried, Planegg, 
Pullach i. Isartal, Schäftlarn und 
Straßlach-Dingharting besteht. 
Die weiteren Regionen können 
der folgenden Abbildung unter 
www.landkreis-muenchen.de/
themen/chancengleichheit/le-
ben-mit-einer-behinderung/ak-
tionsplan-un-brk/ entnommen 
werden.  � r

mailto:info%40gemeindezeitung.de?subject=
https://www.gemeindezeitung.de
http://www.akademie-kjl.de/buch-app-empfehlungen/extrablatt/
http://www.akademie-kjl.de/buch-app-empfehlungen/extrablatt/
http://www.akademie-kjl.de/buch-app-empfehlungen/extrablatt/
http://www.landkreis-muenchen.de/themen/chancengleichheit/leben-mit-einer-behinderung/aktionsplan-un-brk/
http://www.landkreis-muenchen.de/themen/chancengleichheit/leben-mit-einer-behinderung/aktionsplan-un-brk/
http://www.landkreis-muenchen.de/themen/chancengleichheit/leben-mit-einer-behinderung/aktionsplan-un-brk/
http://www.landkreis-muenchen.de/themen/chancengleichheit/leben-mit-einer-behinderung/aktionsplan-un-brk/
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Manchmal ist das mit der 
deutschen Geschichte doch 
verflixt schwer. Am Pfingst-
dienstag strahlte das ZDF ei-
ne „Terra X History“-Sen-
dung unter dem Titel „75 Jah-
re Deutschland – Deutschland 
hat Geburtstag! Vor 75 Jahren 
wird die Bundesrepublik ge-
gründet – und die DDR“ aus. 
Mehr gequirlter Quark auf 
einmal geht sicher nicht mehr. 

Wann Deutschland geboren wurde, ob mit 
dem Vertrag von Verdun 843, mit der Thron-
besteigung Heinrichs I 919, mit dem Westfä-
lischen Frieden 1648 oder doch erst mit der 
Reichsgründung 1871 – darüber mögen Histo-
riker sich die Köpfe heiß reden. 1949 jedenfalls 
gab es Deutschland schon lange, es musste 
nach zwölf Jahren skrupelloser Terrorherr-
schaft und fünf Jahren infernalischem Krieg 
allerdings wieder aufgerichtet und neu orga-

nisiert werden. Den Zeitläuften geschuldet in 
zwei getrennten staatlichen Einheiten. 

Weil Deutschland in den westlichen Besat-
zungszonen als demokratischer, föderaler und 
freiheitlicher Staat organisiert werden sollte, 
gab es tatsächlich einen 75. Geburtstag zu fei-
ern, und zwar am 23. Mai: Den Geburtstag des 
Grundgesetzes, der freiheitlichsten, bestän-
digsten und wehrhaftesten Verfassung, die der 
Gesamtstaat je hatte. Erst in den Ländern der 
alten Bundesrepublik gültig, ist es seit die DDR 
und damit die zweite deutsche Diktatur zur 
Fußnote der Geschichte wurde, die Verfassung 
unseres ganzen Landes.

Wie hat Deutschland also sich und sein 
Grundgesetz gefeiert? Das Bundesfinanzmi-
nisterium hat eine echt coole Sonderbriefmar-
ke herausgegeben, deren Motiv ein gedrucktes 
Grundgesetz ist, das lässig in einer Jeans-Ge-
säßtasche steckt. So wie unsere Verfassung 
halt sein sollte – Teil unseres täglichen Lebens. 
Problem: Die Post verkauft Sondermarken nur 
noch an ganz wenigen Verkaufsstellen und wer 
Briefe überhaupt noch schreibt, vermeidet ja 
eher Briefmarken, die man hinten ablecken 
muss. Chance vertan, an das Jubiläum in den 
Briefkästen breit zu erinnern. 

Dann gab es eine Sonder-
münze, allerdings keine zu 2 
Euro, die man dann täglich 
benutzen könnte (eine solche 
gab es wenigstens zur Feier 
der Paulskirchen¬Verfassung 
vor 175 Jahren – immerhin 
ein Meilenstein der deutschen 
Demokratiegeschichte), son-
dern zu 20 Euro, die nur in 
Sammleralben oder als mäßig 
originelles Geschenk zur Fir-

mung auftauchen dürfte.
Klar, landauf, landab wurde beflaggt, auch 

bei uns am Rathaus. Ernüchternd war, wie viele 
Besucher an der Pforte erst mal gefragt haben 
„Warum heute die Fahnen?“ und nachdem der 
Pförtner sie aufgeklärt hat, mit „Ey, OK, wusste 
gar nicht, dass heute Verfassungstag ist“ zum 
Dank antworteten.

Die regierungsamtliche Propagandatruppe 
hat all ihre Kraft und finanziellen Mittel auf 
zwei Feste der Demokratie in Berlin und Bonn 
konzentriert, auf denen sich die Regierungs-
politiker präsentieren und blamieren konnten 
(Habeck: Heizungsgesetz als Versuchsanord-
nung für die Energiewende), aber nichts unter-
nommen, um Feierstimmung auch im weiten 
Land zu erzeugen, vor allem da, wo nicht die 
Eliten wohnen, sondern die Einstellung gegen-
über unserer Demokratie etwas kritischer ist.

Vereinzelt hat man sich darüber lustig ge-
macht, dass über den Berliner Himmel ein paar 
Fallschirmspringerschüler mit Fahnen abge-
sprungen sind, während in Paris oder Rom am 
Nationalfeiertag die Patrouille de France bzw. 
die Frecce Tricolori die jeweiligen Nationalfar-
ben aus den Düsen ihrer Jets in den Himmel 
zaubern. Aber das ist OK. Wenn wir keine ein-
satzbereiten Streitkräfte haben, brauchen wir 
auch keine Kunstflugstaffel. Im Übrigen steht 
es den Deutschen gut zu Gesicht, die Nation ei-
ne Nummer kleiner zu feiern. 

Populärer als der Verfassungstag wird in die-
sem Jahr sicher der Tag des Anpfiffs der Fuß-
ball-EM der Männer sein. Mal sehen, ob es 
wieder ein Sommermärchen mit sympathi-
schen Zeichen der Zusammengehörigkeit der 
Deutschen, gekrönt von einer weltoffenen 
Grundeinstellung gibt.

Zur Verfassung wie zum Fußball passt üb-
rigens ein Wort von Walter P. Chrysler: „Das 
wahre Geheimnis des Erfolges ist die Begeiste-
rung“.

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Bedauerlich defizitäre  
Geschichtskenntnisse

V.l.: Der Kreisbetreuer von Hor-
sovsky Tyn (Bischofteinitz) Pe-
ter Pawlik aus Otterfing mit Pro-
fessor Dr. Gerhard Sabathil, dem 
neu gewonnenen Ortsbetreuer 
für Pobezovice (Ronsperg).� r

Gelebte kommunale 
Partnerschaften

Unter den tausenden kommunalen Partnerschaften sind natür-
lich die grenznah benachbarter Städte, Gemeinden und Landkrei-
sen die lebendigsten, weil Zusammenarbeit und Austausch häu-
fig, billig, unkompliziert und persönlich stattfinden. 

So hat der wirtschaftliche Auf-
schwung des Landkreises Cham 
mit seinem fast wöchentlich die 
Grenze überquerenden Landrat 
Franz Löffler, auch den täglich 
6.000 einreisenden Fachkräften 
aus dem Landkreis der gegen-
überliegenden Choden-Haupt-
stadt Domazlice (Taus), die des-
halb auch nicht zum Sudenten-
land gehörte, zu verdanken. 

Viel mehr als nur  
der Drachenstich

Das alte Grenzstädtchen 
Furth im Wald strahlt nicht nur 
mit dem Drachenstich, son-
dern 2025 auch mit der Lan-
desgartenschau und schon seit 
2005 mit dem Europadirekt-
büro Brüssels weit über seine 
Partnerstadt Taus bis ins Eger-
land und den Böhmerwald hin-
aus. Weitere Beispiele sind das 
von der EU mitfinanzierte Cent-
rum Bavaria-Bohemia in Schön-
see, der Partnerstadt der gegen-
überliegenden Paneuropastadt 
Pobezovice (Ronsperg) oder die 
Partnerschaft von Donaustauf 
mit Prameny (Sangerberg) ober-
halb Marienbads. 

Modelle für  
gute Nachbarschaft

Vor allem die Euregios Agri-
ensis mit Cheb (Eger) und Böh-
merwald mit dem anderen 
grenznahen Europadirektbüro 
in Freyung sowie die AG Mitt-
lerer Böhmerwald sind bereits 

seit 1990 Modell für gute Nach-
barschaftspolitik europaweit ge-
worden. 

den der sudeten-böhmischen 
Ackermanngemeinde, den viel-
sprachigen Martin Kastler, der 
schon die Hanns-Seidl-Stiftung 
in Prag geleitet hatte, und dort 
eng mit der Vertretung der Su-
dentendeutschen Landsmann-
schaft Peter Barton zusammen-
arbeitet. 

Hunderte sudetendeutscher 
Kreis- und Ortsbetreuer

Die ältesten seit dem 2. Welt-
krieg im Kalten Krieg nicht ein-
fach und oft gegen politischen 
Widerstand entstandenen Be-
ziehungen sind aber die hunder-
te sudetendeutscher Kreis- und 
Ortsbetreuer zu ihren Heimat-
gemeinden und ihren vertrie-
benen und geflüchteten Mitbe-
wohnern. Auch wenn manche 
in den acht Jahrzehnten seither 
nicht mehr nachzubesetzen wa-
ren, sind viele doch sehr leben-
dig, besonders bei den jährli-
chen Pfingsttreffen der Sude-
tendeutschen, gemeinsamen 
Besuchen in den Heimatorten 
und in den Regionalbeilagen der 
Sudetendeutschen Zeitung aus 
München. 

Erinnerung an 
Richard Coudenhove-Kalergi

Umso mehr freute sich der 
Kreisbetreuer von Horsovsky 
Tyn (Bischofteinitz) Peter Pawlik 
aus Otterfing mit Professor Dr. 
Gerhard Sabathil den Enkelsohn 
des letzten sudetendeutschen 
Bürgermeisters von Pobezovice 
(Ronsperg) als neuen Ortsbe-
treuer gewonnen zu haben, der 
nicht nur mit dem jetzigen Bür-
germeister Martin Kopecky be-
freundet, sondern auch mit der 
gräflichen Familie des berühm-
testen Sohns der Stadt, dem  
visionären Gründer der Paneu-
ropabewegung Richard Couden- 
hove-Kalergi eng verbunden ist.  r

Gegenseitige  
staatliche Vertretung

Von zentraler Bedeutung für 
Bayern und Tschechien ist na-
türlich die gegenseitige staat-
liche Vertretung durch das 
Münchner Generalkonsulat un-
ter JUDr. Ivana Červenková, und 
die Vertretung des Freistaats 
in Prag seit 1. Mai neuerdings 
durch den langjährigen Euro-
paabgeordneten und Vorsitzen-

Regionalpartnerschaften: 

Motor für Partnerschaften  
mit tschechischen Kommunen

Podiumsgespräch des Sudetendeutschen Heimatrates
Als Vorbild für kommunale Partnerschaftsarbeit kann die Regional-
partnerschaft zwischen Mittelfranken und Südmähren dienen. Dies 
wurde beim Sudetendeutschen Tag in Augsburg bei der Podiumsdis-
kussion des Sudetendeutschen Heimatrates zum Thema „Deutsche 
und Tschechen – kommunale Partnerschaften“ deutlich.

Nach Frankreich hat Mittel-
franken seit den 1970er Jahren 
partnerschaftliche Beziehungen. 
Seit der Gebietsreform in Frank-
reich 2016 ist es jetzt die Regi-
on Nouvelle-Aquitaine. 2000 
kam die Regionalpartnerschaft 
mit der Woiwodschaft Pommern 
in Polen dazu, flankiert von fünf 
kommunalen Partnerschaften. 
Christa Naaß schlug im Bezirks-
tag Mittelfranken vor, eine sol-
che Partnerschaft auch mit Süd-
mähren zu installieren. Zunächst 
reiste eine Delegation zum „ers-
ten Anklopfen“, so Peter Dani-
el Forster, Bezirkstagspräsident 
Mittelfranken. Erschwerend war, 
dass es in Südmähren wie auch 
Mittelfranken von 2015 bis 2024 
mehrere Wechsel im Kreishaupt-

manns- bzw. Bezirkstagspräsi-
dentenamt gab. 

Landwirtschaft  
als verbindendes Element

Thematisch anknüpfen ließ 
sich im landwirtschaftlichen Seg-
ment. In Triesdorf befinden sich 
die landwirtschaftlichen Lehran-
stalten, Südmähren ist die bedeu-
tendste Weinbauregion Tschechi-
ens mit einer Schule für Weinbau. 
Als die Corona-Beschränkungen 
vorbei waren, beschloss der Be-
zirkstag Mittelfranken 2023 die 
Gründung der Regionalpartner-
schaft mit der Region Südmäh-
ren. „Wir verstehen diese Part-
nerschaft auch in dem Sinn, klei-
nen Gemeinden Hilfen für eige-

ne kommunale Partnerschaften 
zu geben“, konkretisierte Fors-
ter. Dabei sind ihm besonders 
die Jugend und die Vereine wich-
tig. Vor Ort müssten entspre-
chende Komitees gegründet wer-
den. Mit Freude verwies er dar-
auf, dass Ende Juni die erste Ge-
meindepartnerschaft zwischen 
dem Markt Arberg und dem süd-
mährischen Dolní Dunajovice be-
siegelt wird. Positiv ist, dass eine 
Mitarbeiterin im Büro für Regio-
nalpartnerschaften Tschechisch 
spricht.

118 Nationen  
in Waldkraiburg

Völlig anders sieht es in Wald-
kraiburg, einer der bayerischen 
Vertriebenenstädte, aus. Seit 
1980 ist Waldkraiburg Patenstadt 
der Sudetendeutschen aus dem 
Adlergebirge. Und auf Antrag der 
Sudetendeutschen Landsmann-
schaft hat der Waldkraiburger 

Die Podiumsteilnehmerinnen und -teilnehmer. V.l.: Peter Daniel Forster (Bezirkstagspräsident Mittelfran-
ken), Robert Pötzsch (Bürgermeister Waldkraiburg), Moderator Toni Dutz (Bürgermeister Wiesau), Irene 
Novák, Petra Laurin, Stefan Bosse (Oberbürgermeister Kaufbeuren).	 Bild: Markus Bauer

Stadtrat 1985 die Patenschaft für 
die Stadt Haida übernommen. 
Darüber hinaus besteht seit 1997 
eine Städtepartnerschaft mit Sar-
trouville nahe Paris. Laut Bürger-
meister Robert Pötzsch leben ak-
tuell Personen aus 118 Nationen 
in Waldkraiburg – mit entspre-
chenden Kulturen. „Wir feiern zu-
sammen, es entstehen Freund-
schaften und Partnerschaften“, 
merkt er an. Doch er sieht auch 
etwas betrübt in die Zukunft: „Die 
Kultur aus der Vergangenheit, be-
sonders von den Heimatvertrie-
benen, wird immer weniger. Die 
Stadt Waldkraiburg hat keine ei-
gene Kultur entwickelt. Wenn 
die Aufbaukultur nicht mehr da 
ist – und damit die Erinnerung, 
der Rückblick, und auch das Ler-
nen aus der Vergangenheit, dann 
fehlt ein wichtiges Stück Heimat 
und Kultur.“ Und genau dieses Er-
be mache, so Pötzsch, eine Ver-
triebenenstadt aus.

Gemeinsamer Blick  
auf die Geschichte

Neugablonz, ein Stadtteil von 
Kaufbeuren, ist eine weitere Ver-
triebenenstadt. Die Stadt im All-
gäu hat seit September 1991 eine 
Städteliaison mit Ferrara in Itali-
en, seit Juli 1992 mit Szombat-
hely in Ungarn und – naheliegend 
– seit September 2009 mit Gab-
lonz an der Neiße (Jablonec nad 
Nisou). Zu Gablonz an der Nei-
ße gab es keine Alternative als 
tschechische Partnerstadt. „Wir 
mussten keine andere finden, es 
war ja die Originalstadt“, erläu-
terte Oberbürgermeister Stefan 
Bosse. Neben dem guten Ver-
hältnis der Bürgermeister ist für 
den Kaufbeurer Rathauschef spe-
ziell hier der „gemeinsame Blick 
auf die Geschichte“ von Bedeu-

tung. Auch Bosse, seit fast 20 Jah-
ren im Amt, stellte fest, dass seit 
Gründung der Partnerschaft in 
Gablonz an der Neiße inzwischen 
der fünfte Rathauschef amtiert. 
„Aber ist es immer gelungen dar-
zustellen, dass die Partnerschaft 
wichtig ist“, bilanzierte Bosse, 
der auch die Heimatvertriebenen 
in die Partnerschaftsarbeit einbe-
zieht.

„Es gab damals auf tschechi-
scher Seite Vorurteile“, erläuter-
te Petra Laurin aus Gablonz an 

der Neiße. Zusammen mit Ire-
ne Novák vermittelte sie die ge-
meinsame Geschichte von Deut-
schen und Tschechen in Böhmen 
und Mähren. So schufen sie ei-
ne gute Basis für die Städtepart-
nerschaft mit Kaufbeuren/Neu-
gablonz. „Städtepartnerschaften 
sind eine sehr wichtige Sache. 
Aber die zwischen Kaufbeuren/
Neugablonz und Gablonz an der 
Neiße ist eine ganz besondere“, 
drückte Irene Novák ihre Begeis-
terung aus. � Markus Bauer

Stadt Kempten:

Familiennetzwerk  
bündelt Informationen

Das vor einem halben Jahr neu gegründete „Netzwerk für Familien-
leistungen Kempten“, dessen Ziel es ist, die Transparenz für insge-
samt 59 nebeneinanderstehende familienpolitische Einzelleistungen 
in Kempten zu erhöhen, bündelt ab sofort alle wichtigen Informati-
onen auf der Internetseite www.kempten.de/familiennetzwerk. So 
sollen sich Hilfesuchende leichter orientieren können und schneller 
Lösungen finden.

Im Vordergrund steht der 
Überblick über finanzielle Leis-
tungen für Familien verschiede-
ner Leistungsträger.

Zu den Leistungsträgern ge-
hören die Familienkasse Bay-
ern Süd, die Agentur für Arbeit 
Kempten-Memmingen, das Zen-
trum Bayern Familie und Sozi-
ales Schwaben, die AOK Kemp-
ten-Oberallgäu-Lindau, die Ca-
ritas Kempten-Oberallgäu, die 
Diakonie Allgäu sowie verschie-
dene Ämter des Sozialreferats 
der Stadt Kempten.

Die Mitarbeitenden informie-
ren sich gegenseitig über Abläufe 
und Neuerungen, so dass Famili-
en mit ihren Anliegen gleich zur 
richtigen Stelle gelotst werden. 

„So soll sichergestellt werden, 
dass Hemmnisse abgebaut und 
die Leistungen da ankommen, 
wo sie gebraucht werden“, erläu-
tert Oberbürgermeister Thomas 
Kiechle. Kempten möchte damit 
noch familienfreundlicher wer-
den.

Wie es weiter geht

Weitere Projekte des Netz-
werks, wie ein Wegweiser, Work-
shops und Vorträge sind bereits 
in Vorbereitung. Die nächste In-
formationsveranstaltung zu fi-
nanziellen Familienleistungen fin-
det am 16. Juli 2024 von 9 bis 11 
Uhr statt – online oder in der Ar-
beitsagentur Kempten. � r

http://www.kempten.de/familiennetzwerk
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Vorschau auf GZ 12
In unserer Ausgabe Nr. 12, die am 20. Juni 2024 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 IT · E-Government · Breitband · Mobilfunk
•	 Arbeitsplatz Kommune
•	 Wasser · Abwasser
•	 Kommunalfahrzeuge · Fuhrpark

 Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung Kommunale 

Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

KommunalfahrzeugeAltersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

 Kommunalfi nanzierung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Länderfahnen

Gemeindefahnen

Maste

Bekleidung

uvm.

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Teichrett ung

WENIGER ALGEN.
INTAKTE GEWÄSSER.

WIR MACHEN DAS!

WWW.MIKROBIOM-LAB.DE

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

Stadt Würzburg:

Fly me to the Musikbücherei
Angesummt-Werden als Berufsrisiko

Im Kosmos der Würzburger Stadtbücherei gibt es eine klangvolle Ga-
laxie namens Musikbücherei. Eine gewaltige Ansammlung von Jazz-
größen, klassischen Kompositionen und massentauglichen Popstars, 
angeordnet im 2. Obergeschoss des Falkenhauses.

Wer diesen interstellaren Raum 
einmal völlig losgelöst erforschen 
möchte, braucht natürlich ein ge-
eignetes Mess-Instrument. Die 
Ukulele zeigt exemplarisch, wel-
che Saiten die beiden Musikspezi-
alisten des Hauses mit fein aufein-
ander abgestimmten Angeboten 
bei der Kundschaft zum Schwin-
gen bringen möchten.

Theoretisch und praktisch 
zum Profi werden

Manfred Ullrich, der Leiter der 
Musikbücherei, ist stolz darauf, 
dass seine Ukulelen zum Auslei-
hen bereits im Orbit waren, noch 
lange bevor die „Bibliothek der 
Dinge“ an den Start ging. Inzwi-
schen hat es sich vielleicht her-
umgesprochen, dass man in der 
Stadtbücherei nicht nur Bücher, 
sondern beispielsweise auch  
Mischpulte, Mikrophone oder 
Synthesizer kostenlos nach Hau-
se mitnehmen kann. Die Ukulele 
übernahm hier quasi als „Ur-Ding“ 
wichtige Pionierarbeit und steht 
für eine große Lust an „neuen Me-
dien“, einer konsequenten Orien-
tierung an Kundenwünschen und 

einem Bildungsbegriff, der sich 
ständig ausdehnt.

Die Angebote der Bücherei sol-
len nicht durch einen strengen Bil-
dungskanon „erziehen“, sondern 
mit den richtigen „Spielsachen“ 
zu lebenslangem Lernen, Experi-
mentieren und Freude an der Mu-
sik ermuntern. Wer im OPAC, der 
Medien-Suchmaschine der Stadt-
bücherei, nach „Ukulele“ sucht, 
erhält neben den aktuell drei Mi-
ni-Gitarren zahlreiche weitere 
Treffer: Songbücher, CDs, Kurse 
mit Video-Tutorials oder gar Spiel-
filme, in denen das Instrument ei-
ne kleine Nebenrolle hat. Sachbü-
cher zeigen, dass sich Ukulelen zur 
Interpretation von Barockmusik 
oder als Banjo-Ersatz im Bereich 
Folk/Country eignen. Es gibt ein 
Ukulelen-Notenbuch nur für Bil-
lie-Eilish-Fans oder auch für alle, 
die schon jetzt Weihnachtslieder 
einstudieren wollen. Ratgeber in-
formieren über die verschiedenen 
Stimmweisen des Instruments 
oder geben wertvolle Reparatur-
tipps. Man kann durch die Büche-
rei theoretisch und praktisch zum 
Ukulelen-Profi werden.

Dieses Suchergebnis belegt, 

was die Bücherei heute alles leis-
tet und wie sich die Philosophie 
des Hauses über die Jahrzehn-
te immer wieder verändert hat. 
1937 noch am damaligen The-
aterstandort gegründet, gab es 
immer wieder markante Ein-
schnitte. So zum Beispiel 1969 als 
die „Phonothek“ eröffnete und 
man sich vom Personal plötzlich 
an drei Hörplätzen eine von zu-
nächst 394 Schallplatten aufle-
gen lassen konnte. Neben Beet- 
hoven erklangen hier auch die Be-
atles. Oder was könnte besser zu 
diesem Jahr passen als eine Schall-
platte mit Tondokumenten von 
der ersten Mondlandung?

Heute ist das Vinyl, das zwar 
aktuell ein großes Revival erlebt, 
wieder aus der Abteilung ver-
schwunden. CDs sind nun einmal 
viel pflegeleichter und die erfolg-
reichsten Tonträger müssen über 
die Jahre durchaus einiges aus-
halten. Auf stolze 479 Ausleihen 
kommt bislang Peter Gabriels Al-
bum „So“. Ein vielleicht unerwar-
teter Spitzenreiter und auch auf 
den nächsten Plätzen folgen mit 
Simon and Garfunkel (Filmmusik 
„The Graduate“), den Rolling Sto-
nes („Love you live“) oder Emer-
son, Lake & Palmer nicht unbe-
dingt die üblichen Verdächtigen 
von Michael Jackson bis Herbert 
Grönemeyer. In der Rubrik Klas-
sik gibt es mit Mozarts „Cosi fan 
tutte“ und Bachs „Violoncello-Sui-
ten“ schon eher Favoritensiege.

Mit dem Siegeszug von Spotify 
und YouTube gingen die CD-Aus-
leihen zuletzt dramatisch zurück. 
2004 war das erfolgreichste Jahr 
aller Zeiten. Damals wurden rund 
9.000 Bücherei-CDs in Jahresfrist 
stolze 163.000 Mal ausgeliehen. 

Im vergangenen Jahr wurden hin-
gegen die aktuell rund 7.400 CDs 
nur noch 17.600 Mal verbucht. 
Sehr gefragt ist weiterhin die Ru-
brik „Preisgekrönt“, mit der sich 
die Stadtbücherei am „Preis der 
deutschen Schallplattenkritik“, 
„Opus Klassik“ oder hervorragen-
den Besprechungen in Zeitschrif-
ten orientiert und somit auch an-
spruchsvolle Werke und Interpre-
tationen empfiehlt. Auch der gute 
alte BRAVO-Sampler ist in Zeiten 
von kostenlos verfügbaren Play-
listen aber weiter sehr gefragt. Ul-
lrich weiß viel über die Vorlieben 
seiner Kundschaft. Aus den Aus-
leihstatistiken lässt sich einiges 
ablesen, doch unverzichtbar ist 
natürlich insbesondere das per-
sönliche Gespräch.

Nicht selten wird dem Di- 
plom-Bibliothekar mit Zusatz-
ausbildung zum Musikbibliothe-
kar auf der Suche nach Noten 
oder CDs auch etwas vorgesun-
gen oder vorgesummt. „Die Leu-
te sind dann schwer beeindruckt, 
wenn ich aus dem Stegreif sagen 
kann ‚Jesus bleibet meine Freude 
– Bach Werke Verzeichnis 147!‘. 
Zur Wahrheit gehört aber auch, 
dass fast immer die gleichen rund 
20 Melodien vorgetragen wer-
den. Diese hat man nach eini-
gen Jahren dann natürlich drauf“, 
gibt sich der Musikexperte mit ei-
nem breiten persönlichen Interes-
se, von Bach über Jazz bis zu den 
griechischen Liedermachern, ganz 
bescheiden. Aus den persönli-
chen Begegnungen lernt er auch, 
die Verschlagwortung der Medi-
en zu perfektionieren – dies sei 
das Herz jeder Bücherei. So gibt 
es beispielsweise auch die Such-
kategorie „Hochzeit“, weil eben 
schon häufig nach passender Mu-
sik für Trauungen gefragt wurde 
und sich dieser Bezug meist nicht 
direkt aus einem Albumtitel er-
gibt. Und nicht jeder will CDs aus-
leihen, manche bringen auch CDs. 

Die vielseitige und manchmal auch viersaitige Musikbücherei: Man-
fred Ullrich machte bereits 1979 ein Praktikum im Falkenhaus. Seit 
1982 gehört der heutige Leiter der Abteilung fest zum Team und hat 
in dieser Zeit das weite Feld Musik immer wieder neu präsentiert 
.	 Bild: Georg Wagenbrenner

Die Bücherei hat einige langjähri-
ge Kooperationspartner, wie bei-
spielsweise das Africa Festival, das 
über die Jahre die „Weltmusik“ in 
der Stadtbücherei mitgeprägt hat. 
Auch Würzburgs Musikschaffen-
de bringen immer wieder ihre 
neuen Publikationen in der Mu-
sikbücherei vorbei.

Potential der Digitalisierung

Und was war vor der Compact 
Disk und der Langspielplatte? 
Über Jahrzehnte waren dies No-
tenbücher. Allein die Gesamtaus-
gabe Mozarts füllte in der Abtei-
lung über Jahrzehnte zwei kom-
plette Regalwände. Was schließ-
lich ins Magazin wandert, ist 
selbstverständlich nicht verlo-
ren, sondern weiter in der Such-
maschine und so kann man auch 
seltene Schätze wie beispielswei-
se sämtliche Noten, die dem Fal-
kenhaus vom Komponisten Ber-
thold Hummel vermacht wur-
den, weiter studieren oder aus-

leihen. Doch es ist wie in der 
gesamten Innenstadt: nicht al-
le Waren werden in den Schau-
fenstern der 1A-Lage präsen-
tiert – im Falkenhaus wäre dies 
der großzügige Marktbereich 
im Erdgeschoss mit Ausstellun-
gen im monatlichen Wechsel. 
Neue Ware drängt ständig nach. 
Die Digitalisierung bietet laut  
Ullrich auch bei der chronischen 
Raumnot der Stadtbücherei gro-
ße Potentiale. Schon heute sieht 
man selbst in Konzertsälen auf 
den Notenständern immer häu-
figer Tablets. Dieser papierlose 
Trend dürfte sich weiter verstär-
ken und auch die Musikbücherei 
in der Würzburger Stadtbücherei 
einmal mehr verändern; so wie 
eBooks und Tolino viele gedruck-
te Romane und Sachbücher er-
setzt haben. Mit der Fortschrei-
tung der Digitalisierung dürften 
weitere Regalmeter frei werden. 
Das Bibliotheks-Team wird sich 
auch für diese „unendlichen Wei-
ten“ etwas einfallen lassen. � r


